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Anschläge auf Migranten Seit 2006 brannte es elf Mal in Häusern von Migranten in Völklingen. Die Polizei sieht – anders als die Opfer – keine
Hinweise auf einen fremdenfeindlichen Hintergrund. Derweil wurde ein weiterer mutmaßlicher Helfer des Zwickauer Neonazi-Trios festgenommen.

Terror-Ermittler nehmen erstmals früheren NPD-Funktionär ins Visier
Polizei fasst mit Ralf Wohlleben eine zentrale Figur der Thüringer Neonazi-Szene – Bundesinnenminister Friedrich plant umfassende Neonazi-Datei 

Beobachter und Verfassungs-
schutz sehen in Wohlleben eine
der zentralen Figuren in Thürin-
gens Neonazi-Szene. Der Infor-
matiker gilt als Bindeglied zwi-
schen NPD und „freien“, gewalt-
bereiteren Neonazis, die sich oft
in „Kameradschaften“ zusam-
menschließen. In den 90er Jah-
ren gehörte er mit den später un-
tergetauchten drei mutmaßli-
chen Bombenbastlern Uwe
Mundlos, Uwe Böhnhardt und
Beate Zschäpe einer sechsköpfi-
gen „Kameradschaft Jena“ an.

Ein Jahr nach dem Verschwin-
den des Trios trat Wohlleben
1999 in die NPD ein und machte
dort nach Beobachtung der Ver-
fassungsschützer rasch Karriere:
Er wurde Mitglied im Landesvor-
stand als Beisitzer und „Schu-
lungsleiter“. In seiner Vorstands-
zeit bis 2008 sei er von Juli 2006
bis Mai 2008 stellvertretender
Landesvorsitzender gewesen. „Er
war ein wesentlicher Architekt

Erfurt/Jena. Ende vergangener
Woche hatte sich Ralf Wohlleben
noch sicher gezeigt: Für seine
Verhaftung würden die Beweise
des Bundeskriminalamtes nicht
reichen, sagte er vor Journalis-
ten. Die Ermittler hatten an die-
sem Tag seine Wohnung in Jena
durchsucht. Nicht einmal eine
Woche später hat sich das Blatt
für den 36-Jährigen gewendet.

für das Erscheinungsbild der
rechtsextremistischen Szene in
Thüringen“, charakterisiert Ste-
fan Heerdegen vom Beratungs-
verein mobit die Rolle Wohlle-
bens in dieser Zeit. In den Verfas-
sungsschutzberichten füllt er
Seiten: Reden bei Kundgebungen
in großen und kleinen Städten
über „osteuropäische Schwarzar-
beiter“ oder „Demonstrationen
bis zur Rückgabe aller deutschen
Ostgebiete“. 

Organisator der Neonazi-Szene

Er agitierte vor einem Asylbewer-
berheim, störte eine Ausstellung
des Verfassungsschutzes, ver-
suchte per Saalbesetzung mit 30
Unterstützern einen Vortag über
Rechtsextremismus zu verhin-
dern und organisierte landeswei-
te Treffs. Wohlleben sei ein
„überzeugter Neonazi“, der eher
als Beobachter und Organisator
aufgetreten sei und nicht als
Schläger – „der Mann, der bei

NPD-Kundgebungen gezielt Ge-
gendemonstranten fotografier-
te“, erinnert sich Heerdegen.
Überregional bekannt wurde vor
allem das „Braune Haus“ in Jena,
wo Wohlleben in einem ehemali-
gen Gasthof ein Wohnprojekt
und zahlreiche Treffs, Schulun-
gen und Liederabende organi-
sierte. Gleichzeitig bot er günsti-
gen Serverplatz für die Szene an,
auf dem bis zu einem Drittel aller
rechtsextremistischen Websites
aus Thüringen lagerten. Für die-
se Zeit beschrieben ihn Verfas-
sungsschützer als besonders
deutliches Beispiel, wie eng NPD
und Neonazi-Szene vernetzt sei-
en. 2009 trat er – nach NPD-An-
gaben wegen „persönlicher
Gründe“, aber ohne Konflikte –
aus der Partei aus. Wegen der
Neonazi-Morde und den Ermitt-
lungspannen plant Bundesinnen-
minister Hans-Peter Friedrich
(CSU) eine umfassende Datei zu
gewaltbereiten Rechtsextremis-

ten. Diese gehört zu dem Zehn-
Punkte-Plan, den das Bundesin-
nenministerium nach Bekannt-
werden der Neonazi-Mordserie
vorgelegt hatte. Im Gespräch ist
unter anderem, Bankverbindun-
gen, Telefonverbindungen und
Kontaktleute von gewaltbereiten

Rechtsextremisten zentral zu
speichern, damit jede Stelle da-
rauf Zugriff hat und die Ermittler
ein Gesamtbild haben. Die Datei
soll nach dem Vorbild der Anti-
Terror-Datei zu gewaltbereiten
Islamisten beim Bundeskrimi-
nalamt eingerichtet werden. 

Die Ermittlungen im Fall der
Zwickauer Neonazi-Zelle rücken
näher an die NPD heran. Die Poli-
zei nahm gestern den früheren
Funktionär Ralf Wohlleben fest.
Innenminister Friedrich will im
Kampf gegen den Rechtsterroris-
mus eine Neonazi-Datei anlegen. 

Von dpa-Mitarbeiter
Christian Schneider
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Politisch kluges Drängen

Das forsche Drängen des
Bundesinnenministers
auf eine Verbunddatei für

gewaltbereite Rechtsextreme
mag mancher Aktionismus nen-
nen. Das liberal geführte Justiz-
ministerium würde lieber erst
die jüngsten Ermittlungs-Fehler
analysieren. Die Schwachstellen
beim Informations-Austausch

zwischen Ländern und Behör-
den sind aber längst evident.
Und politisch handelt Friedrich
klug, wenn er jetzt Veränderun-
gen anstößt, ehe sich die Medien
gelangweilt vom Extremismus-
Thema abwenden und der Druck
nachlässt. Dass Friedrichs Datei
allein Straftaten nicht verhin-
dern kann, ist klar. Zentral ist
ein geschärftes Bewusstsein für
die rechte Gefahr. Aber ohne In-
formationen nutzt dieses wenig. 

Von SZ-Redakteur
Ulrich Brenner 
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Immer wenn nachts ein
Martinshorn ertönt, fliehen
Recep Ünsal und seine Fa-
milie vor ihr Haus in Völk-

lingen. Sie haben Angst, dass es
wieder brennt. Wie damals am
frühen Morgen des 5. August
2007, als Ünsal, seine schwangere
Frau und die Kinder über eine
Drehleiter gerettet wurden – „in
letzter Minute“, wie ein Feuer-
wehrmann sagte. Das Haus
brannte ab, die türkische Familie
verlor ihr Hab und Gut. Die Täter,
die nie gefasst wurden, hatten
laut Polizei einen Kinderwagen
im Flur angezündet. Nur drei
Jahre später, im September 2010,
brach abermals Feuer aus. Ünsal
rannte durch den verqualmten
Flur, um seine Kinder aus dem
ersten Stock zu retten und die an-
deren Mieter zu alarmieren.

In beiden Fällen war es Brand-
stiftung, das hat die Polizei zwei-
felsfrei festgestellt. „Irgendje-
mand hat zweimal versucht, uns
zu töten“, sagt der 38-jährige Ün-
sal mit zitternder Stimme. „Aber
warum nur?“ Ein „ganz normales
glückliches“ Leben habe er mit
seiner Familie bis zu jener Nacht
im August geführt, sich immer
wohl gefühlt in Völklingen, wo er
geboren wurde. Heute hat er
Angst vor seinen Mitmenschen. 

Die Ünsals sind nicht die einzi-
gen Völklinger mit Migrations-
hintergrund, die Opfer von
Brandstiftungen wurden. Min-
destens elf Mal hat es seit Sep-

tember 2006 in Häusern ge-
brannt, in denen Italiener,
Schwarzafrikaner, Algerier, vor
allem aber Türken leben. Dabei
gab es mindestens 20 Verletzte,
darunter Kinder. Die Brände
wurden oft ähnlich entfacht, in-
dem leicht entzündbares Materi-
al im Eingangsbereich abgefa-
ckelt wurde. An einem Abend
brannte es parallel in zwei Häu-
sern, im spektakulärsten Fall, am
5. August 2007, gleichzeitig in
drei Häusern. Alle Brände fanden
in Völklingen statt, wo die NPD
im Stadtrat sitzt
und rechtsradikale
Kameradschaften
aktiv sein sollen. 

Für die Polizei
gibt es jedoch „kei-
ne Hinweise“, dass
es sich um Brand-
stiftungen mit
fremdenfeindli-
chem Hintergrund
gehandelt haben
könnte. Es sei in
alle Richtungen
ermittelt worden,
selbstverständlich
sei man „neutral
an die Sache ran-
gegangen“, sagte Polizeisprecher
Georg Himbert der SZ. Waren die
Brände also eher Milieuverbre-
chen oder lebensgefährliche Jun-
genstreiche? Möglich. Fakt ist: In
allen Fällen (bis auf den jüngsten,
der noch untersucht wird) wur-
den die Ermittlungen eingestellt.
Bemerkenswert auch: 2007 gab
es in Völklingen insgesamt zehn
Brandstiftungen – alle, bis auf die

vom 5. August, sind aufgeklärt. 
Engagierte Bürger und Exper-

ten aus Migrationseinrichtungen
in Völklingen, die mehrfach be-
droht wurden und daher nicht
namentlich genannt werden wol-
len, üben Kritik an der Polizei. Sie
sprechen von halbherzigen Er-
mittlungen, einige sogar von Ver-
tuschung. So sollen in einigen
Fällen Zeugen nur nach Drängen,
zum Teil überhaupt nicht ange-
hört worden sein. Auch Ünsals
Rechtsanwalt, Thomas Lomberg,
ist unzufrieden mit den Ermitt-

lungen. „Dass
man bei Brand-
stiftungen in drei
von Migranten
bewohnten Häu-
sern so schnell
fremdenfeindli-
che Hintergründe
beiseite schiebt,
ist schon sehr ver-
wunderlich“, so
Lomberg. Er kön-
ne zudem in den
Ermittlungsakten
keine Hinweise
darauf erkennen,
dass man trotz
Gründung einer

Sonderkommission ernsthaft in
diese Richtung ermittelt habe.
Stattdessen stand sehr rasch Ün-
sal selbst im Visier der Ermittler.
Ein Informant, der laut Akten als
„sehr vertrauenswürdig“ einge-
stuft wurde, soll berichtet haben,
Ünsal selbst habe die Brände für
5000 Euro in Auftrag gegeben.
Monatelang hörte die Polizei da-
raufhin Ünsals Telefon ab und
ließ Kontobewegungen überwa-
chen – ohne jedes Ergebnis.

Ünsal selbst sagt, das Misstrau-
en der Beamten habe er von An-
fang an verspürt. Auf die Bitte et-
wa, Wertsachen aus der Ruine
seines Hauses holen zu dürfen,
sei ihm vom ersten Beamten vor
Ort geantwortet worden: „Das ist
doch eh Schwarzgeld, oder?“. 

Den Mut, so offen zu sprechen,
hat außer Recep Ünsal keiner der
Betroffenen. Zu groß ist die
Angst, die Gewalt zu schüren. Zu-
mal Übergriffe und Drohungen
gegen Migranten in Völklingen
keine Seltenheit seien, sagen Be-
troffene. Nazi-Parolen und Ha-
kenkreuze an Hauswänden und
öffentlichen Gebäuden ebenso
zum Stadtbild gehörten wie ein
von Kameradschaftsmitgliedern
betriebenes Tattoo-Studio. Nach-
dem das heikle Thema 2008 in ei-
nem Fernsehbeitrag zur Sprache
kam, erhielten türkische Bewoh-
ner und gegen Rechtsextremis-

mus engagierte Bürger anonyme
Drohbriefe: „Früher oder später
bekommen wir Euch alle.“

Trotz Hinweisen aus der Bevöl-
kerung braucht die Stadtverwal-
tung bisweilen Monate, um Nazi-
Symbole aus dem Stadtbild zu
entfernen. Bei einem übergroßen
Hakenkreuz, das Monate an einer
Grundschule prangte, bedurfte es
gar einer massiven Intervention
eines erbosten Bürgers. Auffällig
platzierte Symbole an einem Su-
permarkt im Jahr 2008 tat der
damalige Polizeichef Völklin-
gens, Axel Busch, als „provozie-
rende Graffiti“ ab. Busch ist übri-
gens auf Familienfotos zu sehen,
die seine Tochter in einem sozia-
len Netzwerk präsentiert. Direkt
daneben posiert seine zweite
Tochter neben einem Mann mit
Glatze, im T-Shirt der verbotenen
Neonazi-Band „Landser“. 

Im Völklinger Rathaus hat man
bis heute keine Belohnung für die

Ergreifung der Täter der Haus-
brände ausgesetzt. Nicht einmal
der Sicherheitsbeirat wollte sich
bislang mit dem Thema befassen. 

SZ-Informationen zufolge soll
der Moschee-Verein der Tür-
kisch-Islamischen Gemeinde in
Völklingen kürzlich wieder einen
anonymen Drohbrief erhalten
haben. Die Polizei habe gebeten,
ihn nicht öffentlich zu machen. 

Recep Ünsal, dessen Vater als
Gastarbeiter noch am Völklinger
Bahnhof von einer Blaskapelle
empfangen wurde, weiß nicht,
wie es weitergehen soll. Kürzlich
gab es wieder einen Vorfall: Je-
mand fummelte von außen an
seiner Haustür herum. Ünsal öff-
nete und sah sich zwei Männern
gegenüber, einer von ihnen „ein
Glatzkopf“, wie er sagt. Die Täter
flohen. Eine Fahndung habe die
Polizei nicht veranlassen wollen.
Das könne man nur, wenn was
passiert sei, habe man ihm gesagt. 

„Irgendjemand hat
versucht, uns zu töten“

Völklinger Brandserie schockt ausländische Bürger – Kritik an Polizei

Von SZ-Redakteur
Johannes Kloth

5. August 2007: Das Haus der Familie Ünsal in Völklingen steht in Flammen. Parallel brennen zwei weitere
Häuser in der Stadt, die von Migranten bewohnt werden. Täter wurden nie gefasst. FOTO: ROLF RUPPENTHAL 
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Völklinger Hütte
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Die Völklinger Brandstiftungen im Überblick HINTERGRUND
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Völklingen gehört zum Re-
gionalverband Saarbrü-
cken und zählt rund
40 000 Einwohner. Die In-
dustrialisierung begann
schon 1572, als in Geislau-
tern die erste Eisenschmel-
ze der Region entstand.
1873 begründeten die Ge-
brüder Röchling mit der
Übernahme der Hütte eine
Ära des Aufschwungs. Die
1986 geschlossene „Alte
Völklinger Hütte“ gilt heu-
te als größter Schatz der
Stadt und ist Weltkulturer-
be der Unesco. Völklingen
leidet seit der Montankrise
unter relativ hoher Ar-
beitslosigkeit. Die Stadt hat
mit fast 20 Prozent einen
hohen Anteil ausländi-
scher Mitbürger. red

„Dass man
so schnell

fremdenfeindliche
Hintergründe

beiseite schiebt,
ist sehr

verwunderlich.“ 
Rechtsanwalt 

Thomas Lomberg
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Nonnweilerer zählt 
zu den besten Lehrern
Nonnweiler/Berlin. Aus einem
ganz besonderen Anlass hat
Dietmar Bach gestern Angela
Merkel die Hand geschüttelt.
Der 54 Jahre alte Deutsch- und
Sozialkundelehrer zählt zu
den insgesamt 16 Siegern, de-
nen die Bundeskanzlerin ges-
tern den Deutschen Lehrer-
preis überreicht hat. Bach ist
unter seinen Kollegen einer
der Preisträger in der Katego-
rie „Schüler zeichnen Lehrer
aus“. Der Pädagoge wohnt in
Nonnweiler und arbeitet am
Gymnasium im rheinland-
pfälzischen Hermeskeil. red

Neue Preise 
bei Soroptimist
Merzig/Saarlouis. Das erste
Türchen des Adventskalen-
ders 2011 von Soroptimist
Merzig-Saarlouis ist geöffnet.
Die Gewinnnummern von
Donnerstag, 1. Dezember, lau-
ten: 1. Preis 484; 2. Preis 91; 3.
Preis 343; 4. Preis 1450. Die
Gewinne können bei STUW in
Saarlouis, Titzstraße 1-3, Tele-
fon (0 68 31) 9 39 50, zu den
Geschäftszeiten abgeholt wer-
den. Der Erlös der Aktion der
SI-Serviceorganisation geht an
die SZ-Aktion „Hilf-Mit!“ und
die Elterninitiative krebskran-
ker Kinder. Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen, die Angaben
sind ohne Gewähr. Die Ge-
winnnummern sind auch im
Internet nachzulesen. red 

www.
clubmerzigsaarlouis .  
soroptimist .de
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Wie stelle ich fest, 
ob ich an Osteoporose leide?

Telefon-Doktor gibt heute Auskunft
Saarbrücken. Sind Sie älter als
50 Jahre und haben seit Länge-
rem Rückenschmerzen, die bis-
her nicht abgeklärt wurden? Sind
Sie im letzten Jahr zweimal oder
öfter ohne ersichtlichen
Grund gestürzt? Hatten
Ihr Vater oder ihre Mutter
einen Oberschenkelhals-
bruch? Möchten Sie mehr
erfahren über das Risiko,
an Osteoporose zu erkran-
ken? Dann rufen Sie heute
Abend den Telefon-Dok-
tor an. Ein kompetenter Arzt zum
Thema Osteoporose steht Ihnen
von 18 bis 20 Uhr zur Verfügung,
Telefon: (06 81) 5 02 26 20.

Unter Osteoporose versteht die
Medizin den fortschreitenden
Verlust an Knochenmasse und
-struktur. Dieser führt unbe-
merkt zu einem erhöhten Risiko
für Knochenbrüche, die entweder

spontan, also ohne äußere Ein-
wirkung, oder nach einer Baga-
tellverletzung wie einem Sturz
auftreten können. Weltweit sind
bereits rund 75 Millionen Men-

schen von Osteoporose
betroffen, vorwiegend äl-
tere Frauen. Das weibliche
Knochengerüst ist in der
Regel nicht so robust wie
das von Männern und da-
mit erreicht der Knochen-
abbau schneller kritische
Werte. Mit der steigenden

Zahl älterer Menschen wird auch
die Osteoporose massiv zuneh-
men und zur Volkskrankheit wer-
den. Man schätzt, dass im Saar-
land bereits 100 000 Menschen
an Osteoporose mit Knochenbrü-
chen leiden. Der Telefon-Doktor
ist ein Service der SZ in Zusam-
menarbeit mit der Kassenärztli-
chen Vereinigung Saarland. red

Saarbrücken. Der saarländi-
sche Innenminister Stephan
Toscani (CDU) will Hinweise
zu der Serie an Brandstiftun-
gen in Völklinger Häusern, die
überwiegend von Migranten
bewohnt werden, erneut prü-
fen lassen. Dabei solle die Sicht
der Opfer in die Betrachtung
einbezogen werden, teilte Tos-
cani mit. Die Prüfung werde
die Fachaufsicht über die saar-
ländische Polizei, die Abtei-
lung D „Polizeiangelegenhei-
ten und Bevölkerungsschutz“
übernehmen. 

Die Saarbrücker Zeitung hat-
te gestern über eine Serie von
mindestens elf Brandstiftun-
gen in Völklinger Wohnhäu-
sern in der Zeit zwischen Sep-
tember 2006 und September
2011 berichtet. In den Häusern
lebten zu den Zeitpunkten der
Brände überwiegend Migran-
ten, in erster Linie Türken. Be-
troffene gehen von fremden-
feindlichen Hintergründen
aus. Die Polizei hatte bei ihren
Ermittlungen dafür allerdings
keinerlei Anhaltspunkte ge-
funden. Bei den Bränden war
unter anderem im Jahr 2007
das Haus einer türkischen Fa-

milie zerstört worden. Drei
Jahre später brannte es im
Haus erneut. Täter und Motiv
sind bis heute nicht bekannt.

Seitens der Opposition wur-
den gestern Forderungen nach
einer Wiederaufnahme der Er-
mittlungen laut. „Der Ver-
dacht, der im Raum steht, dass
hier lasch bis gar nicht ermit-
telt wurde, muss ausgeräumt
werden. So etwas darf es in un-
serem Land nicht geben“, sag-
te der Extremismus-Experte
der SPD-Fraktion im saarlän-
dischen Landtag, Magnus
Jung. Der innenpoliti-
sche Sprecher der
Fraktion, Stefan Pau-
luhn, sagte, es müsse
erneut geprüft wer-
den, ob Hinweise auf
die ausländerfeindli-
che Täterschaft und
Kreise rechtsext-
remer Gruppierungen
bis hin zur NPD, die im
Völklinger Stadtrat
sitzt, im Tatzusammenhang
stehen. 

Auch der stellvertretende
Vorsitzende und innenpoliti-
sche Sprecher der Linksfrakti-
on, Rolf Linsler, forderte eine
Wiederaufnahme der Unter-
suchungen im Falle der Völk-
linger Brandstiftungen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund
„der neuen Erkenntnisse über
Gewaltexzesse aus dem rechts-
extremen Milieu“. „Sämtliche
Vorwürfe seitens der Opfer
müssten restlos aufgeklärt
werden“, so Linsler. Dem Völk-
linger Oberbürgermeister

Klaus Lorig (CDU) empfehle
man Projekte zur Prävention
im Kampf gegen Rechtsext-
remismus. Dafür habe das
Land gerade 100 000 Euro zu-
sätzlich zur Verfügung gestellt. 

Der saarländische Verfas-
sungsschutz wollte sich ges-
tern nicht öffentlich über Er-
kenntnisse in den konkreten
Fällen äußern. Allerdings be-
nannte der Chef der Behörde,
Helmut Albert, eine generelle
Schwierigkeit bei der Überwa-
chung gewaltbereiter Rechts-
extremisten. 60 Prozent der

Gewalttäter, so Albert,
würden dem Verfas-
sungsschutz erst durch
ihre Tat bekannt. Diese
Personen seien zuvor
nie auffällig geworden,
nie in der Szene oder in
einer Partei aktiv gewe-
sen und trotzdem of-
fenbar bereit, eine
Straf- oder Gewalttat zu
begehen. 

Franz Josef Koenen, Leiter
der Arbeitsstelle Migration
und Fremdenfeindlichkeit des
Völklinger Vereins Multikul-
tur, äußerte sich gestern er-
freut über die Ankündigung
des Innenministeriums, die
Brände erneut prüfen zu wol-
len. Es sei wichtig, wieder ein
Vertrauensverhältnis zwi-
schen Migranten und Behör-
den herzustellen. Dieses sei
durch Erfahrungen in der Ver-
gangenheit teilweise sehr ge-
stört, so Koenen. Er hoffe, dass
nun ein gesellschaftlicher Dis-
kurs in Gang gesetzt werde. 

Toscani will Völklinger
Brandserie neu prüfen

Opposition: Vorwürfen der Opfer muss nachgegangen werden

Eine ungeklärte Brandstif-
tungsserie in Völklinger Häu-
sern, die überwiegend von Mig-
ranten bewohnt werden, soll
neu aufgerollt werden. Die Prü-
fung übernimmt das Saar-In-
nenministerium selbst. 

Von SZ-Redakteur
Johannes Kloth
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Warten auf den Erntedank-Truthahn

Thanksgiving ist eines der wichtigsten Familienfeste in den USA und
ein Feiertag. 1621 wurde es erstmals aus Dank für reichhaltige Ernte
gefeiert. Als Ausdruck der Verbundenheit zum Saarland hatte US-Ge-
neralkonsul Edward M. Alford angeregt, das Thanksgiving-Fest ges-
tern gemeinsam zu feiern. Die Presse war allerdings vom Dinner mit
Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer ausgeschlossen,
daher konnten auch keine Bilder von der Premiere des Truthahn-Es-
sens in Saarbrücken gemacht werden. BUB/FOTO: BECKER&BREDEL

Anzeige 

Zum Geburtstag
schenken wir Ihnen

auf das gesamte Sortiment.*

Von Donnerstag, 1.12. bis Samstag, 3.12.2011 in allen C&A Filialen
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Saarlouis. „Wir sind davon über-
zeugt, dass es besser ist, selbstbe-
stimmt zu handeln, als fremdbe-
stimmt behandelt zu werden“, so
der Junge-Union-Saar-Chef
Markus Uhl. Die jungen Christ-
demokraten starteten am Diens-
tagabend in Saarlouis mit einer
Podiumsdiskussion die Kampag-
ne „Saarländer sein – Saarländer
bleiben“. Der Tenor: Alles daran
setzen, eigenständig zu bleiben
und sich nicht zur Randgruppe
machen zu lassen. Um eigenstän-
dig bleiben zu können, müsse die
Schuldenbremse eingehalten
und eine Haushaltskonsolidie-
rung auf den Weg gebracht wer-
den: eine Grundüberzeugung der
JU, über die Finanzminister Pe-
ter Jacoby (CDU), Professor
Christoph Gröpl (Staats- und
Verwaltungsrechtler an der Saar-
Uni) sowie Ex-Wirtschaftsminis-
ter Hanspeter Georgi (CDU) und
Kurt Bohr (SPD, Ex-Staatskanz-
leichef von Ministerpräsident
Oskar Lafontaine) von der Zu-
kunftsinitiative Saarland disku-
tierten. Gröpl schlug vor, die
Schuldenbremse bis spätestens
2020 in die Landesverfassung
aufzunehmen. Jacoby und Georgi
gehen davon aus, dass das Saar-
land an einem Altlastenfond, in
den die überschießenden Schul-
den und Versorgungspflichten
einfließen, nicht vorbei kommt.
Dieser stünde erst in der zweiten
Hälfte des Jahrzehnts zur Dis-
kussion, wenn das Saarland seine
Hausaufgaben in Sachen Schul-
denbremse und nachhaltiger
Haushaltskonsolidierung ge-
macht habe. Dazu gehöre eine
Änderung der Verwaltungsstruk-
tur. Bohr stellte die Frage, welche
Strukturen man sich leisten kön-
ne, fragte, ob jede Kommune ein
eigenes Bau- oder Einwohner-
meldeamt brauche. „Zentrali-
sierte Verwaltungsgemeinschaf-
ten“, sind laut Bohr die Zukunft.
Auch über einen kleineren Land-
tag müsse diskutiert werden. hth

Junge Union diskutiert
über Erhalt 

des Saarlandes
Die Schuldenbremse einhalten,
den Haushalt konsolidieren und
einen Altlastenfond einrichten. So
möchte die Junge Union Saar das
Saarland sanieren. Konkret for-
dert sie eine effizientere Verwal-
tung und einen kleineren Landtag.

Kaiserslautern. Zweieinhalb Jah-
re Flucht hat ein Rocker der
„Hells Angels“ beendet und sich
auf Mallorca den Behörden ge-
stellt. Das teilte die Staatsanwalt-
schaft Kaiserslautern gestern
mit. Der 29-Jährige wurde wegen
einer tödlichen Messerattacke
auf ein 45-jähriges Mitglied der
„Outlaws“ in Rheinland-Pfalz ge-
sucht. Die tödlichen Verletzun-
gen soll ihm der 29-Jährige zuge-
fügt haben – „im Exzess“, sagte
der Richter bei der Urteilsver-
kündung gegen die beiden Kom-
plizen im Mai 2010. Die drei
Männer sollen den verfeindeten
Rocker getötet haben, um an des-
sen Jacke zu kommen. Der
Rocker werde nach Deutschland
abgeschoben und wegen Mordes
angeklagt, hieß es. Warum er sich
stellte, sei nicht bekannt. dpa

Mordverdächtiger
Hells-Angels-Rocker

stellt sich auf Mallorca

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
J . S C H L E U N I N G ,  U . K LO C K N E R

D I E T M A R  K LO S T E R M A N N

Saarbrücken. Nach der Ankündi-
gung von Saar-Innenminister
Stephan Toscani (CDU), die
Völklinger Brandstiftungsserie
erneut untersuchen zu lassen, be-
schäftigt sich nun auch die
Staatsanwaltschaft Saarbrücken
erneut mit den Fällen. Derzeit
prüfe man die Vorgänge auf mög-
liche weitere Ermittlungsansät-
ze, teilte der Sprecher der Staats-
anwaltschaft, Thomas Reinhardt,
gestern der SZ mit. Zwischen
September 2006 und September
2011 hatten Unbekannte in min-
destens zehn Häusern, die über-
wiegend von Migranten bewohnt
wurden, Brände gelegt. Dabei
wurden zahlreiche Menschen
verletzt. In keinem Fall konnten
Täter ermittelt werden. Geschä-
digte wie der von zwei Brandstif-
tungen betroffene Völklinger Re-
cep Ünsal hatten sich zuletzt
über mangelhafte polizeiliche Er-
mittlungsarbeit beklagt. Derweil
hat der Sicherheitsbeirat der
Stadt Völklingen gestern die an
ihm geäußerte Kritik zurückge-
wiesen, untätig gewesen zu sein.
Die Ängste der türkischen Mit-
bürger seien mehrmals Thema
im Sicherheitsbeirat gewesen,
heißt es in einer Mitteilung des
Beirates. Zudem hätten Vertreter
des Beirates anlässlich der Brän-
de im Jahr 2007 an einem Ge-
spräch mit allen Völklinger Mo-
scheegemeinden und anderen,
meist türkischen, Vereinen teil-
genommen. Dabei sei es gelun-
gen, gegenseitiges Vertrauen wie-
der herzustellen. Dem wider-
sprach gestern das Opfer Recep
Ünsal gegenüber der SZ. Er habe
zu keinem Zeitpunkt Unterstüt-
zung durch den Sicherheitsbeirat
erhalten. jkl

Staatsanwaltschaft
beschäftigt sich mit

Bränden in Völklingen
Akw-Chef: „Lektionen von Deutschen“ unerwünscht

Cattenom-Direktor Dupré de la Tour greift deutschen Stresstest-Beobachter Dieter Majer scharf an

Thionville. Zum Schluss wurde es
ungemütlich. Er verstünde nicht,
wie der deutsche Experte Dieter
Majer zu Aussagen kommen kön-
ne, wie sie in der deutschen Pres-
se zu lesen gewesen seien, sagte
der Kraftwerksdirektor von Cat-
tenom, Stéphane Dupré de la
Tour, gestern bei einer Presse-
konferenz mit Vertretern der In-
ternationalen Atomenergie-Be-
hörde (IAEA). Es handele sich bei
dem Bericht der Internationalen
Atomenergiebehörde um eine
Expertise und nicht um eine Mei-

nung, kanzelte er die Kritik des
Stresstest-Beauftragten aus
Deutschland und Luxemburg ab.
Majer hatte zu Beginn der Woche
vor dem Ausschuss für Katastro-

phenschutz des
interregionalen
Parlamentarier-
rates (IPR) das
Verfahren des
Stresstests in Fra-
ge gestellt.

Konzeption, Si-
cherheit, Ma-
nagement und
Pannen des
Kraftwerks seien

im Internet genau dokumentiert,
sagte Dupré de la Tour. Cattenom
setze auf Transparenz. Und: „Wir
haben uns von den Deutschen
keine Lektionen geben zu las-
sen“, so de la Tour.

Die Inspektoren der Interna-
tionalen Atomenergie-Behörde
schienen zu Beginn der Presse-
konferenz geahnt zu haben, dass

es zu Missstimmungen kommen
könnte. Ihre Aufgabe war es zu
prüfen, wie die Führungsmann-
schaft des Kraftwerkes eine Si-
tuation in den Griff bekommt,
wenn die Katastrophe bereits
eingetreten ist. Erstmals musste
die Expertenrunde der IAEA
überhaupt ein Katastrophensze-
nario prüfen. Bis zu dem Vorfall
im japanischen Fukushima hatte
das nicht auf dem Programm ge-
standen. Die Prüfer testeten al-
lerdings nicht, wie das Akw einen
Flugzeugabsturz oder eine Na-
turkatastrophe überstehen wür-
de. Genau dies ist umstritten.

Das Management der Anlage ist
gut, es hat im Wesentlichen die
vier Blöcke in Cattenom im Griff,
lautet zusammengefasst das Ur-
teil der IAEA. Das gelagerte Ma-
terial sei klar gekennzeichnet.
Die Sicherheitsvorschriften wür-
den eingehalten. Das Kommuni-
kationssystem sei in Ordnung, es
sei mehrfach ausgelegt. Die Be-

legschaft sei ebenfalls gut. Es ge-
be im Katastrophenfall genügend
technische Unterstützung. Die
Handhabung im radioaktiven Be-
reich sei individuell beschrieben,
garantiere Einfachheit und Si-
cherheit, so die Experten.

Die Behörde hat gleichwohl
Empfehlungen an die Kraft-
werksleitung gegeben. So sollten
neben der normalen Schulung
des Personals regelmäßige Ver-
tiefungen und Wiederholungen
erfolgen. Das Trainingspro-
gramm solle intensiviert werden.
Und bei Pannen sollten die Grün-
de für das Ereignis tiefgehender
analysiert werden. 

Die Inspektoren werden in 18
Monaten nach Cattenom zurück-
kehren und prüfen, wie ihre
Empfehlungen umgesetzt wur-
den. Die heutige Sitzung des In-
terregionalen Parlamentarierra-
tes in Metz dürfte zu einer Fort-
setzung des deutsch-französi-
schen Konflikts führen. 

Bei der Vorstellung des Berichts
der Internationalen Atomenergie-
Behörde für das Akw Cattenom
wehrte sich dessen Chef gestern
gegen deutsche Kritik. Eine Über-
prüfung, ob das Akw Naturkata-
strophen standhält, sei nicht Ge-
genstand des Tests gewesen. 

Von SZ-Mitarbeiter
Helmut Wyrwich
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Saarbrücken verschärft Jagd 
auf Raser und Müllsünder

Lokalteil Saarbrücken > Seite C 1

Nummer 281 / G 6024

Ausgabe Saarbrücken-Mitte
Einzelpreis Deutschland 1,50 €

Frankreich 1,60 € / Luxemburg 1,70 €

1761 – 2011250 JAHRE

SCHNELLE SZ
.................................................................................................................

Kinderpornografie soll jetzt
im Netz gelöscht werden

Standpunkt > Seite A 4, Internet > Seite B 6

Was macht die Miss Germany
aus Völklingen heute?

Themen des Tages > Seite A 2

WETTER KONTAKT LESER-REPORTER ZITAT
www.saarbruecker-zeitung.de

Tickets: (06 81) 502 55 22
bei Ihrer SZ vor Ort oder online unter

www.sz-kartenvorverkauf.de

Abo-Service: (06 81) 502 502
Privatanzeigen: (06 81) 502 503

E-Mail: sz-service@sz-sb.de
Fax: (06 81) 502 509

Redaktion: (06 81) 502 504
Ressort Themen des Tages

Tel: (06 81) 502 22 12
Fax: (06 81) 502 20 59

E-Mail: themen@sz-sb.de

Werden Sie 
unser Leser-Reporter und 

schicken Sie uns
Ihre Tipps

als Sprachnachricht an:
(06 81) 59 59 800

aus dem Ausland:
(0049 681) 59 59 800

per E-Mail:
leser-reporter@sol.de

„Ich muss damit leben,
dass es Männer in
der Sendung gibt, 

die größer sind als ich.“
„Wetten, dass..?“-Moderator

Thomas Gottschalk (1,92 Meter)
über seinen Gast

Dirk Nowitzki (2,13 Meter)
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POLITIK

SPD erwartet Streit
bei Steuer und Rente
Die SPD-Führung befürchtet
für den morgen beginnenden
Parteitag Streit mit dem linken
Flügel über den Kurs bei Rente
und Steuern. > Seite A 6

WIRTSCHAFT

Dillinger Hütte plant
weltweit Wachstum
Die Dillinger Hütte will nach
den Worten von Vorstandschef
Karlheinz Blessing ihre Markt-
anteile weltweit deutlich aus-
bauen. > Seite A 7 

SAARLAND

Unfall beim
Ehrenamtsfest
Bei einem Fest der Landesar-
beitsgemeinschaft Pro Ehren-
amt ist ein Chorleiter von der
Bühne gestürzt. Er wurde
leicht verletzt. > Seite B 1

Jagd auf Wildschweine
am Hauptfriedhof
Am Saarbrücker Hauptfried-
hof wird am Sonntag Jagd auf
Schwarzkittel gemacht. Tier-
schützer protestieren gegen
den Plan. > Seite B 3

SPORT

Unterhaching besiegt
1. FC Saarbrücken
Sieg im Endspurt: Die SpVgg
Unterhaching hat in der vor-
letzten Minute gegen den 1. FC
Saarbrücken 3:2 (1:2) gewon-
nen. > Seite D 2 

DFB-Präsident kündigt
Rücktritt an
DFB-Präsident Theo Zwanzi-
ger hat seinen Rückzug ange-
kündigt. Er werde ab 2013
nicht mehr zur Verfügung ste-
hen, erklärte er. > Seite D3

PANORAMA

Gefängnis wird wegen
Fliegerbombe geräumt
Weil in Koblenz eine Bombe
entschärft wird, müssen 45 000
Menschen ihre Wohnungen
verlassen. Auch ein Gefängnis
wird geräumt. > Seite D 5

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
U L R I C H  B R E N N E R  

J Ö R G  W I N G E R T S Z A H N  

HEUTE MIT:

Ein Bad für Bud Spencer 

60 Jahre nach seinem Einsatz als Leistungsschwim-
mer in Schwäbisch Gmünd trägt das dortige Freibad
nun den Namen des früheren Italo-Western-Stars
Bud Spencer. Der 82-Jährige nahm die Zeremonie

persönlich vor. „Ich bin tief berührt“, sagte er. Die
Ehre ist Folge einer Online-Abstimmung, bei der ei-
gentlich der Name für einen Tunnel gesucht wurde.
> Seite D 6: Bericht FOTO: KRAUFMANN/DPA

Metz. Im Streit zwischen dem
Saarland und Lothringen um die
Zukunft des Atomkraftwerks
Cattenom ist es am Freitag zum
offenen Eklat gekommen. Der
Präsident der Großregion und

lothringische Re-
gionalratspräsi-
dent, Jean-Pierre
Masseret, verließ
abrupt und sicht-
bar verärgert die
Versammlung der
Parlamentarier
der Großregion
(IPR) nach kriti-
schen Fragen
zum Verlauf des

Stresstests in Cattenom. Masse-
ret sagte: „Das reicht.“ Danach
scheiterte eine gemeinsame Re-
solution des IPR zum französi-
schen Atomkurs. Die Saar-Land-
tagsabgeordnete Helma Kuhn-
Theis (CDU) sprach von einer
,,Brüskierung“. > Seite B 2: Be-
richt und Meinung pg

AKW Cattenom 
spaltet Lothringen 
und das Saarland
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Jean-Pierre
Masseret

Frankfurt/Saarbrücken. Die
Berichterstattung der Saar-
brücker Zeitung über eine Se-
rie ungeklärter Brandan-
schläge auf Häuser von Mig-
ranten in Völklingen (SZ vom
30. November 2011) zieht
dramatische Kreise. Die
„Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“ (FAZ) stellte am Frei-
tag eine Verbindung der
Zwickauer Terrorzelle zu den
Brandstiftungen her.

Zugleich bestätigte der
saarländische Generalstaats-
anwalt Ralf Dieter Sahm der
SZ die Wiederaufnahme von
Ermittlungen zu dem Bom-
benanschlag auf die umstrit-
tene Wehrmachtsaustellung
im Saarbrücker VHS-Zent-
rum im März 1999. Womög-
lich bestehe hier eine Verbin-
dung zu den Rechtsterroris-
ten Uwe Böhnhardt, Uwe
Mundlos und Beate Zschäpe,
sagte Sahm. Die Staatsan-
waltschaft habe „gewisse
Auffälligkeiten“ festgestellt,
weshalb auch ein damaliger
Zeuge wieder befragt werden
solle. Der habe nach dem An-
schlag in Saarbrücken am Fu-
ße der Schlosskirche zwei
Männer und eine junge Frau
gesehen, die sich mit dem An-
schlag „gebrüstet“ hätten. Bei

dem Zeugen handelt es sich
um einen Mitarbeiter des SR.

Die mögliche Verbindung
der Zwickauer zu den Völk-
linger Brandanschlägen
könnte sich nach Informatio-
nen der SZ aus einer DVD mit
rechtsextremem Inhalt erge-
ben, die bereits Anfang No-
vember an die Völklinger Se-
limiye-Moschee verschickt
worden sei. Dabei handelt es
sich nach Angaben der FAZ
um „die zwölfte DVD“, die die
drei Thüringer Neonazis an
verschiedene Organisationen
und Medien verschickt hat-
ten. Das Landeskriminalamt
sandte den „Spurenträger“
dem Vernehmen nach an das
Bundeskriminalamt sowie an
die Sonderkommission
„Trio“ beim Generalbundes-
anwalt. 

Ob und wieweit zwischen
den Ereignissen tatsächlich
Zusammenhänge bestehen,
ist nach Angaben der Ermitt-
ler offen. „Sehr wahrschein-
lich“ sei jedoch ein rechtsra-
dikaler Hintergrund der
Völklinger Brandanschläge,
sagte Sahm. Eine weitere
Auffälligkeit sieht die Justiz
nach Angaben der FAZ darin,
dass der als Unterstützer der
Zwickauer Neonazis festge-
nommene Holger G. aus Han-
nover an mehreren Demonst-
rationen gegen die Wehr-
machtsausstellung teilge-
nommen haben soll. Die Er-
mittlungen würden ,,mit
Hochdruck“ betrieben, be-
tonte Sahm am Freitagabend
gegenüber der SZ. bb/mju

Terror-Spur des
Nazi-Trios führt

ins Saarland 
Ermittler prüfen Verbindung zu Bränden

in Völklingen und Anschlag in Saarbrücken

Spuren der Terrorgruppe von
Zwickau führen nun auch ins
Saarland. Möglicherweise be-
stehen Verbindungen zu den
Brandstiftungen von Völklin-
gen und dem Bombenanschlag
auf die Saarbrücker Wehr-
machtsausstellung 1999. 

Merkel will Schuldenmacher
schärfer kontrollieren 

Berlin. Die Verschuldung der eu-
ropäischen Staaten soll schärfer
kontrolliert werden. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU)
plädierte gestern dafür, „automa-
tisch“ sicherzustellen, „dass eine
Verletzung des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes nicht mehr
möglich ist“. Wie das zu errei-
chen sei, solle auf dem EU-Gipfel

Ende kommender Woche geklärt
werden, sagte Merkel in Berlin.
Möglicherweise seien dazu Ände-
rungen der EU-Verträge nötig.
Am Montag wollen Merkel und
Frankreichs Staatspräsident Ni-
colas Sarkozy ihre gemeinsamen
Pläne zur „Zukunft Europas“ vor-
stellen. > Seite A 3: Berichte und
Meinung dpa/afp

Kiew. Die deutsche Fußball-Na-
tionalmannschaft steht bei der
Europameisterschaft 2012 in Po-
len und Ukraine vor schwierigen
Aufgaben. Das Team von Bundes-
trainer Joachim Löw trifft in der
Vorrunden-Gruppe B auf die Nie-
derlande, Dänemark und Portu-
gal. Das ergab die Auslosung am
Freitag in Kiew. > Seite D 1: Be-
richte und Meinung dpa

Deutschland trifft bei
EM auf schwere Gegner

London. Der Druck auf Teheran
wegen seines Atomprogramms
wird schärfer. Nach den Sankti-
onsbeschlüssen der EU-Außen-
minister stimmte der US-Senat
dafür, Firmen und Geldhäusern,
die mit Irans Notenbank zusam-
menarbeiten, den Zugang zum
US-Markt zu verwehren. Der Iran
zog derweil sein Botschaftsperso-
nal aus London ab. dpa

USA legen im Streit
mit dem Iran nach 

Wissenschaftler bescheinigen:
Saarbrücken miserabel erreichbar

Saarbrücken. Jeder Bahnkunde,
der mit einer Regionalbahn oder
einem Regionalexpress von
Mannheim oder Koblenz aus
nach Saarbrücken fährt, weiß ein
Lied davon zu singen, wie lange er
durch die Lande „gurkt“. Doch
selbst der Einsatz von ICE- und
Eurocity-Zügen kann nun nicht
mehr darüber hinwegtäuschen,
was fleißige Wissenschaftler der
Technischen Universität Dres-
den unter Hinzunahme allerhand
mathematischer Formeln und
Berechnungs-Modellen rausge-
funden haben: Saarbrücken liegt
im bundesweiten Vergleich ver-

kehrstechnisch „in der Pampa“.
Vornehmer ausgedrückt: ist mit
der Bahn suboptimal erreichbar.

Unter 80 verglichenen Städten
landet die „Saar-Metropole“ auf
Platz 72. Sieger: Frankfurt. Welch
eine Überraschung! In den Ver-
gleich flossen unter anderem täg-
liche Erreichbarkeit, Reisezeiten,
Wirtschaftsentwicklung der Re-
gion und die Frage ein, ab welcher
Reisezeit die Bahn unattraktiv
ist. Grämen braucht man sich als
Saarländer jetzt aber nicht. Zwar
liegen wir fernab vom Schuss.
Aber dafür haben wir ja einen
„Eurobahnhof“. ts 
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Angaben in Millionen Fahrzeugen

SZ-GRAFIK/QUELLE: AFP

Pkw-Neuzulassungen in Deutschland
Grafik des Tages

> Seite A 7: Bericht

Die Wolken werden tagsüber zahl-
reicher. Nachmittags fällt bei 5 bis
7 Grad von Westen her zeitweise Re-
gen und Nieselregen. Der Wind weht
stark böig dazu.
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NACHRICHTEN
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SPD kritisiert
Verkehrsministerium
Saarbrücken. Im Streit um die
Neuregelung des Winterdiens-
tes hat die SPD darauf hinge-
wiesen, dass das Verkehrsmi-
nisterium selbst die Kommu-
nen dazu aufgefordert habe,
dem Land Abwasserkosten in
Rechnung zu stellen. Das Land
stellt ab diesem Winter den
Kommunen den Winterdienst
in Rechnung. Im Gegenzug
stellten einige Kommunen
dem Land die Entsorgung von
Oberflächenwasser in Rech-
nung. Umwelt-Staatssekretär
Dieter Grünewald hatte eine
Verknüpfung von Winter-
dienst und Abwasserkosten
zurückgewiesen. „Dabei war es
das Verkehrsministerium
selbst, das diese Verknüpfung
herstellte und die Kommunen
quasi aufforderte, Abwasser-
kosten dem Land in Rechnung
zu stellen“, sagt Elke Eder-
Hippler, verkehrspolitische
Sprecherin der SPD. red

Neue OP-Roboter am
Homburger Klinikum
Homburg. Die Klinik für Uro-
logie und Kinderurologie des
Homburger Uniklinikums ver-
fügt über zwei neue Operati-
onssysteme. Die Da-Vinci-Ro-
boter-Systeme ermöglichen
„eine verbesserte Auflösung,
eine optimierte Beweglichkeit
der Instrumente und ermögli-
chen nun auch alle Eingriffe
im Bauchbereich“, heißt es in
der Mitteilung des Klinikums.
Durch die Geräte sei unter an-
derem eine schonende und
präzise Therapie von Prosta-
ta-, Blasen- und Nierenkrebs
oder Nieren-Transplantatio-
nen möglich. Die Technik sei
deutschlandweit einzigartig,
heißt es. red

Strafgefangene vorzeitig
aus Haft entlassen
Saarbrücken. 13 Strafgefange-
ne sind im Rahmen der so ge-
nannten Weihnachtsamnestie
vorzeitig aus den Justizvoll-
zugsanstalten in Saarbrücken
und Ottweiler entlassen wor-
den. Laut Justizministerium
handelte es sich um Häftlinge
ab einem Alter von 21 Jahren,
die so bis zu sieben Wochen
kürzer inhaftiert waren. Im
Vorjahr wurden im Saarland
nach Angaben des Ministeri-
ums 14 Gefangene vorzeitig
aus der Haft entlassen. bera

Vandalismus an der 
Franz-Carl-Schule
Homburg. Vandalismus meldet
die Polizei an der Franz-Carl-
Schule für Lernbehinderte in
Homburg. Auf dem Schulhof
haben Unbekannte am Wo-
chenende Sitzbänke umgewor-
fen und beschädigt. Im Ein-
gangsbereich wurden Wände
durch Fußtritte verunreinigt.
Der Außenschornstein aus
Edelstahl musste ausgetauscht
werden, weil er durch Fußtrit-
te beschädigt wurde, so die Po-
lizei. red

! Hinweise an die Polizei un-
ter Telefon (0 68 42) 92 70.

Merziger Grüne gegen
Kiesabbau in Saarauen
Merzig. Die Merziger Grünen
und die Ortsräte von Besserin-
gen und Schwemlingen wollen
die Wiederaufnahme des Kies-
abbau in den Saarauen verhin-
dern. Die Grünen wollen zu-
dem im Stadtrat einen Antrag
zum Schutz der unbebauten
Auen stellen. Dieser sieht vor,
Ackerland wieder in Grünland
umzuwandeln. red

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
M A R I A  W I M M E R

D I E T M A R  K LO S T E R M A N N

Völklingen. Fahri Öksüz hat viel
zu tun. Nur für ein paar Minu-
ten kann der Chef des „Urfa Ke-
bap“ seine Arbeit unterbrechen
und die Kundschaft in Völklin-
gens ältestem Döner-Restau-
rant hungrig warten lassen.
Doch diese Zeit nimmt er sich.
Denn auch ihn haben die Zei-
tungsberichte über die Völklin-
ger Brandstiftungen der ver-
gangenen Jahre beschäftigt.
„Man macht sich schon so seine
Gedanken“, sagt Öksüz, der
sein Restaurant nur wenige
hundert Meter von zwei der
Häuser entfernt betreibt, in de-
nen es gebrannt hatte. Die
Brände in Häusern, in denen
zum Tatzeitpunkt überwiegend
Migranten wohnten, machten
vielen Völklinger Türken
Angst, so der 45-Jährige. Auch
wenn sich einige Landsleute
nicht trauten, offen zu spre-
chen, so vermuteten doch viele,
dass „Nazis“ hinter den Taten
steckten. Öksüz überprüft seit
geraumer Zeit
nach Feier-
abend immer
genau, ob auch
wirklich alle
Türen und
Fenster seines
Ladens gut ver-
schlossen sind
– auch wenn er
selbst bis auf
Zettel mit Schmähungen, die in
regelmäßigen Abständen in sei-
nem Briefkasten landen, bis-
lang kaum offene Fremden-
feindlichkeit erlebt habe. 

Von der medialen Aufregung

um die Brandstiftungsserie und
die DVD des Zwickauer Trios,
die die Selimiye-Moschee er-
hielt, war gestern bei den Men-

schen auf den
Straßen Völklin-
gens auf den ers-
ten Blick nicht
viel zu spüren.
Hier herrschte
Alltag. Doch der
Eindruck
täuscht. „Hinter
den Kulissen
wird viel gespro-

chen“, bestätigt Akin Aslan,
Lehrer der Erweiterten Real-
schule Hermann Neuberger.
Auf den Pausenhöfen wie in
Migranten-Kreisen werde das
Thema durchaus wahrgenom-

men. In seinem Bekannten-
kreis sei man froh, dass nun
auch Fremdenfeindlichkeit als
mögliches Motiv offen zur
Sprache komme. 

Auch die Fraktionen des
Völklinger Stadtrates wollen in
ihrer Sitzung am Donnerstag
klare Kante zeigen. Die Grünen
stellten den Antrag, eine Reso-
lution gegen rechte Gewalt zu
beschließen. CDU, SPD, Grüne
und Linke streben einen ge-
meinsamen Beschluss an. Dem
Stadtrat gehören auch zwei
NPD-Vertreter an. 

Der Linken-Fraktionsvorsit-
zende Klaus Degen sagte, die
Politik des „Unter-den-Tep-
pich-Kehrens“ rechtsextremis-
tischer Vorfälle in Völklingen

sei gescheitert und müsse
durch eine Politik des Hinse-
hens abgelöst werden.

Gefragt nach Versäumnissen
im Umgang mit Fremdenfeind-
lichkeit, auch in Bezug auf die
Brandstiftungen, ließ Oberbür-
germeister Klaus Lorig (CDU)
mitteilen, die Stadtverwaltung
beschäftige sich nicht mit Spe-
kulationen, die derzeit kursier-
ten, sondern sei bestrebt, „in
die Angelegenheit Aufklärung
zu bringen“. Vorwürfe, auslän-
derfeindliche Schmierereien
und Nazi-Symbole zu spät aus
dem Stadtbild entfernt zu ha-
ben, wies Lorig zurück. Man sei
bemüht gewesen, diese zeitnah
zu entfernen und werde dies
auch weiterhin sein.

Völklingen diskutiert über Brände
Stadtrat will Resolution gegen Rechtsextremismus verabschieden

Schlagzeilen über Brandstiftun-
gen in überwiegend von Einwan-
derern bewohnten Häusern ha-
ben viele Völklinger Bürger auf-
geschreckt. Der Stadtrat will ei-
ne Resolution gegen Rechtsext-
remismus verabschieden. 

Von SZ-Redakteur 
Johannes Kloth

Fahri Öksüz, Inhaber des Völklinger „Urfa Kebap“ in der Innenstadt, teilt die Angst vieler türkisch-
stämmiger Bürger vor Brandstiftungen. FOTO: OLIVER DIETZE

„Vielen Türken
haben die Brände
Angst gemacht.“
Fahri Öksüz, Betreiber

des „Urfa Kebap“

L andtagsküche

Michael Jungmann

Weihnachtsfrieden
scheint nach der hitzi-
gen Debatte um die Fi-

nanzen bereits im Hohen Haus
der Landespolitik am Saarbrü-
cker Saarufer eingekehrt. Beim
traditionellen Heringsessen zum
Finale der Etatberatungen sa-
ßen Vertreter der Regierungsko-
alition und der Oppositionsfrak-
tionen jedenfalls in Eintracht an
der gedeckten Tafel. Bei dieser
Gelegenheit fiel ein kleines
Schmuckstück unter einem ge-
schmückten Tannenbaum im
Casino kaum auf. Landtagspräsi-
dent Hans Ley (57) hat beim St.
Wendeler Künstler Karl Heindl
wieder eine Krippe für das Par-
lament ausgeliehen. Diese Leih-
gabe aus der Sammlung von 450
Krippen, die im St. Wendeler
Missionshaus zu sehen sind, hat
bereits Tradition. Die aktuelle
Landtagskrippe mit Porzellan-
figuren stammt aus Japan.

Mit roten Nikolausmützen
sind in diesen Tagen SPD-Politi-
ker, so sie denn nicht nach Ber-
lin zum Bundesparteitag ausge-
flogen sind, unterwegs. 5000
Exemplare mit dem Aufdruck
„Die Roten sind die Guten“ wol-
len die Weihnachtsmänner un-
ters Volk bringen. Generalsekre-
tär Reinhold Jost (45), der im
Landtag zur Stallwache abgeord-
net war, will sein Haupt beim
Adventsmarkt in Siersburg mit
einer solchen Mütze schützen,
wenn er dort am Rost steht und
für den Kindergarten grillt. 

Leihkrippe für die
Landespolitik

Saarbrücken. Saar-Ministerpräsi-
dentin Annegret Kramp-Karren-
bauer (CDU) hat gestern den
lothringischen Regionalratsprä-
sidenten, Jean-Pierre Masseret,
zu einem Antrittsbesuch emp-
fangen. Im Mittelpunkt des ein-
stündigen Gespräches standen
nach einer Pressemitteilung der
Staatskanzlei „Maßnahmen zur
weiteren Förderung der grenz-
überschreitenden Zusammenar-
beit innerhalb der Großregion
Saar-Lor-Lux“. Auf SZ-Anfrage
teilte Pressesprecher Thorsten
Klein mit, dass auch über den
jüngsten Zwischenfall im Inter-
regionalen Parlamentarierrat
zum Thema Cattenom gespro-
chen worden sei. Masseret hatte
aus Verärgerung über das boh-
rende Nachfragen zu dem AKW-
Stresstest die Sitzung abrupt ver-
lassen. Der lothringische Politi-
ker habe darin keinen Eklat gese-
hen. Es sei ihm lediglich darum
gegangen, seine Position deutlich
zu machen. Kramp-Karrenbauer
habe bekräftigt dass die Landes-
regierung der Kernkraft kritisch
gegenüber stehe. gp

Kramp-Karrenbauer
und Masseret reden
auch über Cattenom

Sonderermittler prüfen Brandserie
Generalstaatsanwalt vermutet möglichen fremdenfeindlichen Hintergrund 

Saarbrücken. Mit großen Auf-
gebot traten Polizei und Justiz
gestern vor die Medien: Gene-
ralstaatsanwalt Ralf-Dieter
Sahm, der Leitende Oberstaats-
anwalt Ernst Peter Hirsch-
mann, Pressesprecher Thomas
Reinhardt, Franz-Josef Biesel,
Chef des Landeskriminalamtes
(LKA), Werner Schwinn als
Staatsschutzchef und Ulrich
Schmal, Vizechef der Landes-
polizeidirektion, sitzen am
Tisch. Abseits lagern Ermitt-
lungsakten ungeklärter Brand-
stiftungen von 2006 bis 2011 in
Häusern, die in Völklingen vor-
wiegend von Migranten be-
wohnt wurden. Die Untersu-
chungen dazu werden wieder
aufgerollt, weil die Brände ei-
nen rechtsextremistischen
Hintergrund haben könnten.
Polizei und Justiz setzen – wie
bereits berichtet – eine Sonder-
ermittlungsgruppe ein. Sahm
als höchster Saar-Staatsanwalt
hat persönlich das Verfahren
an sich gezogen. Er ist Herr der
Ermittlungen. Einen vergleich-
baren Fall gab es in der saarlän-
dischen Justizgeschichte bis-
lang wohl nicht. 

Sahm verweist auf eine Er-
klärung von Regierungschefin
und Justizministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer und von
Innenminister Stephan Tosca-
ni. Darin heißt es: „Wo es Zwei-
fel gibt, ist rückhaltlose und
gründliche Aufklärung ange-
sagt. Strukturelle Mängel oder

Nachlässigkeiten im Einzelfall
darf es nicht geben.“ Kramp-
Karrenbauer und Toscani ha-
ben ihre Behörden nach einem
SZ-Bericht über die ungeklärte
Brandserie und eventuellen
rechtsextremen Hintergrund
aufgefordert, die Ermittlungen
wieder aufzunehmen. 

Sahm betonte zudem, bei
weitere ungelöste Altfälle wer-
de überprüft, ob ein Zusam-
menhang mit der rechtsext-
remistischen Zwickauer Ter-
rorzelle besteht. Im Fall des
Bombenanschlages von 1999
auf die Wehrmachtsausstellung
im Saarbrücker VHS-Zentrum
soll ein SR-Journalist, der nach
der Tat zwei Männer und eine
Frau gesehen hatte, erneut ge-
hört werden. Anschließend sol-
len die Akten an den General-
bundesanwalt abgegeben wer-
den. Eine Sonderkommission
des Bundeskriminalamtes er-
mittelt in dessen Auftrag wegen
der Zwickauer Terrorgruppe.
Dort liegt jetzt auch die an die
Völklinger Moschee adressier-

te Kopie der Bekenner-DVD
des Neonazi-Trios.

Sahm stellte ausdrücklich
fest: In der Völklinger Brandse-
rie führe keine Spur nach
Zwickau. Zu den Bränden
meinte er: Betrachte man die
Vorgänge einzeln, müsse ein
Ermittler nicht unbedingt auf
den Gedanken kommen, dass
ein Plan dahinter stecke. In der
Gesamtschau drängten sich
aber möglicherweise andere
Schlussfolgerungen auf. Unter
dem Aspekt, dass Völklingen ei-
nen hohen Ausländeranteil und
eine relativ starke rechte Szene
habe, erscheine ein fremden-
feindlicher Hintergrund nicht
ausgeschlossen: „Es spricht auf
Anhieb sogar eine gewisse
Wahrscheinlichkeit dafür.“
Nach Angaben von LKA-Chef
Biesel werden Staatsschutzex-
perten, ortskundige Beamte,
Brandspezialisten und Fallana-
lytiker mit Priorität in der Er-
mittlungsgruppe arbeiten. Zur
Personalstärke machte er keine
Angaben. mju 

Eine Sonderermittlungsgruppe
von Polizei und Justiz prüft, ob
eine bislang ungeklärte Brand-
serie in Völklingen auf das Kon-
to von Rechtsextremisten geht.
Generalstaatsanwalt Sahm lei-
tet das Verfahren persönlich. 

Generalstaatsanwalt Ralf-Dieter Sahm (4. v. links) kündigte mit
Vertretern von Polizei und Justiz die Einsetzung der Ermittlungs-
gruppe an. FOTO: BECKER & BREDEL 

Saarbrücken. Alle Parteien im
Saar-Landtag haben sich für
ein NPD-Verbot ausgespro-
chen. Zuvor müssten aber die
Erfolgsaussichten für ein sol-
ches Verbotsverfahren beim
Verfassungsgericht sorgfältig
geprüft werden. Darüber hi-
naus begrüßten die Fraktionen
gestern die Einsetzung einer
Ermittlungsgruppe aus Polizei,
LKA und Staatsanwaltschaft.
Sie soll untersuchen, ob die Se-
rie von Brandstiftungen in den
vergangenen fünf Jahren in
Völklingen einen rechtsradika-
len Hintergrund haben könnte.
Am Freitag erwarten die Parla-
mentarier in einer gemeinsa-
men Sitzung von Justiz- und
Innenausschuss von den ermit-
telnden Behörden Auskunft
über ihre Arbeit nach den Brän-
den in Völklingen und dem An-
schlag auf die Wehrmachtsaus-
stellung 1999 in Saarbrücken.

CDU-Fraktionschef Klaus
Meiser plädierte dafür, in Ruhe
ein NPD-Verbot zu prüfen.
Denn sollte es wieder eine Ab-
lehnung geben, würde dies den
„braunen Sumpf“ nur stärken.
Ähnlich äußerte sich der FDP-
Parlamentarier Karl Josef Jo-
chem. SPD-Fraktionsvize Ul-
rich Commerçon nannte es un-
erträglich, dass die NPD von
der staatlichen Parteienfinan-
zierung profitiere. „Alle Fakten
müssen auf den Tisch“, so
Heinz Bierbaum (Linke) mit
Blick auf die Ermittlungen in
Völklingen und Saarbrücken.
Dabei sollte auch die Rolle des
Verfassungsschutzes beleuch-
tet werden. Grünen-Chef Hu-
bert Ulrich schloss nicht aus,
dass es im Saarland „eine ge-
wisse Sehschwäche“ auf dem
rechten Auge gegeben habe. gp

Behörden stehen
Landtags-Ausschüssen

Rede und Antwort 
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KZ-Überlebender Kallus
diskutiert mit Schülern
Saarbrücken. Menachem Kal-
lus, Überlebender der Kon-
zentrationslager Ravensbrück
und Sachsenhausen, wird An-
fang 2012 Lesungen in saarlän-
dischen Schulen halten und
mit den Schülern diskutieren.
Die Lesungen können im Zeit-
raum zwischen dem 9. und 13.
Januar 2012, jeweils um 8.30
Uhr oder um 11.30 Uhr, begin-
nen. Die Veranstaltungen dau-
ern etwa 90 Minuten, die teil-
nehmenden Schüler sollten et-
wa 14 Jahre alt sein. Anmel-
dungen bei der Landeszentrale
für politische Bildung, Tel.
(0 68 97) 7 90 81 04. red

Lehrer-Verband gegen
Bildungsfinanzbericht
Saarbrücken. Der Saarländi-
sche Lehrerinnen- und Leh-
rerverband (SLLV) hat den Bil-
dungsfinanz-Bericht als
„Schönrednerei und Mogelpa-
ckung“ bezeichnet. Die darin
aufgelisteten Kosten für die
Besoldung von Lehrern mache
fast die Hälfte des Etats aus
und zähle zu den laufenden
Ausgaben. Sie seien daher kei-
ne Investition in Bildung.
„Dass aber auch die Kosten für
den Museums-Neubau als Bil-
dungsinvestition ausgewiesen
werden, schlägt dem Fass den
Boden aus“, sagt SLLV-Vorsit-
zender Herbert Möser. red

Vater muss Unterhalt
trotz Umzugs zahlen
Saarbrücken. Der Umzug zu ei-
ner neuen Lebensgefährtin
darf finanziell nicht auf Kosten
des Kindes-Unterhalts gehen.
Das entschied das Saarländi-
sche Oberlandesgericht (OLG)
Saarbrücken in einem am Frei-
tag bekannt gewordenen Be-
schluss. Nach dem Richter-
spruch gilt dies jedenfalls
dann, wenn der Vater den Min-
destunterhalt für sein Kind
nicht mehr zahlen kann und er
mit der neuen Lebensgefähr-
tin nicht verheiratet ist (Az.: 6
UF 110/11). dpa

Neue Preise 
bei Soroptimist
Merzig/Saarlouis. Das nächste
Türchen des Adventskalen-
ders 2011 von Soroptimist
Merzig-Saarlouis ist geöffnet.
Die Gewinnnummern von
Samstag, 10. Dezember, lauten:
1. Preis 2206; 2. Preis 1428; 3.
Preis 1269; 4. Preis 1754. Die
Gewinnnummern von Sonn-
tag, 11. Dezember, sind: 1. Preis
2107, 2. Preis 327; 3. Preis 1784;
4. Preis 2510. Die Gewinne
können bei STUW in Saarlouis,
Titzstraße 1-3, Telefon (0 68
31) 9 39 50 zu den Geschäfts-
zeiten abgeholt werden. Der
Erlös aus der Aktion der SI-
Serviceorganisation ist für die
SZ-Aktion „Hilf-Mit!“ und die
Elterninitiative krebskranker
Kinder. Der Rechtsweg ist aus-
geschlossen, die Angaben sind
ohne Gewähr. Die Gewinn-
nummern sind auch im Inter-
net nachzulesen. red

www.
si-c lubmerzigsaarlouis .  
soroptimist .de
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Saarbrücken. Viel zu wenig
Fachkräfte für Krippen und
Kindergärten, Kürzungsversu-
che bei der Behindertenpolitik
und ein allgemeiner Spardruck
durch die Schuldenbremse – die
Liga der freien Wohlfahrtspfle-
ge im Saarland steht vor großen
Herausforderungen, wie Diako-
nie-Pfarrer Udo Blank und
DRK-Geschäftsführer Günther
Batschak am Freitag im Ge-
spräch mit der SZ erklärten.
Zum Jahreswechsel übernimmt
das Rote Kreuz turnusgemäß
den Ligavorsitz von der Diako-
nie. Batschak erwartet „zwei
spannende Jahre“. 

Blank sagte zur aktuellen Si-
tuation: „Wir haben große Mü-
he, pflegerische Fachkräfte zu
bekommen, und wir haben gro-
ße Mühe, pädagogische Fach-
kräfte zu bekommen.“ Beson-
ders der Mangel an Erzieherin-
nen, Sozialpädagogen und Sozi-
alarbeitern bereite den Mit-
gliedsverbänden Probleme:
„Wir haben größte Sorge, ob wir
Einrichtungen nicht schließen
müssen, weil wir keine Mitar-
beiter mehr haben.“ 

Das schlage sich auch auf den
Krippenausbau nieder. Zwar ist
Blank zuversichtlich, bis 2013

das politische Ziel erfüllen und
jedem dritten Kind unter drei
Jahren einen Krippenplatz an-
bieten zu können. Allerdings

reiche dieses
Angebot wohl
nicht aus. Und
vor allem wach-
se die Unsicher-
heit, ob die Stel-
len in den Krip-
pengruppen
auch besetzt
werden können.
„Im Moment
zeichnet sich ab,

dass wir zwar dann die Plätze
haben, aber nicht das Fachper-
sonal dafür“, sagte Blank. Die

Gespräche mit dem Bildungs-
ministerium seien im Gange.
Aktuell würden durch die Aus-
bildungskapazitäten lediglich
Plätze besetzt, wo Erzieherin-
nen in Ruhestand gehen.

Eine weitere Aufgabe der Liga
ist die Umsetzung der UN-Be-
hindertenkonvention, die eine
„Teilhabe für alle“ vorsieht. Die
volle Einbindung von Behinder-
ten beispielsweise in Schulen –
Inklusion genannt – sei ein „ho-
her Anspruch“ und koste ent-
sprechend mehr. Derzeit arbei-
ten das Sozial- wie das Bil-
dungsministerium an Aktions-
plänen zur Behindertenkon-
vention. Diese Pläne will die Li-

ga abwarten. 
Allerdings mahnen ihre Ver-

treter vor dem Hintergrund der
staatlichen Schuldenbremse

hier zur Vor-
sicht. „Es kann
ja nicht sein,
dass man bei
den Gruppen
einspart, die
sich am wenigs-
ten wehren kön-
nen und den
meisten Hilfe-
bedarf haben.“
Blank sagte im

SZ-Gespräch: Er habe die Sor-
ge, dass etwa bei der Arbeits-
stelle für Integrationshilfen, bei

der Frühförderung aber auch
bei der Einzelintegration an
Schulen „so gesteuert wird, dass
Kosten gesenkt werden – mit
dem Risiko, dass die sachgemä-
ße Betreuung von einzelnen
Kindern nicht mehr gewähr-
leistet ist“. Beispielsweise wür-
den die Zeiten für die Einzelbe-
treuung an den Kindergärten
zurückgefahren. „Das ist eine
Entwicklung, die wir für be-
denklich halten“, sagte Pfarrer
Blank. Die Idee bei der Behin-
dertenhilfe einsparen zu kön-
nen, sei illusorisch. Zumal die
Zahl der Menschen mit Behin-
derungen in Zukunft noch zu-
nehmen werde. 

Wohlfahrts-Liga warnt vor Fachkräftemangel
Diakonie-Pfarrer befürchtet die Schließung von Kitas – Verbände sehen Behindertenarbeit unter Druck 

Die Liga der freien Wohlfahrts-
pflege Saar warnt vor einem
Fachkräftemangel bei der Pflege
und in der pädagogischen Ar-
beit. Dort sind nach ihren Anga-
ben ganze Einrichtungen von der
Schließung bedroht. Zudem
warnt die Liga vor Kürzungen im
Behindertenbereich. 

Von SZ-Redakteur
Patrick Griesser

Ein Pädagogenmangel gefährdet Kitas, sagt die Liga der freien Wohlfahrtspflege. FOTO: SEEGER/DPA

AUF EINEN BLICK
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In der Liga der freien
Wohlfahrtspflege sind
die Arbeiterwohlfahrt,
die Caritasverbände der
Diözesen Speyer und
Trier, das Deutsche Rote
Kreuz, die Diakonie
Rheinland-Westfalen-
Lippe, das Diakonische
Werk der Evangelischen
Kirche der Pfalz, der Pa-
ritätische Wohlfahrtsver-
band Rheinland-Pfalz/
Saarland und die Synago-
gengemeinde Saar orga-
nisiert. Unter dem Dach
dieser Verbände arbeiten
über 22 000 Menschen.
Die Liga vertritt die Inte-
ressen der Verbände
nach außen. Turnusge-
mäß wechselt die Feder-
führung alle zwei Jahre –
Ende 2011 von der Diako-
nie zum DRK. pg
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Schwarz-Grün ist sich nicht grün 
Die Kirchturmpolitik feiert

fröhliche Urständ’: Da
haben sich mit dem roten

Neunkircher OB Jürgen Fried
und dem schwarzen St. Wende-
ler Bürgermeister Klaus Bouil-
lon zwei Verwaltungschefs zu-
sammengetan, um mit ihrer For-
derung nach landesweiten
Volksentscheiden kommunale
Lobbyarbeit zu betreiben. Die
ungleiche Allianz fürchtet näm-
lich um ihre finanziellen Pfrün-
de, wenn es mit Hilfe von Lan-
desgeldern zur neuen „Stadtmit-
te am Fluss“ oder zum Stadion-
neubau in Saarbrücken kommen
sollte. Mal abgesehen von der
Frage, ob man in Neunkirchen
und St. Wendel überhaupt kom-
petent über solche Projekte ab-
stimmen kann . . . Das Saarland
braucht eine attraktive Landes-
hauptstadt, die sich in Konkur-

renz zu anderen Zentren in der
Großregion Saar-Lor-Lux be-
hauptet. Nötiger denn je. Davon
kann das gesamte Land profitie-
ren, ohne dass die Nebenzentren
zur Nebensache werden. 

Und mal ganz nebenbei be-
merkt: In den Reihen des gro-
ßen Koalitionspartners CDU ist
grimmiges Murren über die
Grünen nicht zu überhören. Gal-
ten sie bisher als verlässlicher
Kompagnon in der Allianz, kom-
men jetzt Zweifel auf. Vielen

Unionisten geht das politische
Eigenleben des Umweltministe-
riums gegen den Strich. Beim
Pro und Kontra zur Nordsaar-
landstraße vermissen sie Ein-
sicht ins ökonomisch Notwendi-
ge, ohne dass die Ökologie dabei
auf der Strecke bleiben muss.
Und erst diese Woche rüffelte
der CDU-„General“ Ministerin
Peter, beim Raumordnungsver-
fahren zum Homburger Ein-
kaufszentrum Augenmaß walten
zu lassen. Jetzt droht auch noch
die Flüchtlingspolitik im Koali-
tions-Zoff zu enden. Darüber hi-
naus liegt manchem CDU-Käm-
pen noch die leidige Diskussion
über den Masterplan Energie als
schwer verdauliche politische
Kost im Magen. Die Bilanz: In
der Jamaika-Farbenlehre
scheint manchem Schwarzen
das Grün überhand zu nehmen. 

Wochenschau

Guido Peters

Saarbrücken. Die Landesmedien-
anstalt Saar (LMS) rechnet für
das kommende Jahr mit einem
Minus von knapp 150 000 Euro.
Das ist dem Wirtschaftsplan zu
entnehmen, den der Medienrat
am Donnerstagabend in seiner
Sitzung billigte. Die Wächter
über den Privatrundfunk erwar-
ten für 2012 Einnahmen von 2,27
Millionen Euro und Ausgaben
von 2,42 Millionen. Das Jahreser-
gebnis soll durch Rücklagen aus-
geglichen werden. 

„Das freut uns natürlich gar
nicht“, sagte Martin Schlechter,
Vorsitzender des Medienrats-
Ausschusses für Wirtschaft und
Finanzen. Halte der Trend an,
drohe bis 2017 sogar ein struktu-
relles Defizit von bis zu einer Mil-
lion, so Schlechter. in

Landesmedienanstalt
rechnet mit Defizit 
von 150 000 Euro

Polizisten aus Israel zu Gast im Saarland
Austauschprogramm der IPA – Gottesdienst in der Saarbrücker Synagoge

Saarbrücken. Einen Gottesdienst
in der Saarbrücker Synagoge ha-
ben am Freitagabend Polizei-Of-
fiziere aus Israel zusammen mit
saarländischen Beamten gefeiert.
Neun israelische Beamte ver-
bringen beim zweiten Austausch-
programm der International Po-
lice Association (IPA) einige Tage
im Saarland. „Im Vorjahr fand
der erste Austausch statt, da ka-
men 12 Polizeioffiziere ins Saar-
land“, sagt Organisator Patric
Louis von der Landespolizeidi-
rektion. Das Innenministerium
unterstützt diese Partnerschaft
zur Pflege der deutsch-israeli-
schen Freundschaft. 

Angeführt wird die israelische
Delegation vom ehemaligen Mos-
sad-Agenten Michael Maor, der
im Eichmann-Prozess eine zent-
rale Rolle spielte und heute auch
als Referent gefragt ist. Der Holo-
caust-Überlebende und 1933 in
Halberstadt geborene Maor ver-
lor beide Eltern durch den Natio-
nalsozialismus und war Top-

Agent des israelischen Geheim-
dienstes. Die beginnende Part-
nerschaft mit dem Saarland be-
grüßt er, denn heute setzt er auf
Dialog und ist bei der IPA-Israel
für die Kontakte nach Deutsch-
land verantwortlich. Die Israelis
haben bei ihrem Besuch den Ni-

kolaus getroffen, besuchten das
Bergbaumuseum, einen Advents-
gottesdienst im Missionshaus St.
Wendel sowie französische und
luxemburgische Polizeidienst-
stellen und Weihnachtsmärkte.
Im März steht der Gegenbesuch
in Israel an. bub 

Polizisten aus dem Saarland und Israel feierten gestern einen gemein-
samen Gottesdienst in der Saarbrücker Synagoge. FOTO: BECKER&BREDEL

Behörden informieren Abgeordnete
über Ermittlungen zur Brandserie

Saarbrücken. Vertreter von Justiz
und Landeskriminalamt haben
am Freitag die Abgeordneten des
Landtags über den Stand ihrer
Ermittlungen zu möglichen
rechtsextremen Hintergründen
bei Anschlägen im Saarland in-
formiert. Dabei hieß es, die Be-
hörden stünden ganz am Anfang
ihrer Arbeit, berichteten Teilneh-
mer der Ausschusssitzung. Für
Verbindungen zwischen dem An-
schlag auf die Saarbrücker Wehr-
machtsausstellung 1999 und der
Zwickauer Terrorzelle gebe es le-
diglich Ansätze. Bei der Völklin-
ger Brandstiftungsserie habe
man bislang keine Hinweise auf
rechtsextreme Hintergründe. 

Grundsätzlich begrüßten alle
Fraktionen, dass nun eine Son-
derermittlungsgruppe den Fällen
nochmals nachgeht. CDU und
FDP plädierten dafür, die Ermitt-
ler nun in Ruhe ihre Arbeit ma-
chen zu lassen. „Gründlichkeit
geht vor Schnelligkeit“, sagte der
Fraktionsvize der CDU, Günter

Becker. Der FDP-Abgeordnete
Karl-Josef Jochem sagte, man ge-
he derzeit davon aus, dass es kei-
ne Versäumnisse seitens der Be-
hörden gegeben habe. SPD und
Linke zeigten sich verwundert,
dass die Polizei die Brandstiftun-
gen nun erstmals als Serie be-
trachte. „Es ist schon erstaunlich,
dass insbesondere die Daten bis-
lang keine Rolle bei den Ermitt-
lungen gespielt haben“, sagte der
SPD-Abgeordnete Stefan Pau-
luhn. Zwischen 2006 und 2011
waren in Völklingen in mindes-
tens elf Fällen Brandstiftungen in
überwiegend von Einwanderern
bewohnten Häusern verübt wor-
den. Dabei brannte es etwa gleich
dreimal an einem 3. September.
In Völklingen besuchte am Frei-
tag der türkische Generalkonsul
Aslan Alper Yüksel Opfer der
Brandstiftungen. Derweil hat
auch der Stadtrat von Saarlouis
eine Resolution „gegen politische
Gewalt, Rechtsextremismus und
Fremdenhass“ verabschiedet. jkl 
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Zollbeamte suchen
nach Schwarzarbeitern
Saarbrücken. Kontrollen im
Reinigungsgewerbe haben
nach Angaben des Hauptzoll-
amts Saarbrücken bei jeder
sechsten Überprüfung einen
Verdacht auf Schwarzarbeit
ergeben. Das Hauptzollamt
Saarbrücken war demnach im
Saarland und dem südlichen
Rheinland-Pfalz unterwegs. 50
Unternehmen und 250 Perso-
nen seien überprüft worden,
51 Mal wurden die Kontrolleu-
re aufmerksam. Davon sei 22
Mal ein Leistungsmissbrauch
beanstandet worden, 15 Mal
sei nicht der vorgeschriebene
Mindestlohn gezahlt worden,
so die Mitteilung. red

Regierung will in
Forensik investieren
Merzig. Ministerpräsidentin
Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) hat gestern in Merzig
Investitionen in Millionenhö-
he für die Saarländische Klinik
für Forensische Psychatrie an-
gekündigt. Demnach sollen in
den nächsten Jahren dort
zwölf Millionen Euro für Sa-
nierungs- und Umbauarbeiten
ausgegeben werden, wie es in
einer Mitteilung heißt. red

Baubeginn für Hotel 
am Bostalsee im Herbst
Nohfelden. Das geplante Hotel
auf der Westseite des Bostal-
sees nimmt konkrete Formen
an. Nachdem der Gemeinderat
Nohfelden die planungstech-
nischen Voraussetzungen ge-
schaffen hat, erarbeiten die Ar-
chitekten in Absprache mit der
Familie Hares aus Nonnweiler,
die zu den Investoren gehören,
die Pläne. Baubeginn soll
Herbst 2012, Eröffnung im
Sommer 2014 sein. Vorgese-
hen sind 100 Zimmer, ein
Wellness- sowie ein Tagungs-
bereich. him

Stadtrat beschränkt
Vergabemittel des OB
St. Ingbert. Der Stadtrat St.
Ingbert hat gestern Abend mit
knapper Mehrheit für einen
Antrag der Grünen gestimmt,
die Finanzmittel von Oberbür-
germeister Georg Jung (CDU),
über die er ohne Zustimmung
des Rates verfügen kann, von
20 000 auf 10 000 Euro zu be-
schränken. Die Grünen hatten
ihren Antrag unter anderem
damit begründet, dass für die
vergangenen drei Jahre noch
keine Haushaltsabschlüsse
vorgelegt wurden, die städti-
schen Finanzen mithin nicht
transparent seien. Die Amts-
zeit Jungs endet im Juli kom-
menden Jahres. mbe

Neue Preise 
bei Soroptimist
Merzig/Saarlouis. Das nächste
Türchen des Adventskalen-
ders 2011 von Soroptimist
Merzig-Saarlouis ist geöffnet.
Die Gewinnnummern von
Mittwoch, 14. Dezember, lau-
ten: 1. Preis 1796; 2. Preis 1404;
3. Preis 2030; 4. Preis 2843.
Die Gewinne können bei
STUW in Saarlouis, Titzstraße
1-3, Telefon (0 68 31) 9 39 50 zu
den Geschäftszeiten abgeholt
werden. Der Erlös aus der Ak-
tion der SI-Serviceorganisati-
on ist für die SZ-Aktion „Hilf-
Mit!“ und die Elterninitiative
krebskranker Kinder. Der
Rechtsweg ist ausgeschlossen,
die Angaben sind ohne Ge-
währ. red 

www.
si-c lubmerzigsaarlouis .  
soroptimist .de

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
U .  K LO C K N E R ,  P.  G R I E S S E R ,

G U I D O  P E T E R S

Saarbrücken/Völklingen. Be-
amte der Staatsschutzabtei-
lung des Landeskriminalamtes
(LKA) sind in diesen Tagen viel
gefordert. Neben der Arbeit in
einer Sonderermittlungsgrup-
pe, die unter Federführung von
Generalstaatsanwalt Ralf-Die-
ter Sahm klären soll, ob eine Se-
rie von elf Brandanschlägen in
Völklingen möglicherweise ei-
nen ausländerfeindlichen Hin-
tergrund hat, müssen die Er-
mittler derzeit über 80 Perso-
nen und Organisationen darü-
ber informieren, dass ihre An-
schriften auf einer großen
Adressliste stehen, die bei den
Zwickauer Rechtsterroristen
gefunden wurde. Bis Donners-
tag dieser Woche, so hieß es
gestern, sollen alle Betroffenen
angesprochen werden. 

Dieter Appel, LKA-Sprecher,
bestätigte gestern auf SZ-An-
frage, dass „über 80“ saarländi-
sche Adressen von Personen
des öffentlichen Lebens und
von Institutionen auf dem si-
chergestellten Datenträger ab-
gespeichert waren. Insgesamt
stehen angeblich über 10 000
Adressen aus dem gesamten
Bundesgebiet auf der Liste. Ap-
pel betonte, für den betroffe-

nen Personenkreis habe es nie
eine akute Gefährdung gege-
ben. Das Adressmaterial sei
veraltet. Es stammt aus den
Jahren 2005 bis 2007 und wur-
de wohl aus öffentlich zugäng-
lichen Quellen im Internet und
aus Telefonbüchern kopiert. 

Nach Informationen der SZ
wird, so der derzeitige Stand,
keines der Opfer der Völklinger
Brandanschläge auf der Liste
genannt. Der LKA-Sprecher
machte gestern keine Angaben,
welche Institutionen auf dem

Datenträger auftauchen: „Wir
werden als LKA dazu nichts sa-
gen, aus Respekt vor den Perso-
nen, die dort Verantwortung
tragen und mit denen wir ver-
trauensvoll zusammenarbei-
ten.“ Die Betroffenen hätten
kein Interesse an der Veröf-
fentlichung. Fest steht nach SZ-
Informationen dass drei Völk-
linger Moscheen und der Ver-
ein „multikultur“ in der Datei
aufgeführt werden. An eine der
Moscheen war eine Kopie eines
Bekennervideos der Terrorzel-

le geschickt worden. 
Wie zu erfahren war, werden

der frühere CDU-Bundestags-
abgeordnete Helmut Rauber
(Tholey), die CDU-Landesge-
schäftsstelle sowie ein verstor-
bener CDU-Politiker in der Lis-
te erwähnt. Ein SPD-Sprecher
bestätigte, dass die Saar-Partei-
zentrale und das Wahlkreisbü-
ro der Bundestagsabgeordne-
ten Elke Ferner aufgeführt sei-
en. Zudem soll der Name von-
Grünen-Chef Hubert Ulrich
auf der Liste stehen. 

80 Saar-Adressen auf brauner Liste
Kripo informiert Betroffene, die auf Datei des Zwickauer Terror-Trios aufgeführt sind 

Über 80 Adressen von Institu-
tionen und Politikern im Saar-
land tauchen auf einem Daten-
träger auf, der bei dem Zwick-
auer Terror-Trio entdeckt wur-
de. Für die Betroffenen bestand,
so die Kripo, keine akute Gefahr. 

Von Michael Jungmann 
und Johannes Kloth (beide SZ)

Die Spur der Rechtsextremen führt ins sächsische Zwickau. In der Wohnung des Terror-Trios fanden
Ermittler einen Datenträger mit Adressen. Auf der Liste stehen auch 80 Institutionen und Politiker aus
dem Saarland. FOTO: ARNO BURGI DPA/LSN 

Neue Strategie gegen häusliche Gewalt
Regierung setzt auf Arbeit mit Tätern – Positive Erfahrungen in anderen Ländern

Saarbrücken.
Die Landesre-
gierung setzt in
ihrem gestern
vorgestellten
zweiten Akti-
onsplan zur Be-
kämpfung häus-
licher Gewalt
erstmals auch
auf Täterarbeit.
Darunter ist ein Sozialtrainings-
programm für gewalttätige Män-
ner durch Psychologen zu verste-
hen, wie Justizministerin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer (CDU)
in Saarbrücken erläuterte. 

Dies sei der systematische Bau-
stein, der im Gesamtkonzept zur
Bekämpfung häuslicher Gewalt
bislang noch gefehlt habe. In an-
deren Bundesländern habe sich
das bewährt. Es habe sich gezeigt,
dass „mit den Tätern gearbeitet
werden muss“, um damit auch
den Opfern zu helfen, sagte
Kramp-Karrenbauer. Dabei ori-
entiere man sich an den Empfeh-

lungen der Bundesarbeitsge-
meinschaft (BAG) Täterarbeit, in
der auch Opferunterstützungs-
einrichtungen vertreten sind. 

Die Landesregierung will für
Täterarbeit künftig fast 75 000
Euro im Jahr ausgeben. Dabei

handle es sich um
zusätzliche Mit-
tel. Denn man ha-
be eine Diskussi-
on vermeiden
wollen, dass das
Geld den Opfern
genommen wer-
de, um es fortan
für die Täter zu
verwenden.

Wie Frauenmi-
nisterin Monika Bachmann
(CDU) ausführte, setzt die Regie-
rung in ihrem Aktionsplan zu-
dem auf ein noch rascheres Ein-
setzen bedarfsgerechter Hilfe für
Kinder. Ferner sollen die Schulen
in das Gesamtkonzept einbezo-
gen werden, indem Lehrer fort-
gebildet werden. Die Regierung
will darüber hinaus Angebote für
spezifische Opfergruppen wie
Zuwanderer und Menschen mit
Behinderung verstärken.

Außerdem soll es künftig auch
ein spezielles Beratungsangebot
für von Partnerschaftsgewalt be-
troffene Männer geben. Zu den-

ken sei dabei „an eine der beson-
ders hohen Schamgrenze entge-
gen kommende niedrigschwelli-
ge Online-Beratung, verbunden
mit der Möglichkeit, persönliche
Hilfe auch durch einen männli-
chen Berater in Anspruch zu neh-
men“. Der Kriminalitätsstatistik
zufolge sind 15 Prozent der Opfer
häuslicher Gewalt Männer.

Nach Angaben von Bachmann
waren zwei der drei Frauenhäu-
ser im Saarland im vorigen Jahr
voll belegt. Nur in Saarbrücken
war die Belegung rückläufig, was
aber mit Sanierungsarbeiten zu-
sammenhing. Der Polizei wurden
im vorigen Jahr 2776 Fälle von
häuslicher Gewalt im Saarland
gemeldet, 161 mehr als im Vor-
jahr. Marion Ernst vom Justizmi-
nisterium vertrat die Auffassung,
dass die steigende Zahl der Fälle
einer „Verschiebung vom Dun-
kel- ins Hellfeld“ geschuldet sei.
Sprich: Es werden einfach mehr
Vorfälle angezeigt als früher.

Unter häuslicher Gewalt wird
Gewalt gegen Erwachsene ver-
standen, nicht Gewalt gegen Kin-
der. Laut Kramp-Karrenbauer
sind Kinder von solchen Vorfäl-
len aber betroffen, da sie sie mit-
ansehen müssten und deshalb
womöglich später sogar selbst zu
Tätern würden. nof

Justizministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer (CDU) will die Arbeit
mit gewalttätigen Männern zu ei-
nem neuen Schwerpunkt des
Kampfs gegen häusliche Gewalt
machen. Ihrer Meinung nach hilft
das in der Regel auch den Opfern.
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Reinhold Schmitt folgt Hugo Müller
als neuer GdP-Landesvorsitzender

Kirkel. Polizeirat Reinhold
Schmitt (58), neuer Landeschef
der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), hat genau rechnen lassen:
13 Jahre, sieben Monate und 23
Tage war Hugo Müller (52) Vor-
sitzender der mitgliederstärks-
ten Polizeigewerkschaft an der
Saar. Weil Müller zum Vizepräsi-
denten des Landespolizeipräsidi-
um berufen wurde, hat er sein
Amt niedergelegt. Er bleibt vo-
raussichtlich bis 2013 stellvertre-
tender Bundesvorsitzender. 

Ein kleiner GdP-Delegierten-
tag wählte gestern im Kirkeler
Bildungszentrum der Arbeits-
kammer Schmitt bis 2014 zum
neuen Gewerkschaftschef. Er er-
hielt 34 von 37 Stimmen (drei Ge-
genstimmen). Schmitt, bisher ein
Stellvertreter Müllers, steht seit
zehn Jahren an der Spitze des Po-
lizeihauptpersonalrates. Er sitzt
in seiner Heimatstadt Püttlingen
für die SPD im Stadtrat. Sein Ge-
genüber dort ist Polizeipräsident
Norbert Rupp, der für die CDU
ein Mandat hat. Zur neuen Vize-
vorsitzenden wurde Vera Koch
(48) aus Schmelz, Frauenbeauf-
tragte der Saar-Polizei, gewählt.
Neue Beisitzerin im GdP-Landes-
vorstand ist die Püttlinger Poli-
zeikommissarin im Landeskrimi-
alamt Esther Schneider (28).

Müller verabschiedete sich mit
dem Hinweis, die GdP habe sich
in der aktuellen Polizeireform
engagiert für eine Lösungsfin-
dung im Interesse des Personals
eingesetzt. Es bestehe keine
Chance, die Schuldenbremse zu
vernachlässigen. Der Abbau von
300 Stellen bis 2020 sei planbar.
Alternativpläne hätten deutlich
höheren Stellenabbau bedeutet.
Die GdP Saar mit 2750 Mitglie-
dern bezeichnete Müller als „Er-
folgsstory“. Schmitt versprach
Kontinuität. Er wolle das „hohe
Niveau der GdP im Saarland hal-
ten“. Er werde seinem Vorgänger,
dem jetzigen Vizepolizeichef
Müller, kritisch auf die Finger
schauen, die Zeichen stünden auf
Kooperation, wenn notwendig
aber auf Konfrontation. mju 

Der GdP-Landeschef Reinhold
Schmitt (l.) und sein Vorgänger
Hugo Müller. FOTO: BECKER & BREDEL

Saarbrücken. Nach dem Überfall
auf eine 54 Jahre alte Frau vor de-
ren Wochenendhaus hat das
Landgericht gestern einen 26-
Jährigen wegen Körperverlet-
zung und sexueller Nötigung zu
zwei Jahre und neun Monate Ge-
fängnis verurteilt. Es sei absolut
untypisch, dass jemand in seinem
Alter ein solches Sexualdelikt an
einem mehr als doppelt so alten
Opfer verübe, befand der Richter. 

Am Morgen des 6. Juni 2011
hatte der Angeklagte sich zu-
nächst Mut angetrunken. Dann
sprach er die Frau vor deren Wo-
chenendhaus zum ersten Mal an.
Kurze Zeit später bemerkte die
54-Jährige, dass einige Gegen-
stände aus ihrem vor dem Haus
geparkten Auto fehlten. Sie ging
zu dem Angeklagten und forderte
ihn auf, die Sachen zurückzuge-
ben, was der Mann tat. Als sich
die Frau umdrehte, packte sie der
Angeklagte und wurde gewaltsam
zudringlich. Die Frau jammerte
vor Schmerzen und fing an zu
weinen. Darauf ließ der 26-Jähri-
ge von ihr ab und entschuldigte
sich. Aus Angst verwickelte die
Frau ihn anschließend in ein Ge-
spräch, das fast eineinhalb Stun-
den dauerte. Dann stand der
Mann plötzlich mit entblößtem
Unterleib vor ihr, griff sie an und
nötigte sie gewaltsam zu sexuel-
len Handlungen. Kurz nach sei-
ner Flucht wurde er gefasst. Vor
Gericht legte er ein Geständnis ab
und entschuldigte sich bei sei-
nem Opfer. Warum er die Frau,
die bis heute psychisch unter
dem brutalen Überfall leidet, an-
gegriffen hat, konnte oder wollte
er nicht sagen. wi

26-Jähriger überfällt
Frau (54) und zwingt
sie gewaltsam zu Sex

ECE-Bebauung spaltet 
die Homburger Grünen

Homburg. Die anhaltende Dis-
kussion um die geplante Ge-
schäftsbebauung in Homburg
sorgt für Konsequenzen in Rei-
hen der Homburger Grünen. Jörg
Herrlinger hat gestern seinen
Austritt aus der grünen Stadt-
ratsfraktion bekannt gegeben. Er
will sein Mandat behalten und
sich mit sofortiger Wirkung der
CDU-Fraktion anschließen. Die
Fraktion der Grünen ist somit auf
zwei Mitglieder geschrumpft. Als
Gründe für seinen Schritt nannte
Herrlinger die ablehnende Hal-
tung seiner Partei zu wichtigen

Stadtprojekten. Hierbei kritisier-
te er vor allem das Vorgehen ge-
gen die Planung des ECE-Cen-
ters. Indirekt ist sein Vorgehen
auch als Kritik an das grün ge-
führte Umweltministerium zu
werten. Ministerin Simone Peter
hatte in der vergangenen Woche
angekündigt, dass die Landespla-
nung wegen der Einkaufsgalerie
ein Raumordnungsverfahren ein-
fordere. Für den Stadtratsbe-
schluss in Sachen ECE-Ansied-
lung ist der Übertritt nicht ent-
scheidend. Dafür steht eine große
Mehrheit von CDU und SPD. pn 

Formel-1-Angebot 
für Nürburgring liegt vor

Mainz. Für die Zukunft der For-
mel-1-Rennen am Nürburgring
liegt nach Angaben der Betreiber
ein Angebot auf dem Tisch. Die
Beteiligung des Landes Rhein-
land-Pfalz sei dabei von rund 13,5
Millionen auf unter 10 Millionen
Euro gesunken, sagte ein Spre-
cher der Nürburgring Automoti-
ve GmbH (NAG) gestern. Die
Ring-Betreiber hätten im Auftrag
des Landes drei Gespräche mit
Formel 1-Chefvermarkter Bernie
Ecclestone geführt. Der Vor-
schlag werde nun mit Infrastruk-
turminister Roger Lewentz

(SPD) besprochen. Außerdem
soll der Freizeitpark am Nür-
burgring abgespeckt werden.
„Die nicht rentablen Betriebstei-
le werden geschlossen“, sagte der
Sprecher. Rund 140 Stellen soll-
ten abgebaut werden. Mit der
Achterbahn „Ringracer“, für die
die Genehmigung fehlt, kalkulie-
re die NAG derzeit nicht mehr.
Der Nürburgring werde in der re-
duzierten Form „hochprofitabel“
sein. Zwischenzeitlich hatten die
Betreiber eine Reduzierung der
Pachtzahlungen an das Land ge-
fordert. dpa
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Saarbrücken. Der Sozialver-
band VdK hat eine breite Infor-
mationskampagne zur Pflege
im Saarland gefordert. VdK-
Chef Armin Lang sagte unserer
Zeitung, es seien genügend
Dienste und Leistungen für
Pflegebedürftige im Saarland
vorhanden. Sie stünden aber
leider nicht jedem Hilfsbedürf-
tigen zu jedem Zeitpunkt in der
richtigen Dosis zur Verfügung. 

So gebe es im Saarland vor-
bildlich ausgebaute Pflege-
stützpunkte, Teams zur ambu-
lanten Palliativversorgung für
Schwerstkranke sowie ein gro-
ßes bürgerschaftliches Engage-
ment im Pflegebereich. Den-
noch stelle der VdK immer wie-
der fest, dass viele Bürger über
das Angebot der Pflegestütz-
punkte, die in jedem Landkreis
existierten, aber auch über die
ambulante Palliativmedizin im
Falle sterbenskranker Men-
schen nur unzureichend infor-
miert seien. Die Pflegestütz-
punkte informierten über me-
dizinische und pflegerische An-
gebote für Pflegebedürftige
und gewährleisteten so passge-
naue Hilfen – allerdings natür-
lich nur dann, wenn die Betrof-
fenen diese Stützpunkte von
sich aus kontaktieren.

Es sei „eine Absurdität“, dass
die Pflegekassen Pflegestütz-
punkte finanzierten, die Versi-
cherten aber viel zu wenig über
deren Angebote informierten,
rügte Lang. Dabei seien die

Kassen von Gesetzes wegen so-
gar dazu verpflichtet, Pflegebe-
dürftige über den nächstgele-
genen Pflegestützpunkt und
das dortige kostenlose Bera-
tungsangebot zu informieren. 

Auch Ärzte und Kliniken sei-
en häufig nicht ausreichend
über die Angebote in Sachen
Pflege informiert. Hinzu kom-
me, dass viele Ärzte die Versor-
gung Pflegebedürftiger gering
schätzten. Fachärzte gingen in
der Regel nicht selbst in Pflege-
heime, um Hausbesuche zu ma-
chen. Genau dies wäre aber oft
notwendig, zumal die Zahl
mehrfach Kranker und Pflege-
bedürfiger in der Gesellschaft
mit der demographischen Ent-
wicklung zunehme. Einzige Al-
ternative sei die stationäre Ver-
sorgung, die aber viel teurer sei.

Lang appellierte an Kranken-
und Pflegekassen sowie Sozial-
hilfeträger, zu untersuchen,
wieviel Einsparungen bei einer
besseren häuslichen Versor-
gung möglich wären. Derzeit
gehe der Trend in die entgegen-
gesetzte Richtung: Obwohl im-
mer noch zwei Drittel der Pfle-
gebedürftigen zu Hause ge-
pflegt würden, steige die Zahl
stationärer Unterbringungen. 

Der VdK-Chef forderte zu-
gleich eine „Präventions- und
Rehabilitationsoffensive“ zu-
gunsten älterer Mitbürger, um
Pflegebedürftigkeit zu verhin-
dern oder hinauszuschieben.
Er appellierte an Land, Kreise
und Krankenkassen, zu diesem
Zweck präventive Hausbesu-
che bei über 75-jährigen Men-
schen zu initiieren. Dabei solle

gemeinsam mit den Betroffe-
nen eruiert werden, wie sie ihre
Lebenssituation und ihren Ge-
sundheitszustand verbessern
können. Etwa durch Sturzpro-
phylaxe, eine bessere Ernäh-
rung, Gedächtnistraining und
medizinische Vorsorge.

Lang sprach sich für eine gro-
ße Pflegereform aus – mit dem
Ziel, Demenzkranke besser zu
stellen und die häusliche Pflege
rentenrechtlich aufzuwerten.
Er betonte, es sei „ein Unding“,
dass Kinder, die ihre Eltern
pflegen, rentenrechtlich viel
schlechter gestellt würden als
Eltern, die ihre Kinder erzie-
hen. Kindererziehungszeiten
und Familienpflegezeiten seien
gleichzustellen. Nur so sei zu
verhindern, dass „Pflege zum
Risiko für Altersarmut wird“.

VdK beklagt Defizite bei der Pflege
Verbandschef Armin Lang sieht ein Informationsproblem – Kritik an Ärzten und Kassen

Der Sozialverband VdK beklagt,
dass viele Angehörige von Pfle-
gebedürftigen im Saarland un-
zureichend über Hilfsangebote
informiert seien. VdK-Chef Ar-
min Lang fordert eine umfas-
sende Informationskampagne.

Von SZ-Redakteur
Norbert Freund

Nach Ansicht des VdK wissen viele Bürger zu wenig über das Thema Pflege. FOTO: KRÜPER/EPD

Saarbrücken. Die Staatsanwalt-
schaft Saarbrücken hat bei Land-
tagspräsident Hans Ley die Auf-
hebung der Immunität (Schutz
vor Strafverfolgung) des FDP-Ab-
geordneten Christoph Kühn be-
antragt, um gegebenenfalls ein
Ermittlungsverfahren einzulei-
ten. Dies bestätigte Pressestaats-
anwalt Thomas Reinhardt. Kühn
steht im Mittelpunkt einer
Dienstwagenaffäre. Er hat bereits
über 10 000 Euro Fahrtkosten-
pauschalen an den Landtag zu-
rückgezahlt. Kühn sollte Nach-
folger des zurückgetretenen

Fraktionschefs
Christian
Schmitt, der zur
CDU-Fraktion
gewechselt ist,
werden. Er ver-
zichtete dann
aber auf eine
Kandidatur. 

Die Frage, wer
neuer Chef der
jetzt vierköpfigen

FDP-Fraktion werden soll, wird
heute Abend auch den erweiter-
ten FDP-Landesvorstand in einer
Sondersitzung beschäftigen. Die
Namen von Wirtschaftsminister
Christoph Hartmann und Land-
tagsvizepräsident Karl-Josef Jo-
chem werden gehandelt. Beide
müssten aber ihre bisherigen
Ämter aufgeben. 

„Wir wollen die Lage analysie-
ren und eine nüchterne Be-

standsaufnahme machen“, er-
klärte Generalsekretär Rüdiger
Linsler. „Wir müssen den Karren
wieder aus dem Dreck ziehen.“
Linsler plädiert dafür, dass Hart-
mann, der in der letzten Legisla-
turperiode die Fraktion führte,
an deren Spitze zurückkehrt und
für Stabilität sorgt. Parteichef
Oliver Luksic will zudem nach
dem Rücktritt von Schatzmeister
Rainer Keller einen Vorschlag
unterbreiten, wer die Kasse kom-
missarisch führen soll. mju

Staatsanwalt: Landtag
soll Immunität von

Kühn (FDP) aufheben 

Jochem sorgte für Festtagsbraten

Im Familienkreis
hat Rolf Linsler (69),
Vizefraktionschef

und Landesvorsitzen-
der der Linken, die
Festtage verbracht. Für
den Senior der Linslers
ein willkommener An-
lass, sich Nachhilfe und
Tipps in Sachen mo-
dernster Kommunikationstech-
nik zu besorgen. Der Landesver-
band der Linken hat in ein neu-
es Handy für den Parteichef in-
vestiert. Jetzt hat Linsler ein I-
Phone in der Jackentasche, ein
Gerät, mit dem man nicht nur
telefonieren kann. Was das
Handy sonst noch alles kann,
lernt Opa Linsler derzeit von
seinem 14 Jahre alten Enkel Le-
ander. Zwischen den Jahren gab
es einige Extra-Lektionen.

Die Jahresabschlussfeier der
Mitarbeiter der CDU-Landtags-
fraktion ging in der Quierschie-
der Stammkneipe von Frakti-
onschef Klaus Meiser (57) über
die Bühne. Wirt Rudi vom Gast-

haus „Tante Emma“
servierte seinen Polit-
Gästen Schnitzel und
Rinderbraten. Gastge-
ber der geselligen
Runde waren übri-
gens Meiser und Tho-
mas Schmitt (38), par-
lamentarischer Ge-
schäftsführer. Beide

finanzierten die Feier aus der ei-
genen Tasche.

Für ein halbes Dutzend Fest-
tagsbraten sorgte derweil Land-
tagsvizepräsident Karl-Josef Jo-
chem (59). Trotz turbulenter Ta-
ge mit Krisen- und Sondersit-
zungen wegen des vakanten
Fraktionsvorsitzes fand der
FDP-Politiker die Zeit für seine
Aufgaben als Züchter und ne-
benberuflicher Landwirt. In Jo-
chems Kaninchenstall ist jetzt
wieder Platz für die Nachzucht.
Sechs Tiere schlachtete der
Hausherr gerade noch rechtzei-
tig zu Weihnachten. Freunde
und Bekannte hatten die Braten
bei Jochem bestellt. 

L andtagsküche

Michael Jungmann

Mit den Augen eines Hundes
In seinem Buch plädiert Friedel Läpple für einen sensiblen Umgang mit den Tieren

Saarbrücken. Dass Politiker auf
den Hund kommen, ist, im über-
tragenen Sinn jedenfalls, keine
Seltenheit mehr. Bei kaum einer
anderen Profession lässt sich per-
sönliches Abwirtschaften, von
den Medien nur zu gern beleuch-
tet, so detailliert beobachten.

Friedel Läpple, längst Politiker
im Ruhestand, mit seiner 14-jäh-
rigen Amtszeit als saarländischer
SPD-Innenminister (1985-99)
aber nach wie vor der Innen-Res-
sortchef mit den meisten Dienst-
jahren der Republik, ist nun auch
auf den Hund gekommen. Bei
ihm aber steckt wahre Hundelie-
be dahinter – zu den Flat Coated
Retrievern, besonders gelehrige

und schöne Tiere. Seinen Hun-
den hat der gestandene und in
Schiffweiler geerdete Sozialde-
mokrat jetzt ein Buch gewidmet:
„Mein blinder Freund Merlin“. 

Vom Verlag als „Roman“ an-
nonciert, erhebt
der 170-Seiten-
Band erzähle-
risch große Ambi-
tionen. So geht es
um ein Paar, Anne
und Paul, das
glücklich mit sei-
nen Hunden Mer-
lin und Grischa
lebt. Der Mann
stirbt jedoch bald

und wird als Hund wiedergebo-
ren. Und dieser Vierpfoter Liam
kommt nun zu Anne und ihren
Hunden, von denen einer allmäh-
lich erblindet.

Mit dieser selbst gewählten, he-
rausfordernden erzählerischen
Konstellation tut sich der
schreibfreudige 73-Jährige – vor

zwei Jahren brachte er erst seine
Lebenserinnerungen heraus – je-
doch schwer. Läpple versteht es
zwar, einfühlsam über Vierbeiner
zu schreiben, seine Menschen-
zeichnungen aber bleiben selt-
sam blutleer und holzschnittar-
tig. Oft schlägt er zudem einen
nüchternen Ratgebertonfall an. 

Letztlich ist das Anliegen sei-
nes Buches auch ein anderes:
Läpple will zu sensiblem Umgang
mit Hunden, insbesondere mit
Tieren, die ein Handicap haben,
anregen. Da weiß er aus seiner
jahrelangen Erfahrung mit Hun-
den auch Wissenswertes zu be-
richten – allein das hätte sich
deutlich überzeugender in einem
Ratgeber gelesen. Den literari-
schen Anspruch eines Romans
löst Läpples Hundegeschichte
aber nicht ein. oli

! Friedel Läpple: „Mein blinder
Freund Merlin“, Wagner Verlag,
172 Seiten. 16,80 Euro.

Seine Liebe zu Hunden hat den
ehemaligen Saar-Innenminister
Friedel Läpple zu einem Buch in-
spiriert. In dem Roman „Mein blin-
der Freund Merlin“ wird ein Mann
nach seinem Tod als Hund wieder-
geboren. 
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Sarkozy schwört auf
Nähe zu Deutschland
Metz. Der französische Staats-
chef Nicolas Sarkozy hat bei ei-
nem Neujahrsbesuch in Loth-
ringen die deutsch-französi-
sche Freundschaft beschwo-

ren. Die Ach-
se, die beide
Nachbarstaa-
ten formten,
sei „ganz und
gar grundle-
gend“, sagte
Sarkozy am
Sonntag in
Metz vor
Polizisten
und anderen

Beamten, die in der Silvester-
nacht Dienst hatten. „Wenn es
eine Region gibt, bei der ich
mir sicher sein kann, dass ich
verstanden werde, dann ist es
hier. Der Frieden und die
Freundschaft mit Deutsch-
land, das ist ein Erbe der Gene-
rationen vor uns“, sagte der
französische Präsident, der
sich am 22. April voraussicht-
lich zur Wiederwahl stellen
wird. afp

Führungsstreit in 
St. Ingberter SPD
St. Ingbert. Im SPD-Stadtver-
band St. Ingbert rumort es der-
zeit kräftig. Bereits im Dezem-
ber gab es bei einer Delegier-
tenversammlung mit über 100
SPD-Mitgliedern im evangeli-
schen Gemeindesaal in Hassel
ein Misstrauensvotum gegen
den amtierenden Vorstand des
SPD-Stadtverbands. Hinter-
grund ist, dass offenbar etliche
Genossen auf personelle Ver-
änderung und auch inhaltliche
Neuorientierung drängen. Der
Vorstand ist bislang aberwei-
terhin im Amt. Wann genau
nun eine neuerliche Delegier-
tenversammlung stattfinden
wird, ist derzeit noch offen.
Die Versammlung soll aller-
dings noch im Januar anbe-
raumt werden. pbe

Neue Kampagne wirbt
fürs Ehrenamt
Saarbrücken. Mit einer neuen
Kampagne will die Landesre-
gierung mehr Menschen für
ehrenamtliches Engagement
gewinnen. „Es geht uns dabei
um die Unterstützung des or-
ganisierten Ehrenamtes in
Vereinen und Verbänden ge-
nauso wie um die Förderung
des einzelnen Bürgers, der sich
im Rahmen seiner Möglichkeit
für die Gemeinschaft ein-
setzt“, teilte Ministerpräsi-
dentin Annegret Kramp-Kar-
renbauer (CDU) gestern mit.
Die Kampagne mit dem Titel
„Das Saarland zum Selberma-
chen“ wird derzeit noch ge-
plant. Das Ehrenamt steht
auch beim Neujahrsempfang
der Regierungschefin am Mitt-
woch kommender Woche im
Mittelpunkt. red

Toleranz-Projekt
im Kreis Neunkirchen
Neunkirchen/St. Wendel. Das
Kreis-Jugendamt Neunkir-
chen und das St. Wendeler
Adolf-Bender-Zentrum arbei-
ten beim Projekt „Toleranz
fördern – Kompetenz stärken“
zusammen. Das Projekt wen-
det sich gegen Fremdenfeind-
lichkeit, Rechtsextremismus
und Antisemitismus. In Neun-
kirchen ist man noch in der
ersten Phase, in der Anträge
für die Förderung von konkre-
ten Vorhaben gestellt werden
können. Es finden auch Info-
Veranstaltungen und Multipli-
katoren-Schulungen statt.
2012 stehen rund 90 000 Euro
an Bundesmitteln zur Verfü-
gung. red
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In Rheinland-Pfalz startet jetzt der
Entschuldungsfonds für Kommunen
Mainz. Der Startschuss für den
kommunalen Entschuldungs-
fonds in Rheinland-Pfalz ist ge-
fallen. Der Fonds sei wie geplant
zum 1. Januar 2012 gegründet
worden, sagte David Freichel,
Sprecher des Mainzer Innenmi-
nisteriums. Der im September
2010 zwischen Landesregierung
und kommunalen Spitzenver-
bänden vereinbarte Fonds mit ei-
nem maximalen Volumen von
knapp 3,9 Milliarden Euro läuft
über 15 Jahre und soll den Kom-
munen im Land helfen, ihre
Schuldenberge abzubauen.

Der Fonds soll jährlich bis zu
255 Millionen Euro aufbringen,

um kommunale Liquiditätskredi-
te zu tilgen und fällige Zinslasten
zu verringern. Finanziert wird er
zu einem Drittel von den Kom-
munen selbst – etwa durch Ein-
sparungen sowie Steuer- oder
Umlageerhöhungen. Ein Drittel
kommt aus dem kommunalen Fi-
nanzausgleich, ein weiteres Drit-
tel aus dem Landeshaushalt.

Insgesamt lagen die Verbind-
lichkeiten bei den rheinland-
pfälzischen Kommunen nach frü-
heren Angaben des Ministeriums
Ende 2009 bei 4,6 Milliarden Eu-
ro. Bis Ende Juni 2011 waren sie
bereits auf rund 5,7 Milliarden
Euro geklettert. dpa

Staatsanwaltschaft prüft
Informationen des V-Manns erneut

Saarbrücken. Die Staatsanwalt-
schaft Saarbrücken nimmt im
Zuge der Ermittlungen zur Völk-
linger Brandserie erneut einen V-
Mann unter die Lupe. Das bestä-
tigte gestern der Sprecher der
Staatsanwaltschaft, Thomas
Reinhardt, der SZ. Im Zusam-
menhang der Wiederaufnahme
der Ermittlungen würden auch
die Berichte des Informanten er-
neut auf ihre Glaubwürdigkeit
hin geprüft, so Reinhardt. Der V-
Mann hatte dem Landeskrimi-
nalamt (LKA) im Dezember 2007
gemeldet, dass der von einem
Hausbrand betroffene Recep Ün-
sal das Feuer in seinem Haus

selbst in Auftrag gegeben haben
soll. Die Polizei ermittelte da-
raufhin ergebnislos gegen das
türkische Brandopfer. 2009 rea-
gierte Ünsals Anwalt mit einer
Strafanzeige wegen falscher Ver-
dächtigung. Ein entsprechendes
Verfahren wurde jedoch einge-
stellt, da es laut Staatsanwalt-
schaft keine Anhaltspunkte dafür
gab, dass der V-Mann bewusst
Falschangaben gemacht habe.
Der V-Mann soll nach SZ-Infor-
mationen nicht, wie vom Anwalt
Ünsals ursprünglich vermutet,
aus dem rechten Milieu, sondern
aus dem Umfeld der islamischen
Gemeinde stammen. jkl

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
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Achtung, hier blitzt
heute die Polizei
Saarbrücken. Die Polizei im
Saarland hat für den heutigen
Freitag folgende Geschwindig-
keitskontrollen angekündigt:
auf der A 1 zwischen Eppel-
born und dem Dreieck Nonn-
weiler, auf der A 8 zwischen
Heusweiler und dem Kreuz
Neunkirchen, auf der A 8 zwi-
schen der Landesgrenze zu Lu-
xemburg und Merzig, auf der
A 62 zwischen dem Dreieck
Nonnweiler und der Landes-
grenze zu Rheinland-Pfalz, auf
der A 620 zwischen dem Drei-
eck Saarbrücken und dem
Dreieck Saarlouis. red

www.
pol izei .saarland.de

Polizei holt Jungs 
von zugefrorener Saar
Saarbrücken. Ein aufmerksa-
mer Autofahrer hat drei Jun-
gen in Saarbrücken vermutlich
das Leben gerettet. Er hatte
am späten Mittwochnachmit-
tag von der Autobahn A 620
aus gesehen, dass die Elfjähri-
gen in der Nähe des Bürger-
parks auf der zugefrorenen
Saar herumliefen und die Poli-
zei verständigt. Die Beamten
holten die Kinder daraufhin
vom Eis, das nach ihren Anga-
ben nur in Ufernähe stabil war.
Die Polizisten erklärten den
Jungen die Gefahr, in die sie
sich begeben hatten, und
brachten sie nach Hause. red

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
U L R I K E  OT TO
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Völklingen/Saarbrücken. Sie
wurde gegründet, um elf unge-
klärte Brandstiftungen in Völk-
lingen neu aufzurollen. Nun
kommt auf die Sonderermitt-
lungsgruppe „GEG Komplex“
möglicherweise weitere Arbeit
zu. Recherchen unserer Zeitung
zufolge gab es in den vergange-
nen zwei Jahren in Völklingen
mindestens vier weitere Brände,
die in von Migranten bewohn-
ten Häusern gelegt wurden oder
möglicherweise Migranten tref-
fen sollten. Bei allen handelt es
sich SZ-Informationen zufolge
um Brandstiftungen. Die Staats-
anwaltschaft Saarbrücken woll-
te die Brände weder bestätigen
noch dementieren. Man arbeite
an einem umfassenden Brandla-
gebild, teilte Generalstaatsan-
walt Ralf-Dieter Sahm der SZ
mit. Zu Einzelheiten wolle man
zur Zeit nicht Stellung nehmen.

Die 47 Mann umfassende Er-
mittlungsgruppe wurde im De-
zember gebildet, um elf Brand-
stiftungen in Völklingen zwi-
schen 2006 und 2011 auf rechts-
extreme Hintergründe zu prü-
fen und mögliche frühere Er-
mittlungsfehler aufzudecken. 

Die nun neu bekannt gewor-

denen Brände wurden zwischen
September 2010 und August
2011 gelegt. So stand am 3. Sep-
tember 2010 zeitgleich zu einem
bereits bekannten Brand in der
Innenstadt nur wenige hundert
Meter entfernt ein Kinderwa-
gen in einem Wohneingang in
Flammen. Bewohner konnten
verhindern, dass das Feuer auf
das Haus übergriff. Am 27. Juli
2011 brach in einem unbewohn-
ten Haus in der Innenstadt Feu-
er aus, nachdem es wenige Mo-
nate zuvor in einem Leerstand
zwei Häuser weiter gebrannt
hatte. Dazwischen lebt im einzig
bewohnten Haus der Straße eine

türkische Familie. Bewohner
Resul E. gegenüber der SZ: „Ich
fürchte, man wollte uns mit dem
Feuer treffen.“ Am 12. August
2011 riefen die türkischen Besit-
zer eines Hauses im Stadtteil
Geislautern die Polizei. Ihnen
war es gelungen, in letzter Mi-
nute einen an ihrem Haus geleg-
ten Brand selbst zu löschen. Es
blieb bei einem Sachschaden.
Hellhörig macht auch ein Fall
außerhalb Völklingens, im zehn
Kilometer entfernten Großros-
seln. Vor wenigen Wochen, am
20. Januar, fackelten Unbe-
kannte die Gartenlaube einer
türkischen Familie ab. Auf eine

Wand der Ruine sei ein Haken-
kreuz geschmiert worden, so Be-
sitzer Ali T. Die Brandopfer sind
verunsichert. Einige sagten der
SZ, irritiert habe sie auch die
Aufforderung der Polizei, die
Brände „nicht an die große Glo-
cke zu hängen“. 

Wie der SR meldete, fordert
der Rechtsanwalt Hans Lafon-
taine nun auch die Aufnahme
von Ermittlungen zu einer mög-
lichen Wohnhaus-Brandstiftung
am 30. April 2000 in Völklingen.
Neun Bewohner wurden damals
verletzt, darunter Lafontaines
Mandantin, eine Türkin, und ih-
re Kinder. Die Polizei hatte da-

mals einen Elektroschaden als
Ursache angegeben. Er halte
dies für „aus der Luft gegriffen“,
so Lafontaine zur SZ. Er ver-
weist auf ein Gutachten und
Zeugenaussagen, denen nicht
nachgegangen worden sei. 

Einen Drohanruf erhielt kürz-
lich ein Redakteur der türki-
schen Monatszeitschrift „Press-
tige“, die seit Januar in Völklin-
gen erscheint. In ihrer Erstaus-
gabe beschäftigte sich das Medi-
um mit den Brandstiftungen.
Der anonyme Anrufer habe ihn
beschimpft und mit dem Satz
geschlossen: „Warte ab. Dem-
nächst bist Du dran“, so der Re-
dakteur. Er meldete den Vorfall
nach eigenen Angaben am
27. Januar der Polizei.

Weitere Brände mit rechtem Hintergrund? 
Wohl deutlich mehr Einwanderer als bislang bekannt wurden Opfer von Brandstiftungen in und um Völklingen 

Derzeit arbeitet eine Ermitt-
lungsgruppe an der Aufklärung
von Brandstiftungen mit mögli-
cherweise rechtsextremem Hin-
tergrund in Völklingen. Nun
wurden weitere Fälle bekannt.
Die Opfer sind beunruhigt. 

Von SZ-Redakteur
Johannes Kloth

Auf die Ruine dieser Gartenlaube in Großrosseln wurde ein Hakenkreuz geschmiert. FOTO: SZ

HINTERGRUND:
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bisherigen Ermittlungen
zufolge gehen weder der
Anschlag auf die Saarbrü-
cker Wehrmachtsausstel-
lung 1999 noch die Völk-
linger Brandstiftungen
auf das Konto der Zwick-
auer Terrorzelle NSU,
auch wenn es im Falle der
Wehrmachtsausstellung
Hinweise in diese Rich-
tung gebe. Das teilte der
FDP-Abgeordnete Karl-
Josef Jochem gestern
nach einer Sitzung des
Innenausschusses mit.
Vertreter der Sonderer-
mittlungsgruppe hatten
über den Stand ihrer Ar-
beit informiert. jkl 

Zukunft des Wohnheims D steht weiter auf der Kippe
Universitätsleitung und Studentenwerk uneins über Räumung – Verwirrung bei den Bewohnern

Saarbrücken. Im Konflikt um die
Zukunft des maroden Studenten-
wohnheims D auf dem Campus
der Universität Saarbrücken hält
die Universitätsleitung eine Räu-
mung bis Ende März für nicht
notwendig. „Die Räumung war
auch von Seiten der Unteren Bau-
behörde, die das Wohnheim im
Dezember 2011 untersucht hat,
kein Zwang“, stellt Thorsten
Mohr von der Uni-Pressestelle
klar. „Wir versuchen nun, die
festgestellten brandschutztech-
nischen Mängel zügig zu behe-
ben.“ Dafür reiche ein niedriger
sechsstelliger Betrag aus, um et-
wa Feuerschutztüren einzubauen
und Räume ohne zweiten Aus-
gang zu schließen. Bis dahin wer-
de die Sicherheit der Bewohner
von der zu Beginn des Monats

eingerichteten Brandwache der
Freiwilligen Feuerwehr gewähr-
leistet. Wer die Kosten für die Sa-
nierung tragen wird, stehe noch
nicht fest. In der kommenden
Woche würden Vertreter von
Universität, Studentenwerk und
der Unteren Bauaufsicht über das
weitere Vorgehen beraten. Es sei
zudem geplant, das Wohnheim ab
2013 für zirka sechs Millionen
Euro von Grund auf zu sanieren.

Unterdessen hält der Vorstand
des Studentenwerks, das das Ge-
bäude für die Universität verwal-
tet, weiter am angekündigten
Auszug der fast 260 Studenten
fest. „Wir geben nichts mehr auf
Versprechungen, denn wir war-
ten seit zehn Jahren auf Geld zur
Sanierung und es passiert
nichts“, sagt die Geschäftsführe-
rin des Studentenwerks, Anne-
Marie Oswald. An der für den
31. März angesetzten Räumungs-
frist wolle sie aber nicht krampf-
haft festhalten. „Möglicherweise
kann es auch der 15. April wer-
den.“ Oswald widerspricht der
Ansicht, vorschnell die Räumung

beschlossen zu haben: „Im Gut-
achten steht, es gehe um ‚Leib
und Leben’ der Bewohner, das hat
für uns oberste Priorität.“ Sie
selbst habe zudem erst aus der
Presse von den Plänen der Unilei-
tung erfahren, bemängelt Oswald
fehlende Kommunikation. „Wir
sind weiterhin gesprächsbereit,
denn wir hoffen auf eine Sanie-
rung und wollen das Heim erhal-
ten.“ Zu keinem Zeitpunkt habe

die Bauaufsicht damit gedroht,
das Wohnheim zu schließen, sag-
te der Pressesprecher der Stadt
Saarbrücken, Thomas Blug, zu
Wochenbeginn. Lediglich wenn
das Studentenwerk untätig ge-
blieben wäre, hätte sich die Be-
hörde rechtliche Schritte vorbe-
halten. 

Verwirrung herrscht derweil
bei den Wohnheimbewohnern,
die Frage der Räumung ist Haupt-
gesprächsthema auf den Fluren.
„Viele Leute schauen sich schon
nach Alternativen um. Andere
wollen auf jeden Fall bleiben, da
keiner vor die Tür gesetzt werden
kann, bis der Mietvertrag aus-
läuft“, sagt die 23-jährige Anne
Siebels. Das Angebot des Studen-
tenwerks, die Mehrkosten einer
neuen Wohnung bis zu einer Dif-
ferenz von 100 Euro monatlich
zum jetzigen Mietpreis zu zahlen,
sieht sie skeptisch: „Hätte mit
dem Geld nicht schon mit der Sa-
nierung begonnen werden kön-
nen?“ Vom Studentenwerk hieß
es dazu: „Das müssen wir jetzt für
unsere Studenten stemmen.“ ukl 

Fehlende Fluchtwege, Schimmel
in den Duschen, nur einfach ver-
glaste Fenster. Das Wohnheim D
auf dem Campus Saarbrücken ist
marode. Ein Treffen der Verant-
wortlichen soll über die Zukunft
des Hauses entscheiden.

Ob das marode Wohnheim D ge-
räumt wird, ist weiterhin unge-
wiss. FOTO: IRIS MAURER

EVS-Führung plant für dieses Jahr höhere Gebühren 
Leichte Erhöhung bei Restmüll und erheblicher Aufschlag bei Biotonne anvisiert – Verweis auf Mindereinnahmen

Saarbrücken. Die Geschäftsfüh-
rung des Entsorgungsverbands
Saar (EVS) will die Gebühren für
die Restmülltonne in diesem Jahr
gegenüber dem Vorjahr leicht er-
höhen. Zugleich ist eine erhebli-
che Anhebung der Gebühren für
die Biotonne geplant. Wie EVS-
Geschäftsführer Karl Heinz
Ecker unserer Zeitung mitteilte,
will die Geschäftsführung dem
Aufsichtsrat einen entsprechen-
den Vorschlag unterbreiten. 

Mit der leichten Gebührener-
höhung bei der Restmülltonne

würde der EVS laut Ecker nur
Mindereinnahmen aufgrund der
Reduzierung der Mindestleerun-
gen von zehn auf vier ausglei-
chen, zu denen er durch ein Ur-
teil des Oberverwaltungsgerichts
(OVG) verpflichtet worden war. 

Nach EVS-Angaben sollen zehn
Leerungen in diesem Jahr 128
Euro kosten. Im vorigen Jahr und
im Jahr davor kosteten zehn Lee-
rungen noch jeweils 117,34 Euro.
Andererseits werden nach den
Worten von Ecker viele Haushal-
te für 2011 Geld zurückerhalten,

weil sie weniger Leerungen in
Anspruch genommen haben, als
der EVS veranschlagt hatte. 

Die Reduzierung der Mindest-
leerungen gilt für 2011 rückwir-
kend. Nach EVS-Angaben kostet
die Reduzierung der Mindestlee-
rungen den Verband jährlich
über zwei Millionen Euro. Zudem
habe die durchschnittliche Lee-
rungszahl im vorigen Jahr 12,6
statt der zunächst angenomme-
nen 15 bis 16 Leerungen pro Jahr
betragen, was den EVS weitere
zwei Millionen Euro koste.

Die Gebühren für 22 Leerun-
gen der Biotonne würden von bis-
her 35,04 Euro auf 58 Euro in die-
sem Jahr steigen, wenn Auf-
sichtsrat und Verbandsversamm-
lung des EVS der Empfehlung der
Geschäftsführung folgen würden.
Die Zahl der Mindestleerungen
wird von 22 auf 26 erhöht. Eine
EVS-Sprecherin verwies darauf,
dass bei der Biotonne aufgrund
der vergleichsweise schwachen
Nachfrage zuletzt ein jährliches
Defizit von rund vier Millionen
Euro entstanden sei. nof
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Schmallenberg-Virus im
Saarland nachgewiesen
Saarbrücken. Das Gesund-
heitsministerium hat am Frei-
tag bekannt gegeben, dass es
erste bestätigte Nachweise des
Schmallenberg-Virus im Saar-
land gibt. Betroffen sind dem-
nach zwei Schafbestände. Die
vorläufigen positiven Untersu-
chungsergebnisse des Landes-
amtes für Gesundheit und Ver-
braucherschutz seien zur Absi-
cherung ins Friedrich-Loeff-
ler-Institut auf der Insel
Riems geschickt worden. Der
nach derzeitigen Erkenntnis-
sen für Menschen ungefährli-
che Erreger verursacht als
Spätschaden Fehlgeburten bei
Schafen, Rindern und Ziegen
sowie Missbildungen bei Läm-
mern und Kälbern. Übertra-
gen wird das Virus durch
Stechmücken. Einen Impfstoff
gibt es nicht. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, eine Melde-
pflicht für die Krankheit ein-
zuführen, um die Ausbreitung
zu überwachen. red

Achtung, hier blitzt
heute die Polizei
Saarbrücken. Die Polizei im
Saarland hat auf folgenden
Strecken Geschwindigkeits-
kontrollen angekündigt für
Samstag, 11. Februar: auf der
A 1 zwischen Eppelborn und
dem Dreieck Nonnweiler, auf
der A 8 zwischen dem Dreieck
Saarlouis und Heusweiler, auf
der A 62 zwischen dem Drei-
eck Nonnweiler und der Lan-
desgrenze zu Rheinland-Pfalz.
Sonntag, 12. Februar: auf der
A 8 zwischen Heusweiler und
dem Kreuz Neunkirchen, auf
der A 8 zwischen der Landes-
grenze zu Luxemburg und
Merzig, auf der A 620 zwi-
schen dem Dreieck Saarbrü-
cken und dem Dreieck Saar-
louis. red

www.
pol izei .saarland.de

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
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Richter stoppen Degradierung
Vier Pflegechefs der Uniklinik gewinnen Prozess vor dem Landesarbeitsgericht 

Saarbrücken/Homburg. Das Lan-
desarbeitsgericht hat jetzt im
Pflegekrach am Universitätskli-
nikum des Saarlandes (UKS) ein
deutliches Machtwort gespro-
chen. Vier leitende Pflegekräfte
haben mit Erfolg geklagt und sich
gegen ihre Degradierung ge-
wehrt. Die zweite Instanz bestä-
tigt weitgehend die Urteile des
Arbeitsgerichtes aus dem Jahr
2010. Demnach sind die Kläger
„mit den Kompetenzen, insbe-
sondere der Aufsichtsfunktion
und dem Aufgabenbereich einer
Pflegedienstleitung zu beschäfti-
gen“. Anlass für den Krach hinter
den Kulissen der Uniklinik ist die
Neuorganisation der Führungs-
strukturen im 2300 Mitarbeiter
zählenden Pflegedienst, die vor
Jahren umgesetzt wurde. Statt je-
weils einer Pflegedienstleitung in
den 21 Kliniken wurden „ge-
schäftsführende Pflegedienstlei-
tungen“, die für mehrere Klini-
ken zuständig sind, eingeführt.

Im Klartext bedeutet dies, es
wurde eine neue Hierarchiestufe
eingeführt. Einige Pflegechefs
hatten weniger Kompetenzen,
bekamen selbst einen neuen Vor-
gesetzten vor die Nase gesetzt. 

Die vier Urteile haben aber
möglicherweise noch weitere
Konsequenzen. Die Richter ver-
weisen ausdrücklich darauf, dass
die Pflegechefs gemäß der UKS-
Satzung zu beschäftigen sind. In
dem Urteil wird festgehalten: Sie
sind „weiterhin Mitglied der
Konferenz der Leitenden Pflege-
kräfte“. Eine wichtige Aufgabe

dieser Konferenz
ist es, dem Auf-
sichtsrat einen
Personalvor-
schlag für die Po-
sition des Pflege-
direktors der
Uniklinik zu ma-
chen. Im Vorfeld
der Berufung des
amtierenden
Pflegedirektors

Paul Staut (61) waren aber die
vier Kläger nicht eingebunden. In
der Pflegekonferenz saßen nach
der Neuorganisation nur noch
sieben statt 21 Leute, die Staut
vorschlugen. Der St. Ingberter
Rechtsanwalt Markus Dönne-
weg, der drei leitende Pflegekräf-
te vor Gericht vertrat, sieht darin
einen klaren Verstoß gegen die

Satzung des Klinikums. Er hat
deshalb bereits Ende 2010 vor
dem Verwaltungsgericht Klage
eingereicht. Eine Entscheidung
steht dort immer noch aus.

Anwalt Dönneweg: „Mit den
Urteilen des Landesarbeitsge-
richtes wurde auch festgestellt,
dass die Universitätsklinik des
Saarlandes, eine Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, sich einseitig
über ihre eigene Satzung hinweg-
gesetzt hat.“ Pflegedirektor Staut
wäre demnach nicht satzungsge-
mäß berufen. Und Staut sitzt im
vierköpfigen Vorstand des Klini-

kums. Jurist Dön-
neweg setzt des-
halb auch ein gro-
ßes Fragezeichen,
wenn es darum
geht, ob der Uni-
klinik-Vorstand
überhaupt ord-
nungsgemäß be-
setzt ist. 

Vorstandschef
Professor Wolf-

Ingo Steudel meint dagegen, der
Beschluss des Aufsichtsrates,
Staut bis 2016 zum Pflegedirek-
tor zu bestellen, sei „nicht Gegen-
stand der Urteile“, die der Vor-
stand „vollumfänglich umsetzen“
will. Mögliche Änderungskündi-
gungen zur Umsetzung der um-
strittenen Neuorganisation wür-
den geprüft. 

Vier Pflegechefs des Universitäts-
klinikums haben sich erfolgreich
gegen ihre Degradierung gewehrt.
Als Konsequenz aus den Urteilen
des Landesarbeitsgerichts wird
die Frage laut, ob Pflegedirektor
Paul Staut korrekt berufen wurde.

Von SZ-Redakteur
Michael Jungmann
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Saarbrücken/Völklingen. Die
Vorwürfe türkischer Brandopfer,
sie seien von ermittelnden Poli-
zeibeamten zu Stillschweigen
über die Brände gedrängt wor-
den, beschäftigt nun auch Abge-
ordnete des saarländischen
Landtags. Stimmten die Aussa-
gen der Betroffenen, so sei dies
ein ungeheuerlicher Vorgang,
sagte die rechtspolitische Spre-
cherin der Linken, Birgit Huon-
ker, am Freitag. „Wer soll ge-
schützt werden? Die Brandstifter
oder die Brandopfer?“, so Huon-
ker. Die SZ hatte türkische Be-
troffene von Brandstiftungen in
Völklingen und Großrosseln zi-
tiert. Diese berichteten, Beamte
vor Ort hätten sie aufgefordert,
die Brände „nicht an die große
Glocke zu hängen“ und Medien
nicht zu informieren. Eine Auf-
klärung der Vorwürfe forderte
am Freitag auch der SPD-Abge-
ordnete Magnus Jung. Das Lan-
deskriminalamt kündigte eine
Stellungnahme am Montag an.

Huonker forderte außerdem,
dass der Verfassungsschutz dem
Ausschuss für Fragen des Verfas-
sungsschutzes berichtet, welche
Erkenntnisse das Amt im Zusam-
menhang mit den Völklinger
Brandstiftungen hatte. Vertreter
der im Dezember gegründeten
Sonderermittlungsgruppe zu den
Völklinger Brandstiftungen hat-
ten am Donnerstag Abgeordnete
des Landtags über ihrer Arbeit
informiert. Dabei wurde bekannt,
dass mittlerweile 100 neue Spu-
ren gesammelt werden konnten. 

Derweil hat die NPD Saar mit
der Ankündigung eines politi-
schen Aschermittwochs in Völk-
lingen, bei dem Bundesvize Udo
Pastörs sprechen soll, für Ärger
gesorgt. Oberbürgermeister
Klaus Lorig (CDU) sagte der SZ,
man habe der NPD bereits mitge-
teilt, dass für die angefragte Halle
am betreffenden Tag kein Haus-
meister zur Verfügung stünde
und damit eine Durchführung
nicht möglich sei. Sollte es doch
zu der Veranstaltung kommen,
rufen die Völklinger Linken zu ei-
ner Demonstration auf. jkl

Brände in Völklingen:
Abgeordnete fordern

Klärung der Vorwürfe
Haben Polizisten türkische Brand-
opfer gedrängt, die Brandstiftun-
gen an ihren Häusern nicht „an die
große Glocke zu hängen“? Abge-
ordnete fordern Aufklärung. 

Püttlingen. In Russland beträgt
die durchschnittliche Lebens-
erwartung 71 Jahre. Genauso
lange ist Ewald Rech aus dem
Püttlinger Stadtteil Köllerbach
in der Feuerwehr. Als der Zwei-
te Weltkrieg tobte, die Wehr-
macht ihren Angriff auf die
Sowjetunion vorbereitete, wur-
de der heute 87 Jahre alte Rech
Feuerwehrmann. Ein Leben im
Dienste der Allgemeinheit, ein
Leben im Ehrenamt. 

Rech startete seine Laufbahn
allerdings nicht direkt bei der
Freiwilligen Feuerwehr, son-
dern beim Sicherheitshilfs-
dienst, berichtet der Ehren-
wehrführer der Püttlinger Frei-
willigen Feuerwehr. Der Si-
cherheitshilfsdienst (SHD)
wurde von den Nationalsozia-
listen vor allem für den Brand-
schutz und die Brandbekämp-
fung bei Bombenangriffen ein-
gerichtet. Die Ausbildung beim
SHD übernahmen meist Feuer-
wehrleute.

Lehre bei den Amtswerken

1943 erhielt der Elektrikerlehr-
ling Ewald Rech den Stellungs-
befehl bei der Wehrmacht und
kämpfte in Italien. Nach
Kriegsgefangenschaft in Italien
und Frankreich kehrte Rech
1946 zurück in seine Heimat.
Er beendete seine Lehre bei
den Amtswerken Riegelsberg.
„Mein Meister damals war ak-
tiver Feuerwehrmann, und
auch für mich war sofort klar,
dass ich wieder Feuerwehr-
mann werden wollte“, erinnert
sich der rüstige Rentner. 

Die Arbeit bei der Feuerwehr
Köllerbach musste ja irgendwie
weitergehen, aber das sei nicht

ganz einfach gewesen. Viele
seiner Kameraden kamen aus
dem Krieg nicht mehr zurück,
befanden sich noch in Gefan-
genschaft oder waren schlicht
versehrt. Das Wort „Pompiers“,
die französische Bezeichnung
für Feuerwehr, hatten die Feu-
erwehrmänner im französisch
besetzten Saargebiet damals

auf ihrer Uniform stehen. 
Die Aufbauarbeit der Köller-

bacher Feuerwehr schritt rasch
voran, und Rech kletterte auf
der Karriereleiter schnell nach
oben. 1963 wählten ihn seine
Kameraden zum Wehrführer
von Köllerbach. Er blieb es bis
1985, bis er nach 44 Jahren ak-
tiver Zeit in die Alterswehr

wechselte. Dazwischen hatte er
noch die Aufgabe, nach der Ge-
biets- und Verwaltungsreform
von 1974, die beiden Wehren
aus Püttlingen und Köllerbach
zu einer Einheit zu schmieden.
Aber mit tatkräftiger Hilfe des
damaligen Bürgermeisters Ru-
dolf Müller gelang der Zusam-
menschluss. 

Die Arbeit der Freiwilligen
Feuerwehren habe sich im Ver-
lauf der Jahrzehnte beträcht-
lich gewandelt, sagt Rech.
Technische Neuerungen bei
der Ausrüstung sowie verbes-
serte Brandschutzrichtlinien
hätten Erleichterungen ge-
bracht. Auch die Art der Einsät-
ze habe sich verändert. Waren
es früher tatsächlich überwie-
gend Feuerlöscheinsätze, so
überwögen heute Einsätze bei
Verkehrsunfällen und eher
technische Anforderungen
zum Beispiel beim Umwelt-
schutz.

„Wir wohnten früher alle
mehr oder weniger rund um
das Feuerwehrgerätehaus und
waren bei Alarm im Handum-
drehen an der Brandstelle“, er-
zählt Rech. Auf diese Weise sei-
en spektakuläre Katastrophen
im Wortsinne im Keim erstickt
worden. Nur einen einzigen To-
desfall nach einem Feuer muss-
ten Rech und seine Kollegen
beklagen. Aber das Grubenun-
glück in Luisenthal im Januar
1962 bleibt bis heute das trau-
rigste Ereignis. Damals war die
Köllerbacher Feuerwehr, mit
Rech als stellvertretendem
Wehrführer, für die Überfüh-
rung der 23 getöteten Bergleute
aus Köllerbach in ihren Hei-
matort zuständig.

„Die Feuerwehr hat mich ge-
prägt und die Kameradschaft
bedeutet mir heute noch viel“,
bilanziert Rech sein Leben als
Feuerwehrmann. Die Gesell-
schaft dankte es ihm mit einer
Reihe hoher Ehrungen und
Auszeichnungen. Das Bundes-
verdienstkreuz, das er 1986 er-
hielt, ragt hierbei natürlich he-
raus.

Feuer und Flamme für die Wehr
87-jähriger Ewald Rech aus Köllerbach ist 71 Jahre lang Feuerwehrmann

Ein Leben im Dienste der Allge-
meinheit: Ewald Rech hat 71 Jah-
re lang für die Püttlinger Feuer-
wehr gearbeitet. In dieser Zeit
haben sich die Aufgaben und
Anforderungen an die Wehr
mitunter stark verändert. 

Von SZ-Mitarbeiter
Andreas Engel

Mehr als 70 Jahre ist der Köllerbacher Ewald Rech Feuerwehrmann.
22 Jahre davon war er Wehrführer. FOTO: ANDREAS ENGEL
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Meiser: Saar-CDU ist
keine „Schuldenpartei“
Saarbrücken. CDU-Fraktions-
chef Klaus Meiser hat den Vor-
wurf von Linken-Fraktions-
chef Oskar Lafontaine zurück-

gewiesen, die
Saar-CDU sei
eine „Schul-
denpartei“.
Meiser sagte,
Lafontaine be-
tätige sich mit
seiner Aussage,
dass die meis-
ten Schulden
in der Regie-

rungszeit der CDU bis 1985
und ab 1999 angefallen seien,
als „Märchenonkel“. Er ver-
wies darauf, dass in den 70er
und 80er Jahren „die Montan-
lasten am stärksten aufgetre-
ten“ seien, die die SPD alle mit-
getragen habe. Zudem habe die
Teilentschuldung, die in La-
fontaines Zeit als Regierungs-
chef gelaufen und auch ein
Verdienst von ihm sei, bei der
Begrenzung der Schulden
„massiv geholfen“. nof

Peter weist Vorwurf der
„Beliebigkeit“ zurück
Saarbrücken. Die Spitzenkan-
didatin der Grünen, Simone
Peter, hat den Vorwurf von
SPD-Chef Heiko Maas zurück-
gewiesen, wonach sich die
Grünen bei der Auswahl ihrer
politischen Partner „beliebig“
verhielten. Peter verwies ges-
tern darauf, dass Maas den bei-
den grünen Ministern der Ja-
maika-Koalition im Landtag
kürzlich noch gute Arbeit be-
scheinigt habe. Im Übrigen sei
es die SPD, die große Schwie-
rigkeiten haben werde, ihre In-
halte wie Mindestlohn, Ver-
mögensabgabe und Spitzen-
steuersatz in einer Koalition
mit der CDU umzusetzen. nof

110 Grad heißes 
Wasser flutet Wohnung
Saarbrücken. In einem Miet-
haus in Saarbrücken ist am
Sonntag ein Heizkörper ge-
platzt. Wie die Polizei gestern
mitteilte, lief das 110 Grad hei-
ße Wasser aus dem ersten
Obergeschoss durch das Trep-
penhaus in den Keller. Es wur-
de niemand verletzt. Die Be-
rufsfeuerwehr konnte einen
Großteil des Wassers absau-
gen. Das Gebäude ist weiterhin
bewohnbar. red

LKA verteidigt sich
gegen Vorwürfe
Saarbrücken. Das Landeskri-
minalamt hat sein Vorgehen
bei den Ermittlungen zu
Brandstiftungen in Völklingen
und Großrosseln verteidigt.
Um Taten von Trittbrettfah-
rern zu vermeiden, hätten Be-
amte den Betroffenen in Groß-
rosseln empfohlen, die Brände
„in der Öffentlichkeit nicht of-
fensiv zu verbreiten“, teilte ein
Sprecher mit. Brandopfer hat-
ten der SZ berichtet, Polizisten
hätten sie aufgefordert, die
Brandstiftungen nicht „an die
große Glocke zu hängen“ und
die Medien einzuschalten. Ab-
geordnete der Linken und der
SPD hatten Aufklärung ver-
langt (Bericht folgt). jkl
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L andtagsküche

Michael Jungmann

Der eiskalte Winterwahl-
kampf fordert mitunter
harte Opfer von den Ak-

teuren aus der saarländischen
Politik! So mancher von langer
Hand geplante Urlaub über die
tollen Tage musste wegen der
kurzfristig angesetzten Neuwah-
len abgesagt werden. Die Wahl-
kämpfer stürzen sich stattdes-
sen unter das närrische Volk. 

Thorsten Bischoff (37),
schwergewichtiger Lautsprecher
des SPD-Vorsitzenden Heiko
Maas (45), hat seine Kostümaus-
wahl bereits getroffen. Er setzt
ausnahmsweise auf schwarz-
gelb, denn er will in einem Bie-
nen- oder Wespen-Dress auflau-
fen. Seinen eigenen Auftritt in
der Bütt im pfälzischen Sand
musste Wahlkämpfer Bischoff
dagegen aus Zeitgründen absa-
gen. Vielleicht schaut der desig-
nierte und kostümierte Groß-
Koalitionär Bischoff dann am
fetten Donnerstag zur Weiber-
fastnacht einmal im Arbeits-
und Sozialministerium von Mo-

nika Bachmann (61) vorbei. Dort
und im Ressort von Innenminis-
ter Stephan Toscani (44) will
CDU-Chefin und Ministerpräsi-
dentin Annegret Kramp-Karren-
bauer (49) in der Bütt mit
Staatssekretärin Gaby Schäfer
(54) nämlich eine große angeleg-
te Putzaktion starten.

CDU-General Roland Theis
(31) ist derweil als Gastgeber für
eine fünfköpfige Wahlkampf-Be-
obachter-Delegation aus Estland
gefordert. Die Politiker und
Journalisten aus dem nördli-
chen Baltikum wollen im Rah-
men einer Studienreise den
saarländischen Winterwahl-
kampf zwischen Rosenmontags-
umzug und Aschermittwochtref-
fen kennen lernen. 

Wahlkampf im
Narrenkostüm

Saarbrücken. Das absolute
Rauchverbot in saarländischen
Gaststätten könnte mittelfris-
tig wieder aufgeweicht werden.
SPD und CDU erklärten ges-
tern vor der Presse, dass sie ei-
nen entsprechenden Antrag
der Linken für die morgige
Landtagssitzung zwar nicht
mittragen werden, für die Zu-
kunft derartige Änderungen
aber nicht ausschließen. Die
Linke will Ausnahmen vom
Rauchverbot in Eckkneipen,
Festzelten und abgegrenzten
Gaststättenräumen zulassen.

SPD-Fraktionsvize Anke
Rehlinger kündigte gestern an,
dass die SPD nach der Land-
tagswahl ein Volksbegehren
zum Nichtraucherschutz auf
den Weg bringen will. Dann
könnten die Bürger selbst darü-
ber entscheiden, wie es in Sa-
chen Rauchverbot weiter geht.
Rehlinger sagte unter Bezug-
nahme auf den Landesvorsit-
zenden der Grünen: „Wir brau-
chen den Nichtraucherschutz,
aber keine Maßregelung à la
Hubert Ulrich.“ In bestimmten
Bereichen wie Kneipen und
Cocktail-Bars setze die SPD auf
ein „tolerantes Miteinander
und gegenseitige Rücksicht-
nahme von Rauchern und
Nichtrauchern“.

CDU-Fraktionschef Klaus
Meiser bezeichnete den Antrag
der Linken als eine „Show-Ver-

anstaltung“. Er unterstrich:
„Das machen wir nicht mit. Un-
seriöser geht’s ja nicht mehr.“
Hinzu komme, dass der Gedan-
ke der Rechtssicherheit nach
den Gesetzesänderungen der
Vergangenheit und den damit
zusammenhängenden Umbau-
ten in Restaurants und Knei-
pen eine wichtige Rolle spiele.
Das müsse sorgfältig abgewo-
gen werden. Gleichwohl sei die
CDU „auf lange Sicht“ bereit,
das Gesetz zu überprüfen. 

Für die FDP kündigte Frakti-
onschef Christoph Hartmann
an, dem Antrag der Linken zu-
zustimmen. Die FDP habe den
strikten Nichtraucherschutz in
der Jamaika-Koalition als Zu-
geständnis an die Grünen mit-
getragen. Nach deren Platzen
machten die Liberalen jetzt
aber „FDP pur“ und verträten

jene Positionen, die sich auch
bereits im Landtagswahlpro-
gramm eingenommen hätten.
Der Vorstoß der Linken sei
„zwar nicht FDP pur, aber er
geht in die richtige Richtung“. 

Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Linken,
Heinz Bierbaum, sagte, seine
Partei sei für den Nichtrau-
cherschutz, doch sei dessen jet-
zige Ausprägung „übertrieben“
und entspreche „nicht der saar-
ländischen Mentalität“. Es ge-
he der Linken angesichts der
Klagen von Kneipenbesitzern
nur um Ausnahmen vom abso-
luten Nichtraucherschutz, also
darum, „Räume zu schaffen, wo
das Rauchen möglich ist“. 

Grünen-Landeschef Hubert
Ulrich nannte den Vorstoß der
Linken indes einen „Anachro-
nismus“. Zum einen mache es

nach den Gesetzesänderungen
der letzten Jahre keinen Sinn,
nach der Devise „Rein in die
Kartoffeln, raus aus den Kar-
toffeln“ eine erneute Kehrt-
wende zu vollziehen. Der Trend
gehe in eine ganz andere Rich-
tung, so Ulrich. Nordrhein-
Westfalen wolle demnächst ein
strenges Nichtraucherschutz-
gesetz nach dem Muster des
Saarlands und Bayerns verab-
schieden. Es sei absehbar, dass
sich auf EU-Ebene ebenfalls
bald das absolute Rauchverbot
durchsetzen werde. Die Spit-
zenkandidatin der Grünen für
die Landtagswahl, Simone Pe-
ter, verwies auf eine „extrem
hohe Lungenkrebsrate“ im
Saarland. Eine Lockerung des
Nichtraucherschutzes könne
daher „nicht das richtige Signal
sein“. 

Rauchverbot auf dem Prüfstand
SPD und CDU schließen Lockerung des Nichtraucherschutzes nicht aus

Die Linke will morgen im Land-
tag einen Gesetzentwurf zur Lo-
ckerung des strengen Rauchver-
bots im Saarland einbringen.
CDU und SPD wollen den An-
trag zwar nicht mittragen, kön-
nen sich aber mittelfristig Än-
derungen durchaus vorstellen. 

Von SZ-Redakteur
Norbert Freund

Die Linke will das Rauchen in Eckkneipen und Festzelten wieder erlauben. FOTO: DPA

Melcher muss mit höherer Strafe rechnen 
Gericht schließt „besonders schwere Fälle der Untreue“ nicht aus – Konto des Ex-Stiftungs-Chef im Dauer-Minus 

Saarbrücken. Fast am Ende der
Beweisaufnahme, also zu einem
unüblich späten Zeitpunkt,
schlugen die beiden Rechtsan-
wälte Ralph Melchers dem Ge-
richt ein „Rechtsgespräch“ vor,
sprich Sondierungen über einen
Verständigungs-Deal. Sieht man
die Felle davon schwimmen?
Denn zuvor hatte die vorsitzende
Richterin Christiane Schmitt ei-
nen entscheidenden rechtlichen
Hinweis formuliert: Das Gericht
gehe von 44 selbstständigen
Handlungen der Untreue aus,
wobei nicht auszuschließen sei,
dass es sich um „besonders

schwere Fälle der Untreue“ han-
deln könnte. Womöglich habe der
Beklagte seine Befugnisse als
Amtsträger missbraucht. Dies, so
Schmitt, könne ein Strafmaß von
sechs Monaten bis zu zehn Jah-
ren nach sich ziehen – eine Ver-
doppelung. Zu Beginn des Pro-

zesses stand ein
Strafmaß zwi-
schen drei Mona-
ten und fünf Jah-
ren im Raum.

Darüber hinaus
brachte der fünf-
te Prozesstag
kaum neue Er-
kenntnisse, er-
laubte jedoch ei-
nen ersten Ein-

blick in die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Ex-Chefs der Stif-
tung Kulturbesitz. Erst heute will
Melcher Näheres dazu aussagen.
Gestern gab eine Mitarbeiterin

des Landeskriminalamtes zu Pro-
tokoll, dass Melchers Konto 2010
ein „ständiges Umsatz-Minus“
von 8000 bis 21 000 Euro auf-
wies. 

Melcher muss sich wegen un-
angemessen luxuriöser Bewir-
tungen seines Projektsteuerers
Gerd Marx und wegen Bestech-
lichkeit verantworten. Die vier
letzten Zeugen der Anklage wur-
den gestern gehört. Es ging
hauptsächlich um das Thema
Korruption, unter anderem um
den Tatkomplex „Beraterver-
trag“. Melcher bekam von Marx
nachweislich 8225 Euro –
Schmiergeld, behauptet die An-
klage. Melchers Anwälte hinge-
gen versuchten gestern darzule-
gen, dass Melcher sehr wohl eine
Leistung erbracht hat. Sie prä-
sentierten eine Foto-CD, die ei-
nen Recherche-Besuch Melchers
im Deutschen Museum in Mün-

chen dokumentierte, dort, wo
sich Marx um einen Auftrag be-
müht hatte. Erstmals formulier-
ten Melchers Anwälte auch Be-
weisanträge. Sie möchten eine
große Zahl zusätzlicher Zeugen
laden, was den Prozess verlän-
gern würde. Künstler, die Per-
spectives-Festivalchefin, sogar
der französische Botschafter in
Berlin, sollen wohl bezeugen,
dass Melchers Ausgaben dienst-
lich begründet waren.

Außerdem sollen diverse
Handwerker bestätigen, dass
Melcher grundsätzlich Rechnun-
gen für sein Haus am Chiemsee
erst nach einer Versicherungs-
Schadensregulierung begleichen
wollte. Gegebenenfalls ließe sich
damit erklären, warum auch
Marx für Leistungen am Chiem-
see erst Jahre später Geld erhielt.
Dann, als die Affäre bereits be-
kannt geworden war. ce

Nicht mehr nur um Untreue, son-
dern um besonders schwere Fälle
der Untreue könnte es sich bei den
angeklagten Straftaten von Ralph
Melcher handeln. Diesen Hinweis
hat gestern die Wirtschaftsstraf-
kammer gegeben. 
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Ralph 
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Beutel, Börse oder Schminkset?
Beim großen SZ-Bilderquiz jeden Tag 50 Euro in bar gewinnen

So funktioniert’s: Wir drucken
täglich ein verfremdetes Foto ab.
Sie müssen jetzt nur noch das
richtige Motiv erraten. Unter al-
len Teilnehmern mit der richti-
gen Lösung verlosen wir täglich
(Mo - Sa) 50 Euro in bar.

Sie wollen mitspielen? Rufen
Sie uns an unter Telefon (0 13 79)
3 71 13 83 (kostenpflichtige Ge-
winn-Hotline; ein Anruf kostet
50 Cent aus dem dt. Festnetz,
Mobilfunkpreise abweichend)

und erzählen uns, was Sie auf
dem Bild links sehen: 

a) Schminkset 
b) Beutel
c) Geldbörse

Natürlich können Sie uns die Lö-
sung auch online zukommen las-
sen. Teilnahmeschluss ist jeweils
um 24 Uhr des Gewinnspieltages.
Mitspielen kann jeder ab 18 Jah-
ren. Weitere Informationen und
Teilnahmebedingungen zum Bil-
derquiz gibt es im Internet. mcg 

www.
saarbruecker-zeitung.de/
bi lderquiz

AUFGELÖST
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Am Montag, 13. Februar,
hatten wir eine Feder ver-
fremdet. Somit war die Lö-
sung „b“ richtig. red 

Sie möchten 50 Euro in bar gewin-
nen? Beim großen Bilderquiz der
Saarbrücker Zeitung haben Sie da-
zu noch bis Ende Februar täglich
die Chance. 

Ist auf diesem Foto eine Geldbörse abgebildet? Oder ein herrenloser
Turnbeutel? Oder ist es gar ein Schminkset?

SZ-GEWINNSPIEL
.................................................................................................................
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Klaus Meiser

Anzeige 

Frage der Woche –
Das Saarland stimmt ab!

 -AKTION

* ein Anruf kostet 50 Cent aus dem deutschen 
Festnetz, Mobilfunkpreise können abweichen.

Stimmen Sie ab für 

Ja 01379 - 37 11 35-1* 
Nein 01379 - 37 11 35-0*

Kostenfrei abstimmen unter 
www.saarbruecker-zeitung.de/
abstimmung

Das Ergebnis der Abstimmung 
finden Sie am Samstag auf 
der Seite „SZ-Aktionen“.

Die Frage der Woche lautet:
Der 84-Jährige Schauspieler Joachim 
Fuchsberger will nach einem Auffahrun-
fall seinen Führerschein abgeben. Fin-
den Sie, dass man ab einem bestimmten 
Alter nicht mehr Autofahren sollte?

Stimmen Sie jetzt noch bis kommenden 
Donnerstag für die Frage der Woche!
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An politischen Ver-
suchen, Bundes-
bürger ohne Nach-

wuchs wegen ihrer Kin-
derlosigkeit extra zu be-
lasten, herrschte schon in
der Vergangenheit kein
Mangel. Im Jahr 1994 beispiels-
weise trat die damalige Famili-
enministerin Hannelore Rönsch
(CDU) mit einem „Zukunftsbei-
trag“ an die Öffentlichkeit. Wer
kein Kind hat, sollte demnach
7,5 Prozent mehr Einkommen-
steuer zahlen. Im Jahr darauf
schlug eine Grünen-Politikerin
vor, Kinderlose stärker beim
Rentenbeitrag abzukassieren. All
diese Ideen verschwanden je-
doch schnell wieder in der Ver-
senkung. Und das zu Recht.

Diejenigen in der Union, die
eine aus Kinderlosen-Geld ge-
speiste „Demografie-Rücklage“
befürworten, hätten also ge-
warnt sein können. Ihren Vor-
stoß hat nun die Bundeskanzle-
rin persönlich einkassiert. Ja, es
stimmt, dass die zunehmende
Alterung der Gesellschaft auch
die Sozialkassen vor große He-
rausforderungen stellt. Deutsch-
lands Sozialversicherung lebt ge-
wissermaßen von der Hand in
den Mund, denn was die Be-
schäftigten einzahlen, wird so-
fort wieder für Leistungen aus-
gegeben. Diese Umlagefinanzie-
rung hat sich allerdings beson-
ders in Krisenzeiten bewährt,
dagegen verloren kapitalgedeck-
te Geldtöpfe auf breiter Front an
Charme. Umso mehr lohnt es
sich, das bewährte Umlage-Sys-
tem beizubehalten. 

Das Problem bezahlbarer Sozi-
alkassen lässt sich auch nicht

mit der Bestrafung be-
stimmter Bevölkerungs-
gruppen lösen. Selbst
wenn der bereits gelten-
de Beitragsaufschlag in
der Pflegeversicherung
scheinbar ein Einfallstor

dafür bietet, so muss man diese
Regelung noch lange nicht gut
finden. Zumal sie auch diejeni-
gen bestraft, deren Kinder-
wunsch sich aus medizinischen
Gründen nicht erfüllt. Auch ist
es ja beileibe nicht so, dass sich
Kinderlose zu Lasten von Müt-
tern und Vätern schadlos halten,
wie es einige Abgeordnete der
Union in ihrem Positionspapier
nahelegen. Beschäftigte ohne
Nachwuchs zahlen höhere Steu-
ersätze, und sie finanzieren an-
teilig auch die beitragsfreie Mit-
versicherung von Kindern in der
gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung.

Das beste Mittel, um die Sozi-
alkassen langfristig zu stabilisie-
ren, sind immer noch gute fami-
lienpolitische Rahmenbedingun-
gen. Genau daran hapert es aber
in Deutschland. Das fängt bei
prekären Beschäftigungsverhält-
nissen an, geht über familienun-
freundliche Arbeitszeiten und
hört bei fehlenden Betreuungs-
plätzen noch lange nicht auf. In-
dustriestaaten wie Frankreich
machen vor, dass es auch anders
gehen kann. Die Geburtenrate
ist dort jedenfalls deutlich höher
als hier zu Lande. Mehr Pla-
nungssicherheit für die Grün-
dung einer Familie zu schaffen,
stellt freilich eine wesentlich
komplexere Aufgabe dar, als mal
eben eine populistische Rakete
gegen Kinderlose zu zünden.

! M E I N U N G

Politischer Kinderkram
Hilfen für Eltern sind wichtiger als Belastungen für Kinderlose

Von Stefan Vetter

Eine frohe Botschaft teilte
uns die europäische
Raumfahrtagentur Esa

mit: Die Esa-„Raketenfamilie“,
bestehend aus der Sojus und der
Ariane V, ist um die Vega ge-
wachsen. Die Sprache der For-
scher zeigt vor allem eins: Wäh-
rend sie eingebunkert vor Moni-
toren sitzen, um die Raketen-
bahnen zu verfolgen, gilt ihre
Sehnsucht der trauten Familie,
die weit von der Abschussbasis
in der französischen Ex-Strafge-
fangenenkolonie Cayenne ent-

fernt auf ihre Heimkehr wartet.
Doch mancher denkt beklom-

men an die 50er Jahre, als
durchgeknallte Wissenschaftler
ihre Todestechnik ebenso poe-
tisch verkauften: Der Atombu-
sen war ein Sex-Attribut lang-
beiniger Bikini-Damen, deren
hochtoupierte B-52-Frisuren
dank Wasserstoffperoxid blond
strahlten. Auf dem Bikini-Atoll
explodierten zeitgleich US-
Atombomben, B-52-Bomber zo-
gen mit millionenfach tödlicher
Atomlast ihre Bahnen um die
Erde. Da sind Raketenfamilien
dann doch etwas friedlicher.

! G LO S S E

Raketenfamilie wächst
Von Dietmar Klostermann

Hochschul-Karriere KARIKATUR: ERL

Saarbrücken/Völklingen. Die
Brandstiftungen an Häusern von
Migranten sind immer noch häu-
figes Gesprächsthema in Völklin-
gen und Umgebung. Es wird getu-
schelt, gemutmaßt, geredet –
manchmal offenbar auch anei-
nander vorbei. Da berichten Be-
troffene, Polizisten hätten sie
aufgefordert, über die Brände an
ihren Häusern zu schweigen.
Und suggerieren damit eine Art
Maulkorb-Erlass. Ein harter Vor-
wurf, den das Landeskriminal-
amt umgehend zurückweist. Es
sei nur eine Empfehlung gewe-
sen, um Taten von Trittbrettfah-
rern zu vermeiden. 

Es mag gut gemeinte Gründe
geben, diese defensive Haltung
zu vertreten. Doch verkennt sie
offensichtlich die Gefühlslage der
Betroffenen. Denn der Vorfall
macht eines deutlich: Es gibt
Menschen in unserem Land, die
Angst haben. Angst vor Gewalt,
vor fremdenfeindlichen Über-
griffen, und: ja, auch Angst davor,
in ihrer Angst nicht ernst genom-
men zu werden. 

Das muss wachrütteln. Denn
natürlich bleibt es Migranten im
Saarland nicht verborgen, dass
gut organisierte Kameradschaf-
ten wie die Sturmdivision Saar

von Dillingen aus ihr hasserfüll-
tes Gedankengut nach außen tra-
gen. Natürlich hören sie, dass in
den vergangenen Jahren über ein
Dutzend unaufgeklärte Brände in
Völklinger Häusern gelegt wur-
den, in denen Ausländer wohnen.
Und natürlich beunruhigt sie,
dass Neonazis jahrelang uner-
kannt durch Deutschland ziehen
konnten, um ihr mörderisches
Werk zu verrichten. 

Dass die Völklinger Brandfälle
noch einmal aufgerollt werden,

ist gut und richtig. Nach allem,
was bislang bekannt ist, wird dies
von Staatsanwaltschaft und Poli-
zei auch mit großem Aufwand be-
trieben. Doch akribische Ermitt-
lungsarbeit ist das eine. Eine ge-
sellschaftliche Haltung das ande-
re. Es stellt sich die Frage, ob
nicht ein offensiverer Umgang
mit dem Thema Rechtsextremis-
mus geboten ist. Bei jedem abge-
fahrenen Spiegel an einem Auto
veröffentlicht die Polizei Zeugen-
aufrufe. Bei dem Brand in Groß-
rosseln vor wenigen Wochen, bei
dem ein Hakenkreuz hinterlas-
sen wurde, geschah nichts der-
gleichen. Es sind solche Details,
die bisweilen den Eindruck erwe-
cken, dass einige Menschen –

auch Polizisten und Politiker –
schlicht nicht wahrhaben wollen,
dass es eine rechtsextreme Prob-
lematik auch vor unserer Haus-
tür gibt. Dabei wird von Skepti-
kern oft der unkonkrete Begriff
„Szene“ bemüht. In Völklingen?
Nein, dort gebe es keine „rechte
Szene“. Nur die NPD.

Doch wer die Augen aufmacht,
kann sie sehen, die Hakenkreuze
und verfassungsfeindlichen Sym-
bole in Unterführungen oder an
Schulen in Völklingen und Um-
gebung. Wer das Gespräch mit
Migranten sucht, kann sie hören,
die Schilderungen von Übergrif-
fen und Bedrohungen. Dies anzu-
erkennen, aufzugreifen, offen an-
zuprangern und mit aller Kraft
strafrechtlich zu verfolgen, statt
aus Angst vor dem Image-Verlust
der „Weltkulturerbestadt“ oder
dem Verprellen von Investoren
zu schweigen, wäre ein wahres
Zeichen wehrhafter Demokratie.
Und vermutlich das beste Mittel
gegen Trittbrettfahrer. 

Für die Opfer eher zweitrangig
ist die Frage, ob die Brände das
Werk einer vernetzten „Szene“
sind, ob sie auf das Konto fehlge-
leiteter Jugendlicher oder auf das
unpolitischer Einzeltäter gehen.
Die Opfer wollen vor allem, dass
die Fälle überhaupt geklärt wer-
den. Und sie wollen in ihren Ängs-
ten ernst genommen werden. 

Der Neonazi 
vor unserer Haustür

Warum ein offensiverer Umgang mit Rechtsextremismus geboten ist

Von SZ-Redakteur
Johannes Kloth

Die SZ-Analyse

R AU C H E N

Bevormundung muss
endlich zu Ende sein
Zum Artikel „Rauchverbot auf dem
Prüfstand“ (SZ vom 14. Februar)
und zu anderen Beiträgen

Erfreulich, zu lesen, dass im
Landtag doch noch gearbeitet
wird. Der wohl vorerst noch er-
folglose Vorschlag der Linkspar-
tei, zu einem gelockerten Nicht-
raucherschutzgesetz zurückzu-
kehren, hat meine Zustimmung.
Er lässt Rauchern eine gewisse
Freiheit, ohne dass die Freiheit
der Nichtraucher beeinträchtigt
wird. Kneipen und Restaurants
sind Unternehmen und sollen
selber entscheiden, welcher
Gruppe sie entgegenkommen
möchten. Landesvater a. D. La-
fontaine zeigt sich als Kenner
der saarländischen Lebensart.
Die überzogene Entscheidung
der Jamaika-Koalition sollte die
neue Regierung rückgängig ma-
chen. Bei uns darf man getrost
mal Fünfe gerade sein lassen.
Dominik Kiehn, Schwalbach

E U R O - K R I S E

Die Wiege der
Demokratie wackelt
Zum Artikel „In Griechenland
wütet das Volk“ (14. Februar) und
zu anderen SZ-Beiträgen

„Demokratie“ („Herrschaft des
Volkes“) ist griechischen Ur-
sprungs. Doch jetzt läuft in die-
sem Land etwas aus dem Ruder.
Der Senat beschließt Sparmaß-
nahmen, und das Volk fackelt
Athen ab. So hat sich das Aristo-
teles nicht gedacht. Fremde
Mächte nehmen diesem und an-
deren europäischen Ländern die
Selbstständigkeit und zwingen
ihnen auf, dass die Bürger und
ihre Familien von ihrer Arbeit
kein menschenwürdiges Leben
mehr führen können. Unsere
Eurokraten beschließen (höchst
undemokratisch) über zehn Mil-
lionen Köpfe hinweg. Arme
Griechen, arme Spanier, arme
Portugiesen, arme Italiener.
Bald brennen Madrid, Lissabon
und Rom. Verfluchter Euro! 
Gerd Wagner, Saarbrücken

Liebe Leserinnen, liebe Leser, wir freuen uns über Ihre Leserbriefe zu Themen, über
die die Saarbrücker Zeitung berichtet hat. Damit ein möglichst großer Leserkreis zu
Wort kommen kann, müssen Zuschriften gekürzt werden. Anonyme oder fingierte
Briefe sowie beleidigende Texte veröffentlichen wir nicht. Gleiches gilt für Zuschrif-
ten, deren Inhalt nicht dem Grundgesetz entspricht. Politische Funktionsträger und
offizielle Stellen dürfen sich generell nicht auf Leserbrief-Seiten äußern. Gleiches gilt
für Vereins- oder Verbandsvertreter, die sich in eigener Sache zu Wort melden. Zum
Abdruck von Leserbriefen sind wir nicht verpflichtet. Die Redaktion trägt die presse-
rechtliche, aber nicht die inhaltliche Verantwortung für veröffentlichte Zuschriften.
Bitte geben Sie immer Ihre Anschrift und Telefonnummer an. 
Leserbrief-Redaktion: 
Telefon: (06 81) 5 02 20 41, Fax: (06 81) 5 02 20 79, E-Mail: leserbriefe@sz-sb.de

Mit Ihrer
Zeitung

im Dialog

I h r  S c h r e i b e n

Närrisches Treiben
das ganze Jahr über
Zum Foto-Artikel „Närrische Politi-
ker“ (SZ vom 13. Februar) und zu
anderen Fastnachts-Beiträgen

Wir Bürger müssen das ganze
Jahr hindurch dem närrischen
Treiben der Politiker ohnmäch-
tig zuschauen. Dass die sich jetzt
im Wahlkampf verkleidet auf
Stimmenfang begeben, ist nach-
zuvollziehen. Unverständlich für
mich ist aber, dass man Oskar
Möchtegern-Napoleon eine Vor-

rangstellung einräumt. Er ziert
mit seiner Lebensgefährtin Sah-
ra Wagenknecht die Titelseite
und steht im Saarland-Teil wie-
der an erster Stelle mit einem
überdimensional großen Bild.
Ist das nicht zu viel der Ehre für
einen Politiker, der sich Knall
auf Fall aus verantwortlichen
und mit Arbeit verbundenen
Ämtern schlich und sich in das
selbst gewählte Exil auf den
Oberlimberg zurückzog? Napo-
leon war klein und brauchte ei-
nen Steigbügelhalter, um in den
Sattel zu kommen. Ich hoffe
sehr, dass sich die SZ nicht von
Oskar Lafontaine für diese Hil-
festellung benutzen lässt.
Michael Käufer, Völklingen

M e i n e  A n t w o r t

Sehr geehrter Herr Käufer,

nein, Ihre Sorge ist unbegrün-
det. Die Rolle des Steigbügelhal-
ters für diesen oder jenen Politi-
ker übernimmt die SZ keines-
falls. Oskar Lafontaine als „Na-
poleon von der Saar“ ist stets ein
beliebtes Foto-Motiv. Heuer so-
gar mit neuer Begleitung. Aller-
dings kommt der Saarländer nur
während der närrischen Tage in
historischer Uniform daher.
Sonst würde ihm ja das unrühm-
liche Ende des französischen
Kaisers in der freudlosen Ver-
bannung drohen. Über sein poli-
tisches Wirken können Sie und
die anderen Wählerinnen und
Wähler dann Ende März ent-
scheiden.
Ihr Peter Seringhaus

Peter Seringhaus,
Redakteur der 
Saarbrücker Zeitung,
meint dazu:

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
M O N I K A  K Ü H B O R T H
P E T E R  S E R I N G H A U S

In der Ausgabe vom 14. Februar
haben wir auf Seite A 3 in Auszü-
gen den Saar-Talk mit Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) und
Heiko Maas (SPD) dokumentiert.
Dabei war fälschlicherweise zu
lesen, dass die SPD bei der Ge-
meinschaftsschule „keine Nach-
besserungen“ verlange. Tatsäch-
lich hatte Maas gesagt, man wer-
de „nicht noch einmal eine Struk-
turdebatte eröffnen“. Allerdings
wolle seine Partei „einige Verän-
derungen“, um die Gleichwertig-
keit von Gemeinschaftsschule
und Gymnasium zu sichern. Auch
müssten Verbesserungen bei der
Qualität erreicht werden. Es dür-
fe „nicht mehr so viel Unter-
richtsausfall“ geben, die Lehrer-
Schüler-Relation müsse verbes-
sert werden. Zudem wolle die SPD
das „pädagogische Angebot bis in
den Nachmittag hinein“ deutlich
erweitern, um „echte Ganztags-
schulen“ anbieten zu können. red

KORREKTUR
.................................................................................................................

PRESSESCHAU
.................................................................................................................

Zum geplanten Abkommen gegen
Internet-Piraterie (Acta) meint die
„Ostsee-Zeitung“ aus Rostock:
Aus Sicht vieler Internet affiner
Bürger ist das zwischen EU, USA,
Japan und weiteren großen In-
dustriestaaten hinter verschlos-
senen Türen ausgehandelte Ab-
kommen Teufelszeug, die Knebe-
lung der Freiheit im Internet, ge-
wissermaßen ein multinationales
Zensurabkommen . . . Aus Sicht
vieler Regierungen – einschließ-
lich der deutschen –, von Unter-
nehmen, Verlagen, Filmprodu-
zenten ist Acta dagegen eine
Brandmauer zur Verhinderung
des Diebstahls geistigen Eigen-
tums, zum Schutz von Marken-
und Urheberrechten. Der Streit
um Acta zeigt, dass Geheimver-
handlungen einfach nicht mehr
ins Internet-Zeitalter passen.
Solche wichtigen und notwendi-
gen Verträge, wie die zum Schutz
des Urheberrechts im weltweiten
Netz, müssen transparent ver-
handelt werden oder gar nicht.

Die „Berliner Zeitung“ merkt zum
selben Thema an:
Der Erfolg der Piratenpartei in
Berlin hat Union, SPD, Grüne,
Linke und FDP in Aufruhr ver-
setzt. Diese Angst sitzt inzwi-
schen dermaßen tief, dass sich
jetzt mit Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) ausge-
rechnet die Bundesministerin an
die Spitze der Acta-Gegner stellt,
diejenige, die das Abkommen
über Jahre mit ausgehandelt und
vor nicht mal drei Monaten dem
Kabinett zur Annahme empfoh-
len hat. Kompliment! So schnell
dürfte sich selten ein Politiker
von seiner eigenen Meinung ge-
trennt haben.

LESERBRIEFE
.................................................................................................................
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Hier blitzt an diesem
Wochenende die Polizei
Saarbrücken. Die saarländi-
sche Polizei hat für das Wo-
chenende folgende Geschwin-
digkeitskontrollen angekün-
digt: Am Samstag blitzt es auf
der A 8 zwischen Heusweiler
und dem Kreuz Neunkirchen
sowie auf der A 623 zwischen
Saarbrücken-Ludwigsberg
und dem Dreieck Friedrichs-
thal. Am Sonntag wird auf der
A 8 zwischen Luxemburg und
Merzig sowie auf der A 620
zwischen dem Dreieck Saar-
brücken und dem Dreieck
Saarlouis kontrolliert. red

Deutsch-französische
Kontrolle im Elsass
Saarbrücken. 56 deutsche und
französische Beamte haben
am Donnerstagvormittag eine
Großbaustelle im elsässischen
Roppenheim auf Schwarzar-
beit geprüft, wie das Haupt-
zollamt Saarbrücken am Frei-
tag mitteilte. Bei der grenz-
überschreitenden Aktion wur-
den 135 Arbeitnehmer von 62
deutschen und französischen
Unternehmen geprüft. In zwei
Fällen wurde gegen den Ar-
beitgeber Strafanzeige einge-
leitet. In Roppenheim (west-
lich von Baden-Baden) soll im
April 2012 ein Outlet-Center
eröffnen. red

Demonstration gegen
Acta in Saarbrücken
Saarbrücken. Die Polizei warnt
vor Verkehrsbehinderungen in
der Saarbrücker Innenstadt
für Samstagnachmittag. Grund
ist eine Demonstration gegen
das im Januar von der EU un-
terzeichnete Handelsabkom-
mens Acta, das das Urheber-
recht stärken soll. Beginn ist
um 14 Uhr auf dem Schloss-
platz. Danach geht es laut Poli-
zei über die Wilhelm-Hein-
rich-Brücke zur Europa-Gale-
rie und über die Fußgängerzo-
ne zum St. Johanner Markt zur
Abschluss-Kundgebung. Der
Veranstalter rechnet mit 2000
Teilnehmern. red

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
C H R I S T I N E  KO C H ,  M A R I A
W I M M E R ,  G U I D O  P E T E R S

Von SZ-Redaktionsmitglied
Ute Klockner

Wenn das Solardach brennt
Anlagen auf Hausdächern bergen für Feuerwehren besondere Risiken

Saarbrücken. Seit dem be-
schlossenen Atomausstieg wird
die Frage nach alternativer
Energieversorgung dringlicher
denn je. Beliebt auch bei Privat-
haushalten sind Solaranlagen
auf dem Hausdach. Die Sauber-
männer unter den Energie-
quellen bergen bei Bränden für
die Feuerwehren jedoch beson-
dere Gefahren: Solange Licht
auf das Paneel fällt, wird Strom
erzeugt. Dafür muss nicht extra
die Sonne scheinen: Helligkeit,
eine Straßenlaterne oder die
Einsatzscheinwerfer der Feu-
erwehr reichen aus, die Pro-
duktion in Gang zu setzen.
Trifft der Löschstrahl auf die so
genannte Photovoltaik-Anlage,
besteht die Gefahr, dass das
Wasser den Strom leitet und die
Einsatzkräfte eine Spannung
von bis zu 1500 Volt trifft. 

„Damit das nicht passiert,
müssen wir je nach Stärke der
Spannung und Art des einge-
setzten Löschstrahls ein Min-
destabstand zwischen einem
und fünf Metern einhalten“,
sagt Landesbrandinspektor
Bernd Becker. Doch die saar-
ländischen Einsatzkräfte seien
für solche Fälle geschult: „Das
ist mittlerweile Teil
der Grundausbil-
dung.“ Landläufi-
gen Gerüchten, die
PV-Anlagen seien
weder mit Wasser
noch mit Lösch-
schaum zu löschen,
sondern müssten
kontrolliert abge-
brannt gelassen
werden, erteilt er
eine klare Absage.

„Die einzelnen Module er-
zeugen Gleichstrom, der ge-
bündelt in einem Kabel zum
Generatorenanschlusskasten
geleitet wird“, erklärt Becker.
Seit 2006 besteht in Deutsch-
land die Pflicht, hier und im
Wechselrichter, der die Gleich-
spannung in Wechselspannung
umwandelt, einen Lasttrenn-
schalter einzubauen. „Doch die
einzelnen Solarmodule stehen
auch dann noch weiter unter

Einen Aus-Schalter für Photo-
voltaik-Anlagen auf Dächern
gibt es nicht. Helligkeit reicht
aus, um die Strom-Produktion
zu starten. Doch die Wehren im
Land sind darauf vorbereitet,
damit das Löschwasser nicht
den Strom auf sie zurückleitet.

Spannung.“ Daher befürwortet
der Landesbrandinspektor die
möglichst rasche Einführung
des Solarmodul-Abschaltsys-
tems, bei der die PV-Anlage im
Brandfall manuell und vollau-
tomatisch abschaltet. Dass ein
solcher Schalter kein Standard
ist, liege sowohl an der noch
nicht ausgereiften Technik als

auch am Preis,
heißt es von der
Deutschen Gesell-
schaft für Sonnen-
energie (DGS) in
Nürnberg. „Noch
gibt es kein zertifi-
ziertes Abschalt-
system, das markt-
reif ist und für die
Laufzeit einer PV-
Anlage von min-
destens 20 Jahren

Bestand hat“, sagt DGS-Pro-
jektingenieur Björn Hem-
mann. Eine weitere Vorausset-
zung sei, dass jederzeit von au-
ßen mittels Testschalter ge-
prüft werden kann, ob die
Schutzeinrichtung funktionie-
re. Auch hier werde noch an der
technischen Umsetzung gear-
beitet. Eine solche Vereinba-
rung müsste im Service- und
Wartungsvertrag festgeschrie-
ben werden. Doch es gebe auch

Alternativen zum Abschaltsys-
tem, meint der Bundesverband
Solarwirtschaft in Berlin. „In
den allermeisten Fällen bieten
sich bauliche Maßnahmen an.
Zum Beispiel die feuersichere
Verlegung unter Putz, durch ei-
nen Installationsschacht oder
außerhalb des Gebäudes“, sagt
Verbandssprecher David We-
depohl. „Es gibt mehr als eine
Million Photovoltaik-Anlagen
in Deutschland. Uns ist kein
Fall bekannt, in dem ein Feuer-
wehrmann durch eine Solar-
stromanlage verletzt wurde.“ 

Wichtig für Solaranlagen-Be-
sitzer sei es, entsprechende
Hinweisschilder im Haus zu
haben und über die Technik in-
formiert zu sein, damit sie im
Ernstfall den Einsatzkräften
schnell die Leitungsführung
der PV-Anlage erklären könn-
ten, findet der Energieberater
der Verbraucherzentrale des
Saarlandes, Werner Ehl: „Bei
einem Brand können Tempera-
turen von über 1000 Grad ent-
stehen, so dass die Aluminium-
Rahmen der PV-Anlage
schmelzen und die Module vom
Dach runterrutschen. Das ist
dann für die Feuerwehr die
gleiche Gefahr wie bei herun-
terfallenden Dachziegeln.“ 

Brennt es, muss der Feuerwehrmann wissen, ob auf dem Dach eine Solaranlage steht. Dann kann er auf die Gefahr reagieren. FOTO: DPA

„Es gibt kein
marktreifes
System zum
Abschalten.“
Projektingenieur
Björn Hemmann

Saarbrücken/Völklingen. Die
mutmaßliche Rechtsterroristin
Beate Zschäpe hat Anfang No-
vember die Bekenner-DVD der
Zwickauer Terrorzelle an die
Völklinger Selimiye-Moschee ge-
schickt. Davon geht die General-
bundesanwaltschaft aus, wie ein
Sprecher der Behörde gestern der
SZ mitteilte. Die Saarbrücker Zei-
tung hatte bereits am 5. Dezem-
ber berichtet, dass es sich bei der
DVD um die Kopie eines Beken-
ner-Videos der Zwickauer Neo-
nazis handelt. Nun bestätigt sich,
dass sie nicht von Trittbrettfah-
rern stammt. Ob es einen Zusam-
menhang zwischen der Terror-
zelle und einer Reihe von Brand-
stiftungen in von Migranten be-
wohnten Häusern in Völklingen
gibt, wird derzeit von einer Son-
derermittlungsgruppe geprüft. 

Die saarländischen Grünen ha-
ben derweil gestern mehr Enga-
gement der Landesregierung ge-
gen Rechtsextremismus und bei
der Aufklärung der Völklinger
Brandstiftungen gefordert. Die
Spitzenkandidatin der Saar-Grü-
nen, Simone Peter, sagte: „Be-
schwichtigen und Herunterspie-
len ist eine völlig falsche Hand-
lungsweise, wenn es darum geht,
gegen Rechtsextremismus anzu-
kommen.“ Verhaltensänderun-
gen beim Innenministerium, den
Geheimdiensten und bei der Lan-
despolizei seien notwendig. So sei
es unbedingt erforderlich, solche
Fälle aufzudecken und auch öf-
fentlich zu machen. Auch die
Kreise und Kommunen sieht Pe-
ter in der Pflicht, mit Initiativen –
etwa in Schulen und Jugendzen-
tren – gegen rechtsextreme Ten-
denzen vorzugehen. 

Die Linksfraktion forderte ges-
tern erneut Aufklärung, warum
der Verfassungsschutz trotz sei-
ner V-Männer in der rechten Sze-
ne bisher keinen Beitrag zur Auf-
klärung der Vorgänge in Völklin-
gen geleistet habe. jkl

Generalbundesanwalt:
Zschäpe verschickte

DVD nach Völklingen

Eine Bekenner-DVD der Zwick-
auer Terrorzelle ging an die Seli-
miye-Moschee in Völklingen. 
FOTO: BECKER & BREDEL

Bande zockt Auto-Versicherungen ab
Landgericht verurteilt Angeklagten (63) zu drei Jahren Gefängnis ohne Bewährung

Saarbrücken. Wegen Versiche-
rungsbetruges im großen Stil hat
das Landgericht einen Mann aus
dem Nordsaarland zu drei Jahren
Gefängnis verurteilt. Der 63-jäh-
rige Zuwanderer mit deutschem
Pass hatte zuvor gestanden, dass
er als Teil einer grenzüberschrei-
tend aktiven Betrügerbande in 13
Fällen versucht hatte, Versiche-
rungen mit fingierten Autounfäl-
len zu hintergehen. In sechs Fäl-
len sei dies dann auch erfolgreich
gewesen. 

Die Bande, der in der Anklage-
schrift insgesamt 25 Fälle von
Versicherungsbetrug mit einem
Schaden von mehr als 120 000
Euro zur Last gelegt werden, ging
offenbar immer nach der glei-
chen Masche vor. Eine zentrale
Rolle spielten dabei Auto- und
Schrotthändler, die ursprünglich
aus dem türkisch-arabisch-persi-
schen Raum stammen. Sie kauf-

ten im Saarland und den angren-
zenden Ländern geeignete Ge-
brauchtwagen, oft Unfallfahrzeu-
ge, die sie vor Ort bar bezahlten.
Die Autos wurden in einer Werk-
statt oberflächlich repariert und
in Stand gesetzt. Sie sollten spä-
ter als „Unfall-Opfer“ dienen. 

Über ihre Kontakte suchten die
Männer dann gegen Entlohnung
vermeintliche Halter für diese
Fahrzeuge, oft Leute mit krimi-
neller Vorgeschichte. Die Wagen
wurden auf diese „Scheinhalter“
zugelassen. Nun brauchte man
noch „Unfallverursacher“. Sie
wurden in Deutschland, Frank-
reich, Italien und Belgien gefun-
den. Ihre Daten kamen in den je-
weiligen Unfallbogen für die Ver-
sicherung. 

Was fehlte, war der konkrete
Unfall. Er wurde auf dem Papier
jeweils ins Ausland verlegt, tat-
sächlich aber auf dem Gelände ei-
nes Autohändlers oder eines
Schrotthändlers mit passenden
Wagen nachgestellt. Meist wur-
den dabei so genannte Streifschä-
den produziert, bei denen die Wa-
gen aneinander vorbei schram-
men. Das verursacht schnell
Schäden in der Größenordnung

von einigen tausend Euro. An-
schließend wurden Kfz-Gutach-
ter eingeschaltet, die den jeweili-
gen „Schaden“ bewerteten und
Rechtsanwälte, die ihn gegen-
über der Versicherung des angeb-
lichen Unfallgegners geltend
machten. Manche waren einge-
weiht, andere nicht. Irgendwann
flog die Sache auf. Die Beteiligten
wurden nach und nach vor Ge-
richt gestellt und weitgehend zu
mehrjährigen Haftstrafen ohne
Bewährung verurteilt. Unter an-
deren auch ein Kfz-Gutachter
und ein Anwalt aus dem Saarland. 

Der 63-Jährige aus dem Nord-
saarland setzt hier nun einen
Schlusspunkt. Fazit der Richter:
Der einschlägig vorbestrafte An-
geklagte sei einer der „Hüter der
Fahrzeuge“ gewesen. Das System
zum Versicherungsbetrug sei mit
hoher krimineller Energie betrie-
ben worden. Gleichzeitig sei aber
zu sehen, dass der Familienvater
bereits bei der Polizei alles zuge-
geben und damit die Aufklärung
erleichtert habe. Deshalb sei bei
ihm eine dreijährige Haftstrafe
angemessen. Eine „Strafe, die
eher am unteren Ende des Mögli-
chen“ liege. wi 

Eines der letzten Mitglieder der so
genannten „Autobumser-Bande“
wurde jetzt vom Landgericht ver-
urteilt. Der 63-Jährige und seine
Kollegen hatten mit fingierten Au-
tounfällen im großen Stil die Ver-
sicherungen hinters Licht geführt.
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Hier blitzt die Polizei
an diesem Montag
Saarbrücken. Auf folgenden
Strecken hat die Polizei heute
Radarkontrollen angekündigt:
Schmelz, Winterbach, A 62
zwischen dem Autobahndrei-
eck Nonnweiler und der Lan-
desgrenze zu Rheinland-Pfalz,
A 620 zwischen dem Auto-
bahndreieck Saarbrücken und
dem Autobahndreieck Saar-
louis, A 623 zwischen dem Au-
tobahndreieck Friedrichsthal
und der Ausfahrt Saarbrü-
cken-Ludwigsberg. red

Straftäter nach
Verfolgungsjagd in JVA
Sulzbach. Mit einer filmreifen
Verfolgungsjagd ist es einer
Streife in Dudweiler am Sams-
tag gelungen, einen 33-Jähri-
gen zu verhaften, der mit Haft-
befehl wegen gefährlicher
Körperverletzung gesucht
wurde. Nach Angaben der Be-
amten entdeckten sie den
Mann in der St. Ingberter Stra-
ße. Als er den Streifenwagen
sah, flüchtete er in das Haus
seiner Freundin, rannte durch
den Hausflur und sprang
durch ein Fenster in den Hin-
terhof des Anwesens. Dort
stieg er noch über eine Leiter
in einen Schuppen – bevor er
schließlich verhaftet wurde.
Seit Samstag sitzt er nun in der
Justizvollzugsanstalt Saarbrü-
cken eine Haftstrafe von ei-
nem Jahr und neun Monaten
ab. red

Gesuchter Franzose 
in Großrosseln gefasst
Großrosseln. Ein in Deutsch-
land gesuchter Franzose ist
der Polizei Großrosseln am
Samstag per Zufall ins Netz ge-
gangen. Wie die Beamten ges-
tern mitteilten, war der 45-
Jährige so betrunken, dass er
kurz vorm Grenzübergang hin-
fiel und seinen Rausch im Poli-
zeigewahrsam ausschlief. Bei
der Überprüfung seiner Daten
stellten die Beamten dann fest,
dass er noch einen Zahlungs-
haftbefehl in Deutschland of-
fenstehen hatte. Weil er den
Betrag nicht begleichen konn-
te, wurde er in eine Justizvoll-
zugsanstalt gefahren, wo er die
nächste Zeit verbleibt. red

Zugausfälle auf Strecke
Saarbrücken – Trier
Saarbrücken. Wegen Bauarbei-
ten auf der Bahnstrecke zwi-
schen Saarbrücken und Trier
kommt es vom 31. März bis 15.
April zu Zugausfällen, die teil-
weise mit Bussen ersetzt wer-
den. Betroffen sind die Ab-
schnitte ab Saarbrücken
Hauptbahnhof beziehungs-
weise ab Völklingen nach Dil-
lingen und nach Merzig. Da-
durch können sich auch die
Abfahrtzeiten verändern. red 

Im Internet:
bauarbeiten.bahn.de/docs/
rheinland-pfalz /685.pdf

Forschernachwuchs
stellt seine Arbeit vor
Saarbrücken. 64 Projekte ha-
ben saarländische Schüler für
den Landeswettbewerb „ju-
gend forscht – schüler experi-
mentieren“ entwickelt, die sie
am Mittwoch, 7. März, ab 15
Uhr in der Congresshalle öf-
fentlich ausstellen. red

P R O D U K T I O N  D I E S E R  S E I T E :
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D I E T M A R  K LO S T E R M A N N

Von SZ-Redaktionsmitglied 
Laura Blatter

Verbotene Liebe zum Lehrer
Saar-Bildungsministerium will sich zu möglichen aktuellen Fällen nicht äußern

Saarbrücken. Er ist neu an der
Schule. Sieht gut aus. Ist jung.
Und nicht so spießig wie die an-
deren Lehrer. Der Neue ist ir-
gendwie anders. Einfach süß. 

So könnten sich die Gedan-
ken einer pubertierenden
Schülerin entwickeln. Es
kommt oft vor, dass Mädchen
für ihren Lehrer oder Jungs für
ihre Lehrerin schwärmen. 

Doch aus einer harmlosen
Schwärmerei kann auch Ernst
werden. Nämlich dann, wenn
die Lehrer Interesse zeigen, In-
teresse am Sex. Denn nach dem
Strafgesetzbuch sind sexuelle
Handlungen mit unter 16-Jäh-
rigen verboten, wenn man sie
erziehen, ausbilden oder be-
treuen soll.

Ein aktueller Fall aus Rhein-
land-Pfalz: Ein heute 36-jähri-
ger Lehrer aus dem Landkreis
Neuwied hatte 2007 ein Ver-
hältnis mit einer damals 14-jäh-
rigen Hauptschülerin. 22 Mal
hatte er Sex mit der Minderjäh-
rigen. Die Eltern des Mädchens
zeigten den Mann an. Mitte Ja-
nuar dieses Jahres wurde er je-
doch vom Oberlandesgericht
Koblenz vom Vorwurf des sexu-
ellen Missbrauchs Schutzbe-
fohlener rechtskräftig freige-
sprochen. Die Urteils-Begrün-
dung: Die Richter kamen zu
dem Schluss, dass kein „Ob-
hutsverhältnis“ zwischen dem
Lehrer und der Schülerin be-
standen habe. Denn: Der Mann
sei kein Fach- oder Klassenleh-
rer gewesen, sondern habe die
Schülerin nur vertretungsweise
unterrichtet und auch keinen
Einfluss auf die Notengebung
gehabt.

Diese Entscheidung ist für
die rheinland-pfälzische Kul-
tusministerin Doris Ahnen
(SPD) nur schwer nachvoll-
ziehbar. Auf SZ-Anfrage sagte
sie: „Mein Verständnis von
Schule ist, dass jede Lehrkraft
einer Schule für alle Schülerin-
nen und Schüler der Schule ein

besonderes Obhutsverhältnis
hat. Alle Lehrerinnen und Leh-
rer sind in ihrer Gesamtheit
dem Wohl der Schülerinnen
und Schüler verpflichtet, unab-
hängig davon, wie intensiv der
jeweilige unterrichtliche Bei-
trag ist.“ Aus diesem Grund
werde, so Ahnen weiter, derzeit
in Rheinland-Pfalz sowohl eine
Änderung des Schulrechtes als
auch eine Initiative zur Verän-
derung des Strafgesetzbuches
geprüft, um Schüler besser zu
schützen. 

Im Saarland gebe es keine
vergleichbaren Urteile, wie das
saarländische Bildungsminis-
terium auf SZ-Anfrage mitteil-
te. Ob es aktuelle Fälle im Saar-
land gibt, in denen ein Ge-
schlechtsverkehr zwischen
Schüler und Lehrer zur Anzeige
kam, darüber wollte das Bil-

Die Beziehung ist wichtig in der
Pädagogik. Doch was passiert,
wenn die professionelle Ebene
von Schülern und Lehrern über-
schritten wird und beide eine
Liebesbeziehung eingehen? Ein
aktueller Fall in Rheinland-Pfalz
hat eine intensive Debatte um
das Schulrecht ausgelöst.

dungsministerium aus „Daten-
schutz- und Ermittlungsgrün-
den“ keine Angaben machen.
Konkrete Vorschläge zur Ände-
rung des Schulrechts lägen dem
Bildungsministerium nicht vor,
doch wolle es das Thema auf
der kommenden Sitzung der
deutschen Schuljuristen an-
sprechen, „um den inhaltlichen
Austausch zwischen den ein-
zelnen Bundesländern in die-
ser Angelegenheit zu forcie-
ren“.

Nicole Klee, Sprecherin der
Landeskonferenz der Schul-
psychologinnen und Schulpsy-
chologen im Saarland, weist auf
das Problem des Rollenkonflik-
tes bei Lehrpersonen hin:
„Lehrpersonen sollen nicht nur
fachliche Inhalte vermitteln,
sondern auch professionelle
Bezugsperson sein. Beziehung

ist eine wichtige pädagogische
Dimension, die erforderlich ist
zur Steuerung, zur Einfluss-
nahme. Die freundschaftliche
Umgangsweise ähnelt dann
dem Umgang mit familiären
Bezugspersonen, bei denen
auch Körperkontakte üblich
und erlaubt sind.“ Allerdings
müssten die Lehrpersonen
achtgeben, so Klee weiter, da
diese Rollenpräsentation miss-
verstanden werden kann: „Sie
sind in der Verantwortung,
grenzwertiges Verhalten zu
vermeiden. Es besteht ein Ab-
hängigkeitsverhältnis, welches
nicht ausgenutzt werden darf.“
Daher müssten Lehrerinnen
und Lehrer professionell Ab-
stand halten, dürften das Ver-
trauen nicht missbrauchen und
sollten sich „klug und beson-
nen verhalten“. 

Im Tatort-Krimi „Reifezeugnis“ von 1977 hatten Schauspielerin Nastassja Kinski als 16-jährige Schülerin Sina und Christian Quadflieg als
Lehrer Helmut eine Liebesbeziehung. FOTO: NDR/DPA

„Viele schwärmen für ihre Lehrperson“
Expertin rät Schülern sich nach Übergriffen an Vertrauensperson zu wenden

Warum fühlen sich manche Leh-
rer zu Schülerinnen oder Schü-
lern, die sich in der Pubertät be-
finden, hingezogen?
Nicole Klee: Diese Schüler se-
hen manchmal körperlich
schon wie junge Erwachsene
aus, geben oder kleiden sich
entsprechend und möchten als
Erwachsene behandelt werden.
Manche Lehrpersonen finden
den jugendlichen Körper, die
Jugendlichkeit allgemein, die
Naivität und Unverbrauchtheit
der Heranwachsenden anzie-
hend. Gleichzeitig fehlt es die-
sen Lehrpersonen oft an
Selbstwertgefühl und sie sind
nicht imstande, zu Erwachse-
nen tragfähige gleichberechtig-
te Beziehungen aufzubauen.
Sie suchen dann die Nähe zu je-
mandem, der schwächer und
gegebenenfalls abhängig ist. 

Was könnten die Gründe dafür
sein, dass Schülerinnen und

Schüler auf das Werben einer
Lehrperson eingehen?
Nicole Klee: Viele Schüler
schwärmen für ihre Lehrperso-
nen. Diese sind älter, wirken er-
wachsen und wissen viel, tra-
gen Verantwortung. Wenn sie
von ihnen Anerkennung und

Wertschätzung
erfahren – in
dieser Entwick-
lungsphase
sehr bedeutsam
– kommen sie
sich selbst er-
wachsener vor,
wie ein „richti-
ger Mann“ oder
eine „richtige
Frau“, fühlen

sich geschmeichelt. Natürlich
gehört gerade in diese Phase
der Entwicklung auch das
Grenzenausloten. „Verbotenes“
kann reizen.

Wie sollten denn nach Ihrer Auf-
fassung Schülerinnen und Schü-
ler reagieren, wenn eine Lehr-
person ihnen nachstellt?
Nicole Klee: In aller Regel wird
es sich nicht um ein offensicht-
liches „Nachstellen“ handeln.
Meistens erfolgt zunächst ein
vorsichtiges Herantasten, der
Versuch, Vertrauen zu gewin-
nen. Daher sollten Schülerin-
nen und Schüler dazu motiviert

werden, sich zu äußern und
sich helfen zu lassen, wenn sie
sich unwohl bei Kontakten mit
einer Lehrperson fühlen oder
es zu sexuellen Handlungen
oder Anspielungen gekommen
ist. Kinder und Jugendliche
brauchen altersgerechte Infor-
mationen zu dem Thema. Sie
müssen über sexuelle Gewalt
und sexuelle Übergriffe aufge-
klärt sein, ohne dass ihnen
Angst gemacht wird oder man
sie überfordert.

Wo können sie sich in einem sol-
chen Fall hinwenden? Wo be-
kommen sie Hilfe?
Nicole Klee: Am besten sollten
sich diese Schülerinnen und
Schüler an eine erwachsene
Person wenden, der sie vertrau-
en. Das können selbstverständ-
lich zunächst die Eltern sein
oder aber in der Schule Ver-
trauenslehrer, Schoolworker
oder Schulleiter. Dann kann ge-
meinsam überlegt werden, was
zu tun ist, zum Beispiel eine
Anzeige bei der Polizei, und
welche weiteren Hilfen in An-
spruch genommen werden soll-
ten. Auch Beratungsstellen
können in Anspruch genom-
men werden wie schulpsycho-
logische Dienste oder Fachkli-
niken für Kinder- und Jugend-
psychotherapie.

Zeigt ein Lehrer sexuelles Inte-
resse an einer Schülerin oder ei-
nem Schüler, so kommt es oft zu
Konflikten. Redaktionsmitglied
Laura Blatter hat mit Nicole
Klee, Sprecherin der Landes-
konferenz der Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen
im Saarland, darüber im SZ-In-
terview gesprochen. 
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Völklingen. Nach mehr als drei-
zehn Brandstiftungen in von
Migranten bewohnten Häusern
in Völklingen hat am frühen
Samstagmorgen erneut jemand
Feuer an einem Wohnhaus in der
Völklinger Pasteurstraße gelegt,
in dem überwiegend Einwande-
rer leben. 

Wie das Landespolizeipräsidi-
um gestern mitteilte, setzten die
Unbekannten gegen 4.40 Uhr
Sperrmüll in Brand. Er lagerte
auf Auto-Stellplätzen, die in das
Gebäude reichen. Da Rauchgas in
das Haus strömte, mussten einige
Hausbewohner ihre Wohnung
für kurze Zeit verlassen. Verletzt
wurde nach Angaben der Polizei
niemand. Mit den Ermittlungen
ist nun auch die Sonderermitt-
lungsgruppe „GEG Komplex“ be-
traut, sie wurde im Dezember
vergangenen Jahres gegründet,
um die ungeklärten Brandstif-
tungen neu aufzurollen, die seit
2006 Migranten in Völklingen
treffen und einen rechtsext-
remistischen Hintergrund haben
könnten. Nach Angaben des Lan-
despolizeipräsidiums kam es im
Saarland am Wochenende noch
zu einer weiteren Brandstiftung
in einem unbewohnten Gebäude
in Spiesen-Elversberg. Ein Zu-
sammenhang zwischen den bei-
den Taten werde aber nicht ver-
mutet. 

Die Polizei meldete zudem zwei
weitere Brände aus Saarbrücken,
bei denen die Ursache noch un-
klar sei. In der Nacht auf Samstag
ging auf einem Parkplatz ein Auto
in Flammen auf und wurde voll-
ständig zerstört, ein weiteres
Fahrzeug wurde beschädigt. Zu-
dem brach ein Feuer in einem
Fitness-Studio aus, das stark be-
schädigt wurde. red

Weiterer Brand mit
rechtem Hintergrund 

in Völklingen? 

Saarbrücken. Schlechte Tatöwier-
farben und Make-up können ge-
sundheitsschädliche Stoffe, etwa
Schwermetalle enthalten. Daher
hat das Landesamt für Gesund-
heit und Verbraucherschutz im
vierten Quartal 2011 zwölf Tatö-
wierfarben und vier Permanent
Make-up-Farben unter anderem
auf Konservierungsstoffe,
Schwermetall-Belastung sowie ei-
ne ordnungsgemäße Kennzeich-
nung untersucht. Vier schwarze
Farben wurden auf krebserregen-
de aromatische Kohlenwasser-
stoffe (PAK) untersucht. Bei 16
Proben ergaben sich zehn Bean-
standungen, wie das Verbraucher-
schutzministerium gestern mit-
teilte. „Dies ist unbefriedigend
und verdeutlicht die Notwendig-
keit zu weiterer Überwachung
und Kontrolltätigkeit“, sagte Ge-
sundheitsministerin Monika
Bachmann (CDU).

Bei nur einer Probe beanstande-
ten die Kontrolleure die Kenn-
zeichnung: Hier war ein Warnhin-
weis durch ein Etikett überklebt.
Zwei Proben waren mit Benzisot-
hiazolinon konserviert, das in
Kosmetika verboten ist. Vier Fälle
enthielten Farbpigmente, die
nicht in der Kosmetik-Verord-
nung gelistet sind. Ein Permanent
Make-up wurde aufgrund hoher
Belastung mit Schwermetallen
beanstandet. Alle Produkte, die
dieses verunreinigte Pigment ent-
halten, hat der Hersteller zurück-
gerufen. Alle vier schwarzen Far-
ben enthielten als einziges Pig-
ment „Kohlenstoffschwarz“, das
für kosmetische Mittel erlaubt ist.
Zwei der untersuchten schwarzen
Farben waren jedoch mit PAK be-
lastet. Das Landesamt reagierte
mit Warnmeldungen. Seit Mai
2009 unterliegen Tattoo- und
Permanent Make-up-Farben der
Tätowiermittel-Verordnung. Seit-
dem sind Azo-Farbstoffe, von de-
nen sich krebserregende Amine
abspalten können, verboten. red 

Zehn von 16 Proben von
Tatöwierfarben und

Make-up auffällig
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Hier blitzt am
Wochenende die Polizei
Saarbrücken. Die Polizei hat
für das Wochenende folgende
Radarkontrollen angekündigt:
am Samstag auf der A 6 zwi-
schen der Landesgrenze zu
Frankreich und dem Kreuz
Neunkirchen, auf der A 623
zwischen der Abfahrt Saarbrü-
cken-Herrensohr und dem
Dreieck Friedrichsthal; am
Sonntag auf der A 8 zwischen
Heusweiler und dem Kreuz
Neunkirchen sowie auf der
A 620 zwischen dem Dreieck
Saarbrücken und dem Dreieck
Saarlouis. red

www.
pol izei .saarland.de

19-Jähriger verliert
Kontrolle über Wagen
Saarbrücken. Ein 19-Jähriger
hat am Freitagmorgen beim
Abfahren von der A 620 Rich-
tung Mannheim einen Unfall
verursacht. Der junge Mann
aus Saarlouis war nach Anga-
ben der Polizei mit der Limou-
sine seines Vaters unterwegs.
Er hatte die Ausfahrt Messege-
lände schon fast passiert, als
er, vermutlich mit überhöhter
Geschwindigkeit, von der Au-
tobahn abfahren wollte. Dabei
verlor er die Kontrolle über
das Fahrzeug. Der Mercedes
schleuderte über eine Ver-
kehrsinsel an der Ausfahrt und
prallte auf der gegenüberlie-
genden Seite in die Leitplan-
ken, so die Polizei. Die vier In-
sassen des Unfallwagens blie-
ben unverletzt. Laut Polizei
entstand ein Gesamtschaden
von 10 000 Euro. red
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Saarbrücken. Am Mittwoch ist
es so weit. Dann will der Ent-
sorgungsverband Saar (EVS)
auf einer Verbandsversamm-
lung der Bürgermeister über
höhere Müllgebühren abstim-
men. Für die 120-Liter-Rest-
mülltonne soll die Basisgebühr
von 76,90 Euro auf 84,20 Euro
steigen. In dieser Basisgebühr
sind vier Leerungen enthalten.
Wer seine Tonne häufiger lee-
ren lässt, zahlt 7,30 Euro statt
bisher 6,74 Euro. Zudem will
der EVS die Biotonnen-Gebühr
von 35 auf 58 Euro erhöhen. 

Der Entsorgungsverband be-
gründet die höheren Müllge-
bühren mit Mindereinnahmen
von 9,1 Millionen Euro in 2011.
Grund dafür sei zum einen das
Urteil des Oberverwaltungsge-
richts (OVG), das die Zahl der
jährlichen Mindestleerungen
von zehn auf vier verringert
hatte. Zweitens hätten die Bür-
ger ihre Tonne im Schnitt nur
noch 12,6 Mal leeren lassen,
statt – wie angenommen – 15
Mal. Drittens sei auch die Bio-
tonne bei weitem nicht so häu-
fig genutzt worden, wie vom
EVS erwartet.

Laut einem EVS-Papier vom
Dezember führte das OVG-Ur-
teil zu Mindereinnahmen von
1,4 Millionen Euro, die rückläu-
fige Leerungszahl zu weiteren
Einnahmeverlusten von 2,23
Millionen Euro und die Unter-
deckung bei der Biotonne zu
Mindereinnahmen von 4,64
Millionen Euro. Das ergibt zu-
sammen noch keine 9,1, son-
dern 8,27 Millionen Euro. Der
EVS ging allerdings in einem
der SZ vorliegenden Papier da-
von aus, dass die durchschnitt-
liche Leerungszahl aufgrund
des OVG-Urteils weiter zu-
rückgehen wird. Daher unter-
stellte er für 2012 nicht einen
Verlust an Gebühreneinnah-

men von 1,4, sondern von 2,3
Millionen Euro – auch dies als
Folge des OVG-Urteils. Dann
käme man relativ nahe an die
9,1 Millionen Euro.

Andererseits erwartete EVS-
Chef Heribert Gisch in einem
SZ-Gespräch, dass sich die Lee-
rungszahl künftig „bei zirka 14
Leerungen etwas nach oben
einpendeln“ werde. „Mögli-
cherweise verbleibende Ver-
lustvorträge“, so Gisch, könn-
ten „spätestens im Jahr 2017,
wenn durch die Beendigung der
Verträge mit der Müllverbren-
nungsanlage Neunkirchen Mil-
lionenkosten wegfallen, aufge-
löst werden“. 

Hinzu kommt, dass der EVS
mit den Gebührenerhöhungen
erklärtermaßen nur die Min-
dereinnahmen aufgrund des
OVG-Urteils kompensieren
will, nicht aber den Gebühren-
ausfall aufgrund der unerwar-
tet stark gesunkenen durch-
schnittlichen Leerungszahl.
Diese Aspekte sprechen alle-

samt gegen eine kräftige Anhe-
bung der Gebühren. Werner
Schmitt aus Völklingen, jener
Bürger, der das OVG-Urteil
durch seine Klage erzwungen

hat, glaubt, dass
der EVS mit der
höheren Ge-
bühr für die
Restmülltonne
nicht nur Min-
dereinnahmen
infolge des Ur-
teils ausglei-
chen, sondern
auch andere
Haushaltslö-

cher stopfen will: Einnahmen-
verluste von 800 000 Euro auf-
grund einer „Fehlkalkulation“
beim Sperrmüll, Minderein-
nahmen beim Verwiege-Sys-
tem von 700 000 Euro sowie ei-
ne Rest-Unterdeckung trotz
geplanter Gebührenerhöhung
bei der Biotonne, die bisher aus
der Restmülltonne quersub-
ventioniert wird. Denn die hö-
here Gebühr für die Biotonne

brächte laut Schmitt nur Mehr-
einnahmen von 2,4 Millionen
Euro, während deren Unterde-
ckung laut EVS 4,64 Millionen
Euro beträgt.

Unklar sei zudem, so Schmitt,
wie sich die vom EVS angenom-
menen Mindereinnahmen in-
folge verringerter Leerungs-
zahl von 2,23 Millionen Euro
auf 120-Liter und 240-Liter-
Tonnen verteilen. Es sei nicht
einzusehen, dass die Gebüh-
renanhebung einseitig jene
Bürger mit 120-Liter-Tonnen
belasten soll, während bei den
240-Liter-Behältern oder den
Großbehältern gewerblicher
Kunden alles beim Alten bleibt.
Laut Schmitt brächte die ge-
plante Gebührenerhöhung
dem EVS ein Mehr-Gebühren-
volumen von rund 2,6 Millio-
nen Euro ausschließlich durch
Belastung von Nutzern des
120er-Gefäßes. Damit falle der
EVS „in das alte System zurück,
bei dem Mehrverbrauch be-
lohnt wurde“. 

Drohen höhere Müllgebühren?
Entsorgungsverband Saar entscheidet über teurere Basisgebühr für Restmülltonne

Am Mittwoch stimmt der Ent-
sorgungsverband Saar über eine
Erhöhung der Müllgebühren ab.
Kritisiert werden die Pläne un-
ter anderem dafür, dass sie vor
allem die Besitzer der 120-Liter-
Restmülltonne betreffen.

Von SZ-Redakteur
Norbert Freund

Am Mittwoch entscheidet sich, ob die Müllgebühren steigen. FOTO: BECKER & BREDEL
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Saarbrücken. Seit Donnerstag-
abend ist die Baustelle auf der
Autobahn A 1 zwischen dem Au-
tobahnkreuz Saarbrücken und
der Anschlussstelle Illingen in
Betrieb. Mit kleiner Verzögerung,
wie Klaus Kosok, Sprecher des
Landesbetriebes für Straßenbau
(LfS), auf Nachfrage unserer Zei-
tung berichtet: „Bei Regen kön-
nen wir die Markierungen nicht
aufkleben. Innerhalb einer hal-
ben Stunde hätten Lastwagen die
wieder weggefahren.“ Letztlich
konnte bei nachlassendem Regen
aber markiert werden, so dass am
Freitagmorgen der Berufsver-
kehr erstmals durch das Nadel-
öhr gelenkt werden konnte. Wo-
bei Nadelöhr etwas überspitzt
formuliert ist, denn die mittlere
Spur, also die morgens und
abends die Richtung wechselnde
dritte Spur, „ist 20 Zentimeter
breiter, als die vorgeschrieben
2,50 Meter“. 

Trotzdem habe es schon Be-
schwerden von Autofahrern ge-
geben, die Spur sei zu eng. „Die
Alternative wäre gewesen, dass
wir für jede Fahrtrichtung nur ei-
ne Spur eingerichtet hätten. Die
wäre dann zwar etwas breiter ge-
wesen, dafür hätte es aber jeden
Tag Staus gegeben“, erklärt Ko-
sok. „Wir haben platztechnisch
alles rausgeholt, was an dieser
Engstelle rauszuholen war. Dabei
haben wir versucht, im Sinne des
Verkehrsflusses und der Staube-
kämpfung eine gute Lösung zu
finden.“ tog

Verkehr rollt
durch Engstelle

auf der Autobahn A 1

Die Sanierung des Teilstücks auf
der A 1. FOTO: RUPPENTHAL

Badewannen-Prozess: Angeklagter
hüllt sich weiter in Schweigen

Saarbrücken. Im Prozess um den
Tod einer 47-jährigen Ärztin, die
im vergangenen November in der
Badewanne starb, wird sich das
Gericht möglicherweise nur auf
eine schlüssige Indizienkette
stützen können. Angeklagt ist der
52-jährige Ehemann der Verstor-
benen. Er soll sie zunächst mit
dem Duschkopf geschlagen und
anschließend erwürgt haben. Bis-
her schweigt der Angeklagte al-
lerdings zu den Vorwürfen. Auch
die beiden minderjährigen Söhne
machen von ihrem Zeugnisver-
weigerungsrecht Gebrauch.Nach
dem zweiten Verhandlungstag
scheint eine Verurteilung damit
weiterhin offen. 

Ein Kriminalbeamter berichte-
te über die Durchsuchung der
Wohnung. Man habe an verschie-
denen Stellen hohe Bargeldbeträ-
ge gefunden. Aus einem seidenen
Bademantel im Kleiderschrank

seien 500-Euro-Scheine geflat-
tert. Auch zwei Autos der Familie
und eine Gartenlaube wurden
untersucht. Hinweise auf ein Mo-
tiv seien dabei nicht gefunden
worden. Auch die Nachbarn aus
dem Hochhaus, in dem das Ehe-
paar lebte, konnten nur Gutes be-
richten. Streit habe es nie gege-
ben. Einen anderen Eindruck
vermitteln die Aussagen einer
Ärztin, die offenbar das Vertrau-
en der Verstorbenen genoss. Ihr
habe die 47-Jährige anvertraut,
dass die Ehe mit dem Angeklag-
ten nicht glücklich sei. Ihr Mann
sei ein Macho, sie denke an Tren-
nung.

Das Ehepaar hatte bei einer
Versteigerung eine Wohnung in
St. Arnual erworben, die noch
vermietet ist. Am Tag, als die Frau
starb, war der Angeklagte beim
Hausverwalter. Dort erreichte
ihn die telefonische Nachricht
vom Tod der Frau, die er ohne er-
kennbare Gefühlsregung entge-
gengenommen habe. Der Verwal-
ter selbst habe zunächst nichts
über den Inhalt des Telefonats
gewusst, sagte er. Der Prozess
wird im Mai vor dem Schwurge-
richt fortgesetzt. jht

Der Tod einer Ärztin in der Bade-
wanne beschäftigte erneut das
Saarbrücker Schwurgericht. Ihr
angeklagter Ehemann schweigt
bisher. Lediglich die Aussagen ei-
ner Kollegin deuten auf ein mögli-
ches Tatmotiv.

Völklingen. Völklingen. Die
Brandserie in Völklingen reißt
nicht ab: Nach mehr als ein dut-
zend Brandstiftungen in von
Migranten bewohnten Häusern
hat in der Nacht zum Freitag er-
neut jemand Feuer in zwei be-
nachbarten Hochhäusern in der
kleinen Bergstraße im Völklinger
Stadtteil Wehrden gelegt. Nach
Angaben des Kriminaldauer-
dienstes sind ein Teil der Bewoh-
ner Migranten. Verletzt wurde
niemand. 

Wie das Landespolizeipräsidi-
um mitteilte, setzte ein Unbe-
kannter gegen 0.36 Uhr an einem
der Anwesen einen Müllcontai-
ner in Brand. Noch während die
Feuerwehr damit beschäftigt war,
dieses Feuer zu löschen, wurde
ein weiteres im Treppenhaus ei-
nes Hochhauses der Straße ge-
meldet. Hier steckten der oder
die Täter eine Papiertonne in
Brand. 

Mit den Ermittlungen ist seit
Freitag die Sonderermittlungs-
gruppe „GEG Komplex“ betraut.
Sie wurde im Dezember 2011 ge-
gründet, um ungeklärte Brand-
stiftungen neu aufzurollen, die
seit 2006 Migranten in Völklin-
gen treffen und einen rechtsext-
remistischen Hintergrund haben
könnten. Nach Angaben des Lan-
despolizeipräsidiums suchen die
Beamten zurzeit „mit einem mas-
siven Kräfte-Einsatz“ nach Zeu-
gen der Parallel-Brände in Wehr-
den. Zuletzt hatte es Anfang März
dieses Jahres in einem von Mig-
ranten bewohnten Haus in Völk-
lingen gebrannt. red 

! Hinweise (06 81) 9 62 29 33

Zwei neue Brände in
Völklingen beschäftigen

Sonderermittler

Anzeige 

Gartenfestival

mit vielen neuen Pflanzideen, Beratung und Verkauf, Besichtigung der Schaugärten, Ausstel-
lern aus der Region, kulinarischen Köstlichkeiten und Musik mit Herry Schmitt.
Programm unter www.grau-baumschulen.de

am Sonntag, dem 29. April ab 11.00 Uhr

J. Grau & Söhne
Ballerner Straße 7
66663 Merzig
Tel.: 06861 20 86
Fax: 06861 7 56 47
info@grau-baumschulen.de



Yasemin und Murat drei Jahre
vor dem Brand. FOTO: PRIVAT

Völklingen. Murat und Yasemin
T. können sich kaum noch an ih-
re Mutter erinnern. Seit dem 1.
Mai 2000 haben die Geschwis-
ter sie nicht mehr gesehen. Ein
Feuer zerstört an jenem frühen
Morgen ihr Elternhaus in Völk-
lingen, macht Mutter Fatma
zum Pflegefall und verletzt die
Kinder selbst lebensgefährlich.
Murat und Yasemin, damals
zehn und vier Jahre alt, kom-
men bei Verwandten in der Tür-
kei unter. Warum es in ihrem
Haus gebrannt hat, wissen die
beiden bis heute nicht.

Auch der Saarbrücker Rechts-
anwalt Hans Lafontaine kennt
den Grund nicht. Aber er glaubt
nicht an die offizielle These ei-
nes Defektes in der Elektrik des
Hauses, sondern geht von
Brandstiftung mit fremden-
feindlichem Hintergrund aus.
Seit mittlerweile zwölf Jahren
versucht er, entsprechende Er-
mittlungen in Gang zu bringen.
Und hat gerade eine erneute
Abfuhr erhalten: „Die General-
staatsanwaltschaft hat mir mit-
geteilt, dass die Befragung einer
von mir genannten Zeugin kei-
ne neuen Ermittlungsansätze
ergeben habe“, sagt Lafontaine.
Frau D. hatte zum Zeitpunkt des
Brandes in dem Mehrfamilien-
haus mit den T.’s gewohnt. Sie
will am Abend vor der Brand-
nacht einen Mann gesehen ha-
ben, der das Haus beobachtete.

Die Absage der Generalstaats-
anwaltschaft an Lafontaine be-
deutet auch: Die Sonderermitt-
lungsgruppe „GEG Komplex“,
die derzeit Brandstiftungen in
Völklingen zwischen 2006 und
2012 auf fremdenfeindliche
Hintergründe prüft, wird sich

mit diesem Fall wohl nicht wei-
ter beschäftigen. Doch es blei-
ben Ungereimtheiten.

Rückblick: Am 6. April 2000
läuft ein Beitrag im SR-Fernse-
hen über die geplante und in
letzter Sekunde vorläufig ge-
stoppte Abschiebung von Fatma
T. Darin ist auch für mehrere
Sekunden die genaue Anschrift
der Familie T. auf einer Akte zu
erkennen. Drei Wochen später
– in der Hexennacht vom 30.
April auf den 1. Mai 2000, gegen
1.30 Uhr – brennt das Haus, in
dem neben den T.’s weitere Mig-
rantenfamilien wohnen. Zufall
oder ein Hinweis auf Brandstif-
tung, wie Lafontaine vermutet?
Acht Menschen werden zum
Teil schwer verletzt, wie durch
ein Wunder kommt niemand
ums Leben. Noch am 1. Mai teilt
das Landeskriminalamt mit, ein
Defekt in der Elektrik sei ver-
mutlich Ursache gewesen,
Brandstiftung jedenfalls „nach
derzeitigem Ermittlungsstand“

auszuschließen. Brandmittel-
spürhund „Al Capone“ habe
keine Fährte aufgenommen.
Dennoch begehen Beamte die
Brandruine am nächsten Tag
ein zweites Mal. Mit dabei:
Niyati T., der Ehemann von Fat-
ma, der während des Brandes
außer Haus war. Er erzählt, dass
er mit den Beamten gestritten
habe, weil er an der Elektrik kei-
nen Schaden erkennen konnte.

Das LKA bleibt beim Elekt-
roschaden. Insgesamt werden
nur vier Zeugen zum Brand be-
fragt – und dies auch erst nach
Wochen. Letzte Zweifel soll ein
Schadensgutachter ausräumen.
Warum es in so einem dramati-
schen Fall über ein Jahr dauert,
bis sein 13-seitiges Gutachten
zu den Akten gelangt, ist unklar.
Die Staatsanwaltschaft Saar-
brücken stellt das Verfahren je-
denfalls am 11. September 2000
– also noch bevor das Gutachten
vorliegt – mangels Straftat ein.
Als das Papier im Mai 2001 doch

noch fertig ist, folgt die erneute
Einstellung. Dabei wird darin
die These vom Elektroschaden
alles andere als gestützt. Mit
„an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit“ sei das
Feuer auf dem Treppenpodest
des 1. Obergeschosses ausge-
brochen, heißt es – also auf dem
Podest, das zur Wohnung der
Familie T. führt. Und weiter:
„An den elektrischen Installa-
tionen in diesem Bereich waren
keine Schäden feststellbar, die
mit einem technischen Defekt
zu verbinden gewesen wären“.
Immerhin wird eingeschränkt:
Wegen der großen Zerstörung
sei der Elektrodefekt „nicht
zweifelsfrei“ auszuschließen.

„Es muss mir mal einer erklä-
ren, wie man daraus einen
Elektroschaden als Ursache ab-
leiten kann“, sagt Lafontaine.
Bereits damals ist er empört
über die Verfahrenseinstellung,
liefert sich Briefwechsel mit der
Staatsanwaltschaft, in denen er

auf den Widerspruch aufmerk-
sam macht. Er verweist auf ei-
nen Zeugen, dem eine junge
Frau am Brandort aufgefallen
ist, die plötzlich verschwunden
war und bringt schließlich auch
die Zeugin Frau D. ins Spiel. 

Alles ohne Erfolg. Es verge-
hen Jahre. Als Lafontaine im
Dezember 2011 von der Grün-
dung der „GEG Komplex“ er-
fährt, schreibt er an General-
bundesanwalt Harald Range,
bittet ihn, sich des Falls anzu-
nehmen, da er die Saarbrücker
Staatsanwaltschaft für ungeeig-
net hält, eigene Versäumnisse
aufzudecken. Range sieht sich
nicht zuständig, verweist den
Fall zurück nach Saarbrücken.
Im Februar sagt Generalstaats-
anwalt Ralf-Dieter Sahm, ihm
dränge sich kein Zusammen-
hang zwischen Lafontaines Fall
und den späteren Bränden auf.
Eine Dienstaufsichtsbeschwer-
de Lafontaines gegen Sahm
weist Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer – bis vor
Kurzem auch zuständig für Jus-
tiz – im März ab. Die Arbeit der
Staatsanwaltschaft sei „nicht zu
beanstanden“. Auch der von La-
fontaine angeschriebene Leiter
des Rechtsterrorismus-Unter-
suchungsausschusses im Bun-
destag, Sebastian Edathy (SPD),
wiegelt ab. Man sehe sich in ers-
ter Linie zuständig für Aufklä-
rung rund um die NSU-Mord-
serie, so Edathy im März zur SZ.

Schließlich lässt General-
staatsanwalt Sahm doch noch
Frau D. zu dem Mann befragen,
den sie vor der Brandnacht ge-
sehen haben will. Doch D. kann
ihn nicht genau beschreiben.

Die SZ sprach in den vergan-
genen Wochen mit vielen Zeu-
gen der Brandnacht. An Details
können sich die wenigsten heu-
te noch erinnern. An einen
Elektroschaden glaubt jedoch
niemand von ihnen. 

! SR 3 Saarlandwelle sendet zu
dem Fall am Sonntag, 12.35
Uhr, ein Feature mit dem Titel
„Und dann war das ganze Le-
ben weg“.

Was geschah wirklich in jener Mainacht?
Ein Anwalt und Behörden streiten bis heute über einen Völklinger Hausbrand im Jahr 2000

„Hexennacht“ im Jahr 2000: Ein
Wohnhaus in Völklingen steht in
Flammen. Acht Menschen wer-
den verletzt, eine Frau wird zum
Pflegefall. Der Saarbrücker
Rechtsanwalt Hans Lafontaine
wirft den Behörden vor, bis heu-
te nicht richtig zu ermitteln. 

Von SZ-Redakteur
Johannes Kloth

Warum zwei Kinder seit Jahren ihre Mutter nicht sehen dürfen 
Für Familie T. wird der 1. Mai 2000 zum Schicksalstag – bis heute kämpft sie gegen deutsche Behörden

Völklingen. 1981 zieht Großva-
ter T. mit seiner Familie von ei-
nem kleinen Dorf in der West-
türkei ins Saarland, um als Gru-
benarbeiter zu Geld zu kom-
men. Mit dabei: Sohn Niyati, da-
mals 13 Jahre alt. Die Familie
bleibt in Kontakt zur Heimat.
1987 heiratet Niyati in der Tür-
kei seine Frau Fatma, nimmt sie
mit nach Deutschland. Das Paar
wohnt in Völklingen, Niyati ar-
beitet als Monteur, Fatma ist

Hausfrau. 1989 wird Sohn Mu-
rat, 1995 Tochter Yasemin gebo-
ren. 1998 der erste Schock: Fat-
mas Aufenthaltsgenehmigung
wird nicht verlängert – wegen
zu geringem Familieneinkom-
men. Die Mutter soll ohne
Mann und kleine Kinder zurück
in die Türkei abgeschoben wer-
den. Zwei Jahre zieht sich der
Rechtsstreit hin, bis der Euro-
päische Gerichtshof am 6. April
2000 per Eilentscheidung die
Abschiebung aussetzt. Wenige
Wochen später, am 1. Mai, der
Brand: Fatma und die Kinder
erleiden schwere Verletzungen.
Niyati, der mit Freunden in ei-
ner Kneipe sitzt, als das Feuer
ausbricht, bleibt unverletzt,
steht nun jedoch vor dem
Nichts. Anders als die Kinder

erholt sich seine Frau von der
Rauchgasvergiftung und dem
Sauerstoffverlust nicht mehr:
Sie verliert ihr Gedächtnis, er-
kennt ihren eigenen Mann
nicht mehr und wird als Pflege-
fall bis heute in einer Einrich-
tung betreut. Niyati weiß nicht,
wie es weitergehen soll, ist
überfordert, wohnungslos. Er

entscheidet, die Kinder vorü-
bergehend zu den Großeltern in
die Türkei zu schicken. Doch
das Drama geht weiter: Nach
ein paar Monaten ist die Einrei-
sefrist der Kinder nach
Deutschland verstrichen. Mu-
rat und Yasemin dürfen nun
nicht mehr in ihre Heimat.

Seit Jahren versucht Niyati,
mittlerweile unterstützt von
seiner neuen Lebensgefährtin,
Murat und Yasemin einen Be-
such in Deutschland zu ermög-
lichen. Doch die Saarbrücker
Ausländerbehörde blockt stets
ab. Sie befürchtet, dass die Kin-
der nicht in die Türkei zurück-
kehren. Aktiv geworden ist
stattdessen das saarländische
Landesamt für Soziales. Ende
2011 geht ein Schreiben an Ya-

semin in die Türkei: Das Mäd-
chen solle für den Unterhalt der
Mutter im deutschen Pflege-
heim aufkommen. Eine Kopie
des Originalausweises, die der
SZ vorliegt, zeigt: Yasemin ist
nicht mal volljährig. Auf eine
SR-Anfrage sagt ein Mitarbeiter
des Amtes vor wenigen Wo-
chen, ihm liege ein Dokument
mit einem anderen Geburtsda-
tum vor. „Die Türken“ machten
ihre Kinder vor Behörden eben
gerne älter, um mehr Unterhalt
zu beziehen. Nach der Anfrage
hat das Amt keine erneute Un-
terhaltsforderung in die Türkei
gesandt, eine Einreiseerlaubnis
haben Yasemin und Murat je-
doch noch immer nicht. Seit
über zwölf Jahren haben sie ih-
re Mutter nicht gesehen. jkl

Der Brand im Jahr 2000 hat das
Leben der Geschwister Yasemin
und Murat T. dramatisch verän-
dert. Sie wohnen mittlerweile in
der Türkei, deutsche Behörden
verweigern ihnen bis heute die
Einreise. Die Geschichte der Ein-
wandererfamilie T. – ein Abriss.

Poststraße in Völklingen, 1. Mai 2000: Gegen 2.45 Uhr sind die Flammen besiegt. Die Tür des Hauses
habe Tag und Nacht offen gestanden, erzählt eine Nachbarin. FOTO: BECKER&BREDEL
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Lesung mit Henning
Scherf in Saarbrücken
Saarbrücken. Zu einer Lesung
mit dem ehemaligen Bremer
Bürgermeister Henning Scherf

laden das Kul-
turforum der
Sozialdemo-
kratie und die
Stiftung De-
mokratie Saar-
land für Diens-
tag, 19. Juni, 19
Uhr, in den
Saarbrücker
Rathausfest-
saal ein. Scherf

liest aus seinem Buch „Grau ist
bunt – Was im Alter möglich
ist“. In ihm wirft er die Frage-
auf, wie wir angesichts einer
älter werdenden Bevölkerung
leben wollen. Zudem stellt er
ein neues Altersbild vor, das er
selbst in einer Alters-WG
praktiziert. „Wir müssen zu ei-
nem neuen Miteinander fin-
den, aber auch die eigene
Sterblichkeit akzeptieren“,
sagte Scherf. red

Dudweiler soll
Sonderstatus verlieren
Saarbrücken. Der sogenannte
Sonderstatus, den der Saar-
brücker Stadtbezirk Dudwei-
ler genießt, wird voraussicht-
lich abgeschafft. Die Stadt
Saarbrücken hat hierzu ein Pa-
pier erarbeitet, auf dessen
Grundlage rund 500 000 Euro
eingespart werden sollen, und
zwar ab Mitte 2014. Dann geht
Bezirksbürgermeister Walter
Rodermann in den Ruhestand,
das Amt soll ehrenamtlich wei-
tergeführt werden. Der Son-
derstatus hat der Dudweiler
Verwaltung bisher eine gewis-
se Teilautonomie zugestan-
den. Bürgeramt und Bauhof
sollen trotz Einsparungen vor
Ort erhalten bleiben. mh 

Peter Moll bleibt
DFG-Vorsitzender
Saarbrücken. Die Deutsch-
Französische Gesellschaft
(DFG) Saar hat Peter Moll als
Vorsitzenden für weitere zwei
Jahre bestätigt. Neu in den
Vorstand gewählt wurden An-
ne Funke und Rudolf Bohn.
Die DFG Saar verzeichnete im
abgelaufenen Geschäftsjahr,
einen leichten Mitglieder-
zuwachs, teilte die Gesell-
schaft mit. red

www.
dfg-saar.de

Halle in Lockweiler:
Sanierung statt Neubau
Lockweiler. Die marode Mehr-
zweckhalle in Lockweiler wird
einer Kernsanierung unterzo-
gen. Dies hat der Bauausschuss
des Waderner Gemeinderates
jetzt beschlossen. Damit vo-
tierte der Ausschuss gegen die
ebenfalls diskutierte Variante,
die Halle abzureißen und kom-
plett neu zu bauen. Die jetzt
beschlossene Kernsanierung
kommt mit geschätzten rund
zwei Millionen Baukosten bil-
liger. Dabei hofft die finanziell
klamme Hochwaldstadt auf
Zuschüsse seitens des Landes,
um diese Kosten stemmen zu
können. cbe

Produktion dieser Seite: 
Ute Klockner, Florian Rech
Guido Peters

Landespolitik/Region
Telefon: (06 81) 5 02 20 41 
Fax: (06 81) 5 02 22 19 
E-Mail: politik@sz-sb.de 

Team Landespolitik/Region: 
Oliver Schwambach (oli, Leiter), Diet-
mar Klostermann (dik, stellv. Leiter),
Guido Peters (gp, stellv. Leiter), Norbert
Freund (nof), Daniel Kirch (kir), Johan-
nes Kloth (jkl), Christine Koch (ko), 
Johannes Schleuning (jos), Gerhard
Franz (gf, Reporter)

Von richtigen und falschen Signalen 
Ja, es ist ein richtiges Signal,

dass die Affäre Vierter Mu-
seums-Pavillon auf der Ta-

gesordnung bleibt. Alles andere
als die Wiedereinsetzung des
Untersuchungsausschusses hät-
te den Anschein der politischen
Mauschelei gehabt, nachdem
CDU und SPD gemeinsam ins
Koalitionsbett gestiegen sind.
Schließlich hatten die Genossen
noch während des Landtags-
wahlkampfes alle Hebel in Be-
wegung gesetzt, um beim Pavil-
lon-Desaster gegen die Landes-
regierung und Ministerpräsiden-
tin Kramp-Karrenbauer zu
punkten. Dass Regierungs- und

Oppositionsparteien
jetzt gemeinsam zu ei-
nem Abschluss der Un-
tersuchungen kommen
wollen, darf als Beitrag
zur politischen Hygie-
ne in diesem Land ge-
wertet werden. 

Ein falsches Signal
hingegen ging vom
Grünen-Parteitag aus, der an der
Führungsspitze alles beim Alten
beließ. Die Delegierten werden
sich von den Wählern fragen las-
sen müssen, warum mit einer
neuen Co-Vorsitzenden Simone
Peter nicht ein Zeichen des Auf-
bruchs gesetzt werden sollte.

Hat die Partei nicht
mit letzter Kraft die
Fünf-Prozent-Hürde
genommen, was auch
der populären und en-
gagierten Ex-Umwelt-
ministerin zu verdan-
ken ist? Und könnte
ein neues Gesicht in
der ersten Reihe nicht

auch für frische politische Ideen
stehen? Fürwahr, noch selten
hat eine Partei in solch kurzer
Zeit ihre eigene Spitzenkandida-
tin so abgemeiert. 

Welche politischen Signale
von der neuen Landtags-Oppo-
sition ausgehen, ist bisher noch

nicht auszumachen. Natürlich,
eine 72-Prozent-Mehrheit der
Regierungsparteien im Parla-
ment macht nicht gerade Lust
auf knallharte Opposition. Doch
sie ist notwendig, damit für CDU
und SPD die Mehrheit nicht
zum sanften Ruhekissen wird.
Doch bei den Saar-Linken ist es
jüngst ruhig geworden, die Grü-
nen waren mit sich selbst be-
schäftigt, und die parlamentari-
schen Frischlinge der Piraten
üben noch den politischen Dis-
kurs. Aber vielleicht zeigt die
Opposition schon bei der Land-
tagssitzung am Mittwoch, wie
viel Power wirklich in ihr steckt. 

Wochenschau

Guido Peters

Tholey. Auf dem Schaumbergpla-
teau in Tholey wird an diesem
Wochenende gefeiert. Am Freitag
sind die neue Zufahrt zur Berg-
spitze, die Buswendeschleife
samt Haltestelle und das neue
Gasthaus eröffnet worden. An
diesem Samstag gibt es ab 18 Uhr
Musik, unter anderem mit den
Alphornbläsern Theley. Diesen
Sonntag gehen die Feierlichkei-
ten um elf Uhr mit den Alphorn-
bläsern Hasborn-Dautweiler
weiter, um 17 Uhr führt die Grup-
pe Radelrutsch ein Theaterstück
für Kinder auf. evy

Schaumbergplateau
wird nach Sanierung

neu eröffnet

FO
TO

: V
ER

Henning
Scherf



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




